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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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„ Doppik ist
Mittel zum Zweck“
Der Passauer Landrat sieht sich auf seinem
Weg der Verwaltungsreform bestätigt. Trans-
parenz sei für politische Ent-
scheidungen notwendig. Seite 6

Hanns Dorfner:

Offensive im
kommunalen Sektor
Wie der Regionalvorstand Süd der Com-
merzbank AG erläuterte, will das Kreditin-
stitut mit überzeugenden Pro-
dukten Kunden gewinnen. Seite 5

Jochen H. Ihler:

Mehr als 6 Millarden Euro
für Bayerns Kommunen
Wie der Finanzminister betonte, können die
Städte und Gemeinden aufgrund der hohen
Zuweisungen ihre Gestaltungs-
spielräume aktiv nutzen. Seite 2

Prof. Dr. Kurt Faltlhauser:

Während die Welt sich in
dramatischem Umbruch be-
findet, erleben wir die Re-
naissance der Übersichtlich-
keit, meint die Vorzimmer-
perle. In diesem Klima sei es
den Leuten wichtiger, dass
der Staat mehr für Gleich-
heit als für Freiheit sorgt.
Der Begriff der Gerechtig-
keit habe darunter wieder
stärker zu leiden. Seite 15

Am 10. und 11. Oktober ist
es wieder so weit: Der Bayeri-
sche Gemeindetag veranstal-
tet die KOMMUNALE, Bay-
erns größte Tagung und Fach-
messe für Kommunalbedarf,
im Messezentrum Nürnberg.
Unter dem Motto „LandLe-
ben - Perspektiven für alle
Städte, Märkte und Gemein-
den“ werden die Gemeinden
beherzt die Herausforderun-
gen der Zukunft angehen. Für
die Kommunen sind neue, zu-
kunftsweisende Konzepte und
Lösungen gefragt. 

Wichtig ist für die Vertreter
von Gemeinden und Städten
der Erfahrungsaustausch. Die
KOMMUNALE ist das ideale
Informations- und Dialogfo-
rum für Bürgermeister, Stadt-
und Gemeinderäte und Ge-
schäftsstellenleiter. Parallel
zur Tagung führt der Bayeri-
sche Gemeindetag seine Jah-
resversammlung durch und
bietet ein umfangreiches und
interessantes Programm an, in
dem unter anderem das The-
ma „Arbeitsplätze schaffen in
Städten und Gemeinden“ ein
Schwerpunkt ist.

Im Mittelpunkt des Fach-
kongresses des Gemeindetags
„LandLeben - Perspektiven
für alle Städte, Märkte und
Gemeinden“ stehen in diesem
Jahr die Themenschwerpunk-
te „Arbeit und Wirtschaft“
und „Bildung“. In Seminaren
und Workshops sollen Ant-
worten auf drängende Fragen
der kommunalen Praxis gege-
ben werden.

Die Fachmesse richtet sich
an die Einkäufer und Beschaf-
fungsverantwortlichen der
Städte und Gemeinden sowie
an die bayerischen Bürger-
meister und Gemeinde- oder
Stadträte. Das Fachangebot ist
breit gefächert.

Die Bayerische Gemeinde-
zeitung wird erneut als Partner
mit ihrer Zukunftswerkstatt
öffentliche Verwaltung, der
„Virtuellen Behörde“ auf der
NürnbergMesse vertreten sein
(vgl. Themenplan auf Seite 5
dieser Ausgabe). 

Traum von einer gerechten Welt
Zum Eine-Welt-Tag lud Unterfrankens Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer in die Würzbur-
ger Residenz ein. Anlass dafür war das 30-jährige Bestehen des Eine-Welt-Ladens in Würzburg.
Als Festredner hob Staatsminister Eberhard Sinner, Leiter der Bayerischen Staatskanzlei, das
bürgerschaftliche Engagement zahlloser Menschen in Bayern heraus, die zur Sensibilisierung ih-
rer Mitmenschen für die Fragen der weltweiten sozialen Gerechtigkeit beitragen. In Bayern lei-
sten Zehntausende Ehrenamtliche Eine-Welt-Arbeit. Es bestehen über 2.000, zumeist kirchliche
Eine-Welt-Gruppen, aber auch projektunterstützende und entwicklungspolitische Gruppen so-
wie mehr als 150 Eine-Welt-Läden. „Global denken, lokal handeln“, diesem Motto seien inzwi-
schen viele Menschen verpflichtet, sagte Sinner. Jenseits spektakulärer Medienberichte über Un-
terentwicklung, Katastrophen und Krisen in armen Ländern laute die Devise der Eine-Welt-Ar-
beit: „Aufzeigen konkreter Handlungsmöglichkeiten“. Das beginne beim fairen Handel. wkn

CSU-Parteitag am 28. und 29. September:

Neuer Parteivorstand, 
neues Grundsatzprogramm
Am 28. und 29. September 2007 findet in der Messe München

(ICM) der 72. Parteitag der Christlich-Sozialen Union in Bayern
e. V. statt. Im Mittelpunkt der Veranstaltung stehen die Verab-
schiedung des neuen CSU-Grundsatzprogramms und die Neu-
wahl des Parteivorsitzenden sowie des übrigen Parteivorstands.
Außerdem erfolgt die Nominierung des Ministerpräsidentenkan-
didaten für die Landtagswahl 2008.

Am Freitag wird Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber den
Parteitag als Vorsitzender eröffnen. Neben der Rede der CDU-
Vorsitzenden, Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, stehen Dis-
kussion und Beschlussfassung des neuen CSU-Grundsatzpro-
gramms auf der Tagesordnung. Am zweiten Tag folgt auf die Re-
chenschaftsberichte von Generalsekretär Dr. Markus Söder und
Dr. Stoiber schließlich die Wahl des neuen Parteivorstands. 

KOMMUNALE 
am 10./11. 10. in Nürnberg

Gemeindetag lädt 
zu Großveranstaltung

und Fachmesse

Tag der Regionen 2007:

„Regional & fair“ 
Vom 22. September bis 7. Oktober 2007 werden rund
1000 Veranstaltungen in allen Teilen Deutschlands er-
wartet, die sich mit „fairem“ Konsum beschäftigen.
Unter dem Motto „regional & fair“ will der Tag der
Regionen 2007 vielerlei Beispiele für faires Konsum-
verhalten aufzeigen sowie gerechte und nachhaltige
Produktions- und Handelsbedingungen auch für die
Industrienationen thematisieren. 

Im klassischen Sinne meint
„fair“ mehr Nord-Süd-Gerech-
tigkeit, die vor allem über be-
wusste Kaufentscheidungen für
fair gehandelte Produkte erreicht
wird. Die Erlöse aus dem „fairen
Handel“ kommen den Produzen-
ten direkt zu Gute. Gerechte
Globalisierung schlägt eine
Brücke zwischen den ländlichen
Regionen hierzulande und den
armen Ländern, setzt sich für ein
Recht auf Nahrung für alle Men-
schen ein. Faire Preise zwischen
Händlern, Erzeugern, Verarbei-
tern und Konsumenten garantie-
ren letztlich eine bessere Qualität
der Produkte. 

Transparenz

Regionale Hersteller und
Dienstleister garantieren Trans-
parenz ihrer Produkte und Ange-
bote, der Produktionsabläufe so-
wie der Vermarktung und bieten
Arbeitsplätze. Regionalität dient
somit der Armutsbekämpfung.
Mit dem Kauf von Regionalpro-
dukten zu fairen Preisen können
ländliche Strukturen in allen Re-
gionen der Erde gesunden, Men-
schen wieder ein Auskommen
vor Ort finden und Tiertranspor-
te unnütz werden. 

Die Veranstaltungen machen
daher den Zusammenhang zwi-
schen persönlicher Kaufent-
scheidung und den Entwick-

lungschancen der eigenen Regi-
on deutlich. Sie wollen anregen,
die eigenen Konsumgewohnhei-
ten zu hinterfragen, verstärkt auf

regionale Ware zurückzugreifen
oder lokale Dienstleister zu be-
auftragen. Regionales Wirtschaf-
ten wird konkret beim Kauf fri-
scher, einheimischer Lebensmit-
tel, bei der Inanspruchnahme des
Handwerkers von nebenan und
bei der Nutzung oder Herstel-
lung regenerativer dezentraler
Energie. 

Der Tag der Regionen ist Ar-
beitsbühne für engagierte Perso-
nen aus Regionalinitiativen,

(Fortsetzung auf Seite 4)

Industriebericht Bayern:

Trendwende geschafft
„Die Industrie im Freistaat kann auf ein sehr gutes Jahr 2006
zurückblicken. Der Gesamtumsatz ist erneut kräftig gestiegen.
Der Auslandsumsatz wuchs überproportional,  die Exportquote
erreichte einen neuen Rekordwert. 

Besonders erfreulich: Das
Wachstum macht sich auch bei
der Beschäftigung bemerkbar.
Hier konnte erstmals seit sechs
Jahren wieder ein Zuwachs ver-
zeichnet werden. Die Trendwen-
de bei der Industriebeschäfti-
gung ist im Freistaat geschafft.“

Mit diesen erfreulichen Tatsa-
chen konnte Wirtschaftsminister
Erwin Huber bei der Vorlage des
Industrieberichts Bayern 2007 in
München aufwarten.   

Starker, dynamischer
Standort

Der Industriebericht 2007
zeigt Huber zufolge, „dass Bay-
ern ein starker und dynamischer
Industriestandort ist“. Die Be-
schäftigung in der bayerischen 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerische Tourismus-Offensive:

Millionenschweres Paket
Mit einem millionenschweren Förderprogramm will die Staats-
regierung den weiß-blauen Tourismus gegen die internationale
Konkurrenz stärken. Bei einer Sitzung auf dem Obersalzberg bei
Berchtesgaden beschloss das Kabinett auch finanzielle Hilfen für
Schneekanonen und die Modernisierung von Bergbahnen. 

Beim Bund will der Freistaat
über eine Bundesratsinitiative ei-
ne Mehrwertsteuerentlastung für
Bergbahnanlagen erreichen, um

mit Österreich konkurrieren zu
können. Das Kabinett beschloss
im Zuge des im engen Schulter-
schluss mit der CSU-Landtags-

fraktion erarbeiteten Tourismus-
Pakets auch, die Sonderförde-
rung der Hotellerie mit zinsgüns-
tigen Darlehen im Rahmen des
Zukunftsprogramms 2020 von
100 Millionen auf 300 Millionen
Euro aufzustocken. Darüber hin-
aus bleiben die Faschings-Schul-
ferien in ihrer bisherigen Länge
von einer Woche erhalten, um
den Skitourismus zu fördern.
Um Städtetourismus und Erho-
lung zu verbinden, soll für
Kleinvermieter mit bis zu 40
Betten eine grenzüberschreiten-
de Qualitätsoffensive gestartet
werden. Viele Hotels haben ver-
altete Einrichtungen, die moder-
nisiert werden müssen.

Urlaubswerbung

Auch die Werbung für Urlaub
in Bayern auf wachstumsstarken
Auslandsmärkten wie China,
Russland und Indien soll ver-
stärkt werden. Der Freistaat star-
tet zudem eine Imagekampagne
für die Heilbäder, die mit insge-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerns Wirtschaftsminister Erwin Huber zeichnet sowohl für
die Tourismus-Offensive (s. u.) als auch für den ausgezeichne-
ten Industriebericht (s. r.) verantwortlich.
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Bürgermeister Erich Kuhn
63936 Schneeberg

am 5.10.

Bürgermeister Johann Schäfer
92711 Parkstein

am 6.10.

Bürgermeister Johann Jurgovsky
93089 Aufhausen

am 11.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rudolf Riegler

97342 Marktsteft
am 2.10.

Bürgermeister Walter Friedrich
91743 Unterschwaningen

am 3.10.

Bürgermeister Hans Popp
91732 Merkendorf

am 6.10.

Bürgermeister Roland Bauer
63874 Dammbach

am 12.10.

Bürgermeister Horst Herbert
97509 Kolitzheim

am 12.10.

Bürgermeister Gerhard Mößner
86507 Oberottmarshausen

am 13.10.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 
Brigitte Schröder
87634 Günzach

am 13.10.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Richter

94330 Salching
am 6.10.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dr. Erwin Knapek

82008 Unterhaching
am 2.10.

Bürgermeister Helmut Maar
91093 Heßdorf

am 5.10.

Bürgermeister
Wilhelm Hammelstein

94166 Stubenberg
am 5.10.

Bürgermeister Alfons Stapf
87637 Eisenberg

am 12.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reinhard Jaresch

95485 Warmensteinach
am 9.10.

Bürgermeister Georg Heindl
84579 Unterneukirchen

am 12.10.

Bürgermeister Ernst Schrödel
95145 Oberkotzau

am 15.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Hiebl

84576 Teising
am 3.10.

Wir gratulieren

Nochmals
Sonne tanken!

Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 
direkt im Internet unter 

www.1a-preisvergleichreisen.de

Schwerpunkte Klimaschutz,
Bildung und Haushalt 

Die Landtagsfraktionen bereiten sich auf den Regierungswechsel 
und das Wahljahr 2008 vor - Neues Tauziehen um den Finanzausgleich

In ihren Herbstklausuren haben die drei Fraktionen des
Bayerischen Landtags ihre Politik für das Jahr 2008 in Reso-
lutionen und Programmen zusammengefasst. Dabei waren für
CSU, SPD und Grüne Klimaschutz und erneuerbare Energie,
Schule und Bildung sowie Spar- und Haushaltspolitik gleicher-
maßen die Schwerpunkte. Da vieles von dem kommunale Aus-
wirkungen hat, wird erklärtermaßen der kommunale Finanz-
ausgleich im Nachtragshaushalt hart umstritten sein. Die Op-
position will für eine Erhöhung der Schlüsselmasse eintreten,
die von jetzt 11,7% möglichst rasch auf 15% der öffentlichen
Finanzen zu erhöhen sei. 

Die Klausuren, heuer alle in
Oberfranken, standen auch im
Zeichen des zum CSU-Parteitag
Ende September angekündigten
Rücktritts von Dr. Edmund Stoi-
ber sowohl als Regierungs- wie
auch als CSU-Chef. Die CSU-
Fraktion, die wie im Herbst üb-

Stoiber, er werde sich in die Ent-
scheidungen der neuen Staatsre-
gierung und Parteispitze nicht
einmischen und seinen Rat nur
geben, wenn er gefragt werde. Er
ließ offen, ob er dem Wunsch
aus seinem Landtagsstimmkreis
Bad Tölz/Wolfratshausen folgen

lich an Volks- und weiterführen-
den Schulen zum Schuljahr
2008/09 wieder abzuschaffen.
Früher gehörten Schulbücher
zum Sachaufwand, der zu zwei
Dritteln vom Staat und zu ei-
nem Drittel von den Kommu-
nen bezahlt wird. 

Büchergeld stoppen

Beide Oppositionsfraktionen
forderten auf ihren Klausuren,
die gerade beginnende Erhebung
des Büchergeldes für das neue
Schuljahr durch Städte und Ge-
meinden zu stoppen. Die SPD
hat zur ersten Landtagsvollsit-
zung nach der Sommerpause ei-
nen Gesetzentwurf zur Aufhe-
bung des Büchergeldes in Erster
Lesung eingebracht. 

Fraktionsvorsitzender Franz
Maget forderte Beckstein und
Kultusminister Siegfried Schnei-
der auf, sich mit Städte- und Ge-
meindetag zusammenzusetzen,
um eine Regelung zu finden, das
Büchergeld ab sofort nicht mehr
verlangen zu müssen. Die Geset-
zesänderungen könnten noch

Finanzminister Prof. Dr. Kurt Faltlhauser: 

Erstmals mehr als 6 Milliarden
Euro für Bayerns Kommunen 

Neue Informationsschrift gibt Einblick 
in den kommunalen Finanzausgleich 2007

„Im Haushalt 2007 wurde erstmals die 6-Milliarden-Euro-
Grenze bei den Leistungen aus dem kommunalen Finanzaus-
gleich überschritten. Dies stärkt die Kommunen und unter-
streicht die hohe Qualität der Partnerschaft zwischen Staat und
Kommunen. Mit der neuen Informationsschrift „Starkes Bayern
- starke Kommunen 2007“ wird ein Überblick über Zuweisun-
gen an die bayerischen Gemeinden, Landkreise und Bezirke im
Jahr 2007 gegeben“, stellte Finanzminister Kurt Faltlhauser fest.

Der Freistaat Bayern und seine Kommunen gestalten, so
Faltlhauser, die Zukunft Bayerns. Dabei ließen sich anstehende
Herausforderungen am besten in einem vertrauensvollen Mitein-
ander lösen. Deshalb finde zwischen Staatsregierung und Kom-
munen ein regelmäßiger und intensiver Dialog statt. „Auf dieser
Grundlage lassen sich in einem fairen Meinungsaustausch unter-
schiedliche Vorstellungen gegeneinander abwägen, damit am
Ende des Entscheidungsprozesses einvernehmliche und zu-
kunftsfähige Entscheidungen zum Wohle der Bürger, der Kom-
munen und des Landes stehen. Nur wenn Land und Kommunen
gemeinsam an einem Strang ziehen, kann das Ergebnis für beide
Seiten und damit auch für den Bürger positiv ausfallen“, betonte
Faltlhauser im Vorwort der Broschüre.

Eine gute Finanzausstattung ermögliche den Kommunen, so
Faltlhauser, ihre Gestaltungsspielräume aktiv zu nutzen und po-
sitiv zur Entwicklung des Landes beizutragen. Deshalb bildeten
die Leistungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs
seit jeher einen Zentralpunkt des Bayerischen Staatshaushalts.

Im Internet kann die komplette Broschüre „Starkes Bayern -
starke Kommunen 2007 - Die Finanzausstattung der bayerischen
Gemeinden, Landkreise und Bezirke im Jahr 2007“ unter der
Adresse www.stmf.bayern.de in der Rubrik „Service/Informati-
onsbroschüren“abgerufen werden. 

Bayerischer Gemeindetag fordert: 

Büchergeld sofort abschaffen! 
Verwirrung bei den Gemeinden schnellstens beenden
Der Bayerische Gemeindetag fordert die Bayerische Staatsre-

gierung auf, sofort ein Änderungsgesetz zur Aufhebung der
Pflicht zur Erhebung des Büchergeldes auf den Weg zu bringen.
In den bayerischen Gemeinden herrscht nach der gestrigen
Ankündigung von Innenminister Dr. Günther Beckstein, das
Büchergeld abschaffen zu wollen, größte Verunsicherung: Soll
das für das laufende Schuljahr zu erhebende Büchergeld noch
von den Eltern verlangt werden oder nicht? Können Kommunen
für den Fall, dass es erst für das Schuljahr 2008/2009 abgeschafft
werden soll, dennoch den Vollzug des Gesetzes bereits für das
laufende Schuljahr aussetzen? Drohen ihnen in diesem Fall ggf.
staatliche Sanktionen? Dr. Jürgen Busse, Geschäftsführendes
Präsidialmitglied des Bayerischen Gemeindetags: „Wer die Ab-
schaffung des Büchergeldes ankündigt, muss seinen Worten Ta-
ten folgen lassen. Jetzt muss ein entsprechendes Gesetz her, dass
für die Gemeinden einen fairen Ausgleich vorsieht.“ 

In der Geschäftsstelle des Bayerischen Gemeindetags laufen
die Telefone heiß: Immer mehr Gemeinden, Märkte und Städte
des über 2.000 Mitglieder vertretenden Verbands fragen, was an-
gesichts der politischen Aussagen der Staatsregierung zu halten
sei, es sei „wünschenswert“, das Büchergeld abzuschaffen.
Während zahlreiche Gemeinden das Büchergeld bereits für das
laufende Schuljahr 2007/2008 von den Eltern schulpflichtiger
Kinder vereinnahmt haben, steht dies bei anderen Kommunen
noch an. Um unnötige Bürokratie zu verhindern, wollen Bayerns
Gemeinden Klarheit: Wann kommt ein Änderungsgesetz zum
Schulfinanzierungsgesetz, das die Büchergeldregelung aufhebt?
Kann bereits heute im Vorgriff auf die Erhebung des Büchergel-
des verzichtet werden? Muss vereinnahmtes Geld wieder zurück-
gezahlt werden? Fragen, die der schnellstmöglichen Klärung
durch die Bayerische Staatsregierung bedürfen. 

heuer vom Landtag beschlossen
werden. Im gleichen Sinne
äußerte sich Grünen-Fraktions-
vorsitzende Margarete Bause. 

Die SPD-Fraktion beschloss in
ihrer Klausur in der Frankenaka-
demie Schloss Schney bei Lich-
tenfels, einen eigenen Entwurf
zum Nachtragshaushalt 2008.
Mit einem landespolitischen Al-
ternativprogramm auf allen Ge-
bieten will man in das Wahljahr
gehen. Dazu sollen die Sprecher
der einzelnen Fachbereiche stär-
ker als bisher als Stimmen der
SPD herausgestellt werden. 

Bildungsreform

Die Grünen forderten in ihrer
Bamberger Klausur eine grund-
legende Bildungsreform. Sie
drängen auf kleinere Klassen,
vor allem in Realschulen und
Gymnasien und fordern mehr
Lehrer für alle Schularten. Aber
das dreigliedrige Schulsystem
habe längst ausgedient. Vom
neuen Ministerpräsidenten Beck-
stein erwarten sie keinen wesent-
lichen Politikwechsel. In der Kli-
ma- und Umweltpolitk mit Aus-
stieg aus der Kernenergie seien
die Grünen Vorreiter, betonten
die Fraktionsvorsitzenden Dr.
Sepp Dürr und Margarete Bause.
Auf allen Politikfeldern müsse
der Stillstand der CSU-Landes-
politik während der Übergangs-
zeit von Stoiber zu Beckstein be-
endet werden. rm

Kommunale Daseinsvorsorge
ohne Wenn und Aber

Der Erhalt der kommunalen Wirtschaft für die Daseinsvorsorge
von Wasser und Energie bis zu Kindergärten und Krankenhäu-
sern bleibt aus Sicht der SPD-Landtagsfraktion Aufgabe der
Landespolitik. Für die Gefahr der Privatisierung bis hin zu den
Sparkassen könne noch keine Entwarnung gegeben werden, be-
tonte Fraktionsvorsitzender Franz Maget. 

In ihrer Herbstklausur in der
Frankenakademie in Schloss
Schney und im Fraktionsvorstand
im Maximilianeum führte die
SPD Gespräche mit dem neuge-
wählten Weidener Oberbürger-
meister Kurt Seggewiß und dem
Vorsitzenden der Sozialdemokra-
tischen Gemeinschaft für Kom-
munalpolitik (SGK), Oberbürger-
meister Dr. Ivo Holzinger (Mem-
mingen). Neben der Kommunal-
wahl am 2. März nächsten Jahres
stand auch das Thema Privatisie-
rung zur Debatte. 

Die SPD wird sich laut Maget
„ohne Wenn und Aber“ für die
kommunale Daseinsvorsorge ein-
setzen. Als warnende Beispiele
der Privatisierung entsprechender
Betriebe und kommunalen Grund-
besitzes nannte er neben London

Düsseldorf und Dresden. Der
Grundsatz des Bundesfinanzmi-
nisters Peer Steinbrück und seines
bayerischen Amtskollegen Prof.
Kurt Faltlhauser, mit Steuermehr-
einnahmen Schulden abzubauen,
sei auf die Kommunen nicht in
gleicher Weise anzuwenden. 

Für die Sparkassen spricht aus
Sicht der SPD, dass sie kleinen
und mittelständischen Betrieben
gegenüber aufgeschlossener sind
als internationale Banken. Maget
und Holzinger befürworteten ei-
ne engere Zusammenarbeit der
Landesbanken von Bayern und
Nordrhein-Westfalen. Die Lan-
desbank Baden-Württemberg,
die gerade die in Schwierigkei-
ten geratene Sächsische Landes-
bank übernimmt, sei dagegen
kein Partner. rm

lich in Kloster Banz zusammen-
trat, zeigte sich nach den Worten
von Fraktionschef Joachim
Herrmann und anderer Abgeord-
neter sehr zufrieden, dass Stoiber
nach 14 Jahren Amtszeit als Mi-
nisterpräsident im Einverneh-
men mit der Fraktion und seinen
Amtsnachfolgern ausscheide. 

Vertrauen in Nachfolger

Der Ministerpräsident be-
schränkte sich auf einen kurzen
Rückblick und betonte, er gehe
ohne Groll. Im Januar hatte er
sich in der Kreuther Klausur zum
Rücktritt gedrängt gefühlt. Jetzt
in Banz unterstrich er sein Ver-
trauen in seine Nachfolger, wo-
bei er neben Beckstein als Mini-
sterpräsidenten Huber für den
Parteivorsitz nannte, ohne sich
ausdrücklich gegen dessen Ge-
genkandidaten Bundesminister
Horst Seehofer zu stellen. Zu sei-
ner künftigen Rolle versicherte

und nächstes Jahr noch einmal
zur Wahl antreten werde. 

Einstimmig verabschiedete die
CSU-Fraktion eine Resolution
zum Vorrang des Klimaschutzes.
Herrmann erläuterte, man wolle
hier in Deutschland und Europa
an der Spitze marschieren. Bay-
ern müsse zum „Biomasseland
Nummer Eins“ werden. Aber
auch Geothermie, Wind- und
Wasserkraft sollten ausgebaut
werden. Bis 2020 solle der Anteil
an erneuerbaren Energien am
Primärenergieverbrauch von der-
zeit acht auf 16 Prozent verdop-
pelt werden. Der Anteil fossiler
Energien soll um 15 Prozent sin-
ken. Herrmann sprach sich er-
neut gegen ein vorzeitiges Ab-
schalten der Kernkraftwerke aus. 

Überraschend wurde in Banz
beschlossen, das gegen den Wi-
derstand der Opposition ab dem
Schuljahr 2005/06 per Gesetzes-
änderung eingeführte ßücher-
geld von 20 bzw. 40 Euro jähr-

SGK-Fachkonferenz zum demografischen Wandel:

Zerbrechliches Fundament
Mit dem demografischen Wandel in den Kommunen befasste
sich eine Fachkonferenz der Sozialdemokratischen Gemeinschaft
für Kommunalpolitik in Bayern (SGK) in Coburg. Nach der Be-
grüßung durch den SGK-Vorsitzenden, Memmingens Oberbür-
germeister Dr. Ivo Holzinger, und den Coburger Oberbürger-
meister Norbert Kastner sowie einführenden Referaten des 3.
Bürgermeisters von Coburg, Norbert Tessmer und von Prof. Dr.
Ernst Kistler fand eine lebhafte Podiumsdiskussion statt. 

Daran nahmen neben den Re-
ferenten Carsten Große-Star-
mann von der Bertelsmann Stif-
tung, Freya Lücke, Gymnasiastin
und Schülersprecherin in Coburg
sowie Roths Landrat Herbert
Eckstein, Vizepräsident des
Bayerischen Landkreistages, teil. 

„Das Phänomen der demogra-
fischen Entwicklung nur aus der
Brille einer alternden Gesell-
schaft zu sehen, würde dem
Handlungsauftrag der Kommu-
nalpolitik nicht gerecht“, betonte
Tessmer. Veränderungen und
Anpassungen seien in nahezu al-
len Bereichen des wirtschaftli-
chen, gesellschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Lebens erfor-
derlich. Dies müsse dem Bürger
vermittelt werden. Politik und
Gesellschaft müssten sich davon
leiten lassen, „dass sie von nun
an auf zerbrechlichem demogra-
phischen Fundament ruhen“.

Zukunftsfähigkeit der Stadt

Die Zukunftsfähigkeit der
Stadt wird Tessmer zufolge
„nicht von Parkplätzen, Sparkas-
senfusionen und ähnlichem ab-
hängen“. Die zentralen Fragen
der Zukunft für die Kommunen
hierzulande seien „in der Weise
zu beantworten, wie wir die gute
Ausgangslage mit ebenso guten
Rahmenbedingungen versehen
und Fehlentwicklungen entge-
gensteuern“. Dazu gehörten:

Gute Bildung für den Nach-
wuchs - Bildung schafft Innova-
tion und Innovation schafft Ar-
beitsplätze.

Gute Betreuung und Erzie-
hungsbedingungen, die es jungen
Familien erlaubt, Beruf und Fa-
milie unter einen Hut zu bringen.

Positive Rahmenbedingun-
gen in bildungs- und kulturpoli-
tischer Hinsicht, um von den
Wanderungsbewegungen zu pro-
fitieren.

Integration von Menschen
mit Migrantenhintergrund.

Der Bürgermeister plädierte
für den Aufbau einer kommuna-
len Bildungsplanung, die geeig-
net ist, die Vermengungen und
Begrenzungen der Teilsysteme

Kinder- und Jugendhilfe sowie
Schule zu überwinden „und ein
konsistentes Gesamtsystem für
Bildung, Betreuung und Erzie-
hung im kommunalen Raum zu
entwickeln“. Mit anderen Wor-
ten bedeute dies: „Elternarbeit,
Kindertagesstätten, Schule und
Arbeitswelt müssen ineinander
greifen, die Übergänge müssen
fließend sein.“

„Wir als Stadt haben diesen
Prozess zu steuern und zu mode-
rieren“, so Tessmer. Denn es ste-
he längst fest, dass den Kommu-
nen als bildungspolitische Akteu-
re vor dem Hintergrund der ge-
wandelten Aufgaben der Schu-
len, den zusätzlichen Anforde-
rungen an die Bildung oder die
Situation am Arbeitsmarkt künf-
tig erheblich größere Bedeutung
zukommen wird. Die Kommune
sei die Schnittstelle zwischen
Kindertagesstätte, Schule, Ju-
gendhilfe und Arbeitsverwal-
tung; ihr Gestaltungsspielraum
müsse ausgeschöpft werden. 

Was den Bereich Leben und
Wohnen im Alter des Demogra-
phischen Wandels angeht, sei
durch vorgelagerte Systeme und
vorbeugende Maßnahmen dafür
zu sorgen, „dass wir den Demo-
graphischen Wandel beherrschen
und nicht er uns“. Für all diese
Herausforderungen werde die
Stadt nicht nur Mittel für Pflicht-
aufgaben, sondern auch für frei-
willige Leistungen bereitstellen
müssen. Tessmer: „Zeit haben
wir keine. Aber anders als früher
bestehen im Hinblick auf das,
was auf uns zukommt, keine Er-
kenntnisdefizite.“

Prof. Dr. Ernst Kistler, Leiter
des Internationalen Instituts für
Empirische Sozialökonomie (ini-
fes) in Stadtbergen bei Augsburg,
ging u. a. auf die Altersgrenzen-
anpassung ein. So wie diese jetzt
von der Bundesregierung geplant
sei, werde sie nicht funktionieren
und letztlich zu weiteren Arbeits-
marktproblemen (vor allem für
Ältere) führen sowie „viele, vor
allem schwächere Arbeitnehmer-
gruppen ziemlich direkt in die Al-
tersarmut treiben“, prognostizier-
te Kistler. DK
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Heilbäderkongress in Bad Wörishofen:

Vernetzung heißt das Zauberwort
Gesundheits- und Wellness-Urlaub wird immer beliebter. Be-
reits heute sind Bayerns Heilbäder und Kurorte mit einem An-
teil von 30 Prozent an allen Übernachtungen ein wichtiger Stütz-
pfeiler des Tourismus. Der Megatrend Gesundheit wird für sie
weiter an Bedeutung gewinnen. Vor diesem aktuellen Hinter-
grund veranstaltete der Bayerische Heilbäderverband (BHV) in
Bad Wörishofen einen Kongress zum Thema „Bayerns Heilbä-
der und die Vernetzung mit der Gesundheitswirtschaft: Impulse
erkennen, Synergien schaffen & Zukunftspotentiale nutzen“. 

Im Rahmen des Programms
präsentierten namhafte Referen-
ten wie der renommierte Wirt-
schaftstheoretiker und Zukunfts-
forscher Leo A. Nefiodow inter-
essante Sichtweisen. Zukunfts-
strategien wie moderne Ange-
botsgestaltung und professionel-
le Vermarktung wurden ebenso
vorgestellt. 

Umsatz-Motor

Der hohe Qualitätsstandard
der Heilbäder ist auch der
Bayerischen Staatsregierung ein
großes Anliegen, wie Bayerns

die 30-50 Jährigen, der Gesund-
heitstourismus wird einer der
Megamärkte der Zukunft.

Zielgruppengerecht
positionieren

Huber „Wenn wir uns hier
zeitnah zielgruppengerecht posi-
tionieren, werden wir langfristig
profitieren. Es bieten sich viel-
fältige Chancen. Wir haben schon
heute eine gute Basis, denn Bay-
erns Heilbäder und Kurorte bie-
ten hervorragende medizinische
Fachkompetenz, moderne touri-
stische Infrastruktur, vielfältige

Sport- und Freizeitangebote so-
wie kulturelle und kulinarische
Highlights.“

Damit sich Bayern weiter gut
behaupten könne, sei eine hohe
Qualität bei kommunalen und
gewerblichen Einrichtungen
oberstes Gebot. Hier seien Kom-
munen wie Betriebsinhaber im-
mer wieder zur kritischen Prü-
fung aufgerufen. Hubers Emp-
fehlung: „Vermeiden Sie Allein-
gänge und ineffiziente Marke-
tingstrategien! In den wenigsten
Fällen können Kommunen über-
regional wahrnehmbare Kam-
pagnen finanzieren. Wenig Ziel
führend ist auch das bei den
Kommunen oftmals im Vorder-
grund stehende klassische Desti-
nationsmarketing. Der Schlüssel
zum Erfolg ist ein professionel-
les überregionales Zielgruppen-
marketing, wie es die Bayern
Tourismus Marketing GmbH
praktiziert.“

In diesem Zusammenhang be-
grüßt es der Minister sehr, dass
der Bayerische Heilbäderver-
band das Wissen der Profis künf-
tig stärker nutzen wird. Eine en-
ge Zusammenarbeit mit der
by.TM sei bereits vereinbart.
Professionalisiert würden u. a.
die Online-Darstellung des Ver-
bandes, die Informationen seiner
Mitglieder über aktuelle Markt-
forschungsergebnisse und eine
Bilddatenbank. 

jetzt ist es also wohl amt-
lich, dass das Rauchen in öf-
fentlichen Gebäuden seinem
Ende entgegen geht.

Der Bund hat dies bereits
für seine Amtsgebäude und
die Anlagen der Bahn ab 1.
September geregelt. Der
Freistaat Bayern will dem
Vernehmen nach ab 1. Januar
2008 folgen. Wenn Raucher
nicht rauchen ist dies für die
Nichtraucher ohne Zweifel
angenehmer und gesünder.

Aber eigentlich sollte es
solcher Rege-
lungen nicht 
bedürfen. Zwi-
schen erwach-
senen und höfli-
chen Menschen
müsste es doch
möglich sein, sich darauf zu
einigen, ob ein Raucher in
Anwesenheit Dritter raucht
oder nicht. Aber offenbar ist
diese grundsätzliche Höflich-
keit nicht mehr Allgemeingut.

Mit der Höflichkeit und den
Umgangsformen ist das über-
haupt so eine Sache. Kürzlich
habe ich gehört, dass der Bi-

schof von Augsburg Lehrlin-
ge empfangen hat, deren
Lehrplatz er subventioniert.

Als der Bischof
den Raum be-
trat und alle per
Handschlag be-
grüßte, blieben
manche sitzen. 

Irgendetwas
bei der Erziehung der jungen
Menschen muss da wohl 
misslungen sein.

KolumneGZ Luitpold Braun

Mehr 
H flichkeit ist
gefordert!

Bayerische Heilbäder und
Kurorte bildeten schon heute
enge und funktionierende Netz-
werke, fuhr Huber fort. Beispie-
le seien die „Rhön Bäder“ oder
das „Bayerische Thermenland“.
Auch innerörtliche Netzwerke
mit Kurhotels und Kurkliniken
nähmen erfreulicherweise zu.
Hier nannte der Minister ein Pro-
jekt im Tegernseer Tal: Unter
„Netzwerk Gesundes Land“
werden die Gesundheitsbelange
des Gastes in den Mittelpunkt
gestellt und von einem persönli-
chen Betreuer mit Ärzten, Klini-
ken, Hotels und Freizeitaktivitä-
ten verknüpft.

Mit neuen Ideen punkten

Um die Zusammenarbeit wei-
ter zu stärken, seien der Kreati-
vität keine Grenzen gesetzt, er-
klärte Huber. Es gelte, mit neuen
Ideen zu punkten und Wettbe-
werbsvorteile zu erzielen. Als
Denkanstoß nannte er folgende
fiktive Beispiele: Als Hersteller
von Wellnessdrinks oder Vita-
minpräparaten könnten die
bayerischen Heilbäder auf ihren
Verpackungen vermarkten. 

Im Gegenzug könnten die ent-
sprechenden Wellnessdrinks
bzw. Vitaminpräparate in den
Räumlichkeiten der bayerischen
Heilbäder angeboten werden.
Bayerns Heilbäder könnten
Partnerschaften mit Reformhäu-
sern eingehen, die sich zur Ver-
marktung der bayerischen Heil-
bäder bereit erklären. Umge-
kehrt könnten die bayerischen
Heilbäder in ihren Orten Ver-
kaufsflächen für Reformhäuser
schaffen. 

Klaus Holetschek, 1. Vorsit-
zender des BHV, griff die Worte
des Staatsministers gerne auf
und appellierte an seine Kolle-
gen in den bayerischen Heilbä-
dern und Kurorten: „Machen Sie
sich die Denkanstösse des Mini-
sters zu eigen. Suchen sie neue
Vernetzungsformen und -partner
zum Wohle Ihrer Orte.“ Mit
Blick auf die Zukunft äußerte
Holetschek drei Wünsche, um
Bayerns Heilbäder als bestquali-
fizierte Gesundheitsorte zu eta-
blieren: 

1. Die Einrichtung und Fi-
nanzierung von Präven-

tionscentern in den Kurorten und
die optimale Unterstützung von
Forschung und Entwicklung auf
dem Gebiet der Prävention. 

2. Die bessere Einbindung
der Kurorte und Heilbä-

der in bestehende Initiativen, zum
Beispiel in das Programm der
Bundesregierung „Fit statt fett“. 

3. Die weitere Auf-
stockung der Mittel für

Qualitätsverbesserung im Be-
reich der Leistungserbringer und
der Infrastruktur. DK

Wirtschaftsminister Erwin Hu-
ber betonte. Bayerns Heilbäder
und Kurorte seien mit knapp 30
Millionen Übernachtungen im
Jahr für die Tourismus- und Frei-
zeitwirtschaft ein echter Umsatz-
Motor. Ihre Übernachtungs- und
Tagesgäste generierten einen
Bruttoumsatz von über 3,2 Milli-
arden Euro und sicherten rund
90.000 Menschen in Bayern den
Lebensunterhalt. 

Jobgaranten 
für den ländlichen Raum

Die bayerischen Heilbäder, so
Huber, hätten weiterhin gute
Chancen, Jobgaranten für den
ländlichen Raum zu sein. Die
Marktforschung sei sich einig:
Gesundheitsorientierte Urlaubs-
und Kurzurlaubsreisen nehmen
weiter zu, der Erholungs- und
Wellnessurlaub steht in der
Wunschliste der Deutschen mit
69 Prozent ganz oben, gefolgt
vom „Medical-Wellness-Ur-
laub“ mit 45 Prozent. Im Jahr
2010 wird es fast 10 Mio. Well-
ness-Interessierte in Deutschland
geben, 7 Mio. sind für einen Ur-
laub oder Kurzurlaub ansprech-
bar. Das größte Interesse haben

Natürlich sind es die Thermalquellen, deretwegen viele Kurgäste ins niederbayerische Bäder-
dreieck reisen. Dennoch bieten die Heilbäder Bad Füssing, Bad Griesbach und Bad Birnbach
ihren Gästen sommers wie winters gemeinsam und getrennt zahlreiche weitere Kur- und Frei-
zeitaktivitäten. Unsere Aufnahme zeigt eine der Bad Füssinger Thermen. 

Copyright: Kurverwaltung Bad Füssing

Wirtschaftsminister Huber beim Tag des Handwerks:

Bayern peilt Vollbeschäftigung an
2008 mit 2,8 Prozent Wachstum zu rechnen - zunehmender Mangel an Fachkräften

Der Freistaat steuert landesweit auf die Vollbeschäftigung zu.
Mit dieser Prognose wartete Bayerns Wirtschaftsminister Erwin
Huber beim Bayerischen Handwerkstag in München auf. Der
wirtschaftliche Aufschwung halte an, 2008 sei mit einem Wachs-
tum von 2,7 bis 2,8 Prozent zu rechnen. Die Aussichten für das
bayerische Handwerk, dem es alles in allem zur Zeit sehr gut
geht, sind nach Darstellung des Präsidenten des Bayerischen
Handwerkstages, Heinrich Traublinger, ebenfalls rosig. 

Nach Hubers Worten ver-
zeichnet der Arbeitsmarkt der-
zeit den besten Aufschwung seit
Jahren. Vor diesem Hintergrund
werde es allerdings in Teilbe-
reichen der Wirtschaft immer
schwieriger, offene Stellen mit
geeigneten Bewerbern zu beset-
zen, stellte der Minister auch mit
Blick auf das Motto des Hand-
werkstages fest, das in diesem
Jahr lautet „Fachkräfte finden -
Mitarbeiter binden“.

Huber lobte in seinem Gast-
vortrag das Handwerk und den
Mittelstand, die einen enormen
Beitrag zur wirtschaftlichen Stär-
ke Bayerns leisteten und deshalb
zu Recht bestmögliche Rahmen-

bedingungen forderten. Dem ha-
be die Große Koalition mit wich-
tigen Reformprojekten wie der
Konsolidierung der Haushalte,
der Senkung der Lohnzusatzko-
sten und der Unternehmenssteu-
erreform entsprochen. 

Kein Selbstläufer

Für Mittelstand und Hand-
werk seien das Gebäudesanie-
rungsprogramm, die günstigen
Abschreibungsbedingungen, die
noch bis Ende des Jahres gelten,
und die Befreiung des Mittel-
standes von bürokratischen Las-
ten besonders wichtig. Die kon-
junkturelle Entwicklung sei aber

kein Selbstläufer. Deshalb habe
die Regierung Impulse für mehr
Wachstum und Beschäftigung
gegeben. Huber nannte unter an-
derem die Steigerung der Ausga-
ben für Forschung und Entwick-
lung auf 3 Prozent des Bruttoin-
landproduktes von 2010 an, den
stärkeren Schutz geistigen Ei-
gentums, die Stärkung der Mitar-
beiterbeteiligung, die Senkung
der Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung von 6,5 Prozent
vor zwei Jahren auf 3,9 Prozent
zum Jahresbeginn 2008, „aber
besser dann noch auf 3,5 Pro-
zent“. Der Wirtschaftsminister
forderte eine Reform der Erb-
schaftssteuer, um Handwerk und
Mittelstand bei Betriebsüberga-
ben effektiv zu entlasten. Er
lehnte Mindestlöhne und eine
Ausweitung des Entsendegeset-
zes ab, weil dies Menschen vom
Arbeitsmarkt aussperre.

Das Wachstum in Deutschland
und Bayern, so Huber, stehe auf

stabilen Füßen. Der Aufschwung
komme auch bei den Menschen
an, gerade in Bayern. Die Ar-
beitslosenquote liege bei nur
noch 5,1 Prozent. Im Herbst
werde Bayern wahrscheinlich
das bisherige Hoch vom Sep-
tember 2001 von 4,5 Millionen.
Beschäftigten knacken. Mit an-
haltendem Aufschwung werde
es aber in Teilbereichen der
Wirtschaft immer schwieriger,
offene Stellen mit geeigneten
Bewerbern zu besetzten, speziell
im naturwissenschaftlich-tech-
nischen Bereich. Deshalb sei 
ein gemeinsames Konzept von
Bund, Ländern und Wirtschaft
gegen den drohenden Fachkräf-
temangel erforderlich. Als we-
sentliche Bausteine nannte Hu-
ber unter anderem die Erleichte-
rung bei der Zuwanderung für
Ingenieure aus den neuen 12
EU-Staaten und Arbeitserleich-
terungen für Hochschulabsol-
venten. 

Qualifizierte Fachkräfte
warten auf neue Chance 

„Arbeitskräfte von außen im
großen Stil anzuwerben, betrach-
te ich als kritisch“, sagte Huber.
Unter den mehr als 3,8 Millio-
nen Arbeitslosen in Deutschland
gebe es viele qualifizierte Fach-
kräfte, die auf eine neue Chance
warteten. Priorität müsse viel-
mehr eine Vermittlungs- und
Qualifizierungsoffensive für hei-
mische Arbeitskräfte haben. Die
Beschäftigungsquote der älteren
Arbeitskräfte müsse steigen. An-
reize zur Frühverrentung und
zum Verharren in Arbeitslosig-
keit seien kontraproduktiv.

Ausbildung auf 
höchstem Niveau

Huber war sich mit Traublin-
ger darin einig, dass Ausbildung
das beste Mittel gegen Fachkräf-
temangel sei. Deshalb brauche
Deutschland Ausbildung auf
höchstem Niveau. Bei jungen
Menschen müssten Technikak-
zeptanz und –kompetenz geför-
dert und  mehr Mädchen und
jungen Frauen für eine Ausbil-
dung im technischen Bereich ge-
wonnen werden. Zwar gebe es
heuer mehr Ausbildungsplätze
als in den Vorjahren, „doch“, so
Bayerns Wirtschaftsminister, „es
gibt immer noch eine große An-
zahl von Betrieben, die ausbil-
den könnten und es dennoch
nicht tun.“ Für die Unternehmen

könnte es nur heißen „Ausbil-
den, ausbilden, ausbilden!“.

In der Ausbildung habe das
bayerische Handwerk bisher
schon „Exzellentes“ geleistet.
Huber erinnerte daran, dass Aus-
bildung zwar mehr koste, als sie
zunächst bringe, aber Ausdruck
einer großen sozialen Verant-
wortung sei. Deshalb appelliert
er an alle Betriebe, über den ei-
genen Bedarf hinaus auszubil-
den. Die Staatsregierung unter-
stütze die berufliche Ausbildung
im Handwerk schon seit vielen
Jahren, unter anderem mit ihrem
Investitions- und Zukunftspro-
gramm „Bayern 2020: Kinder.
Bildung. Arbeit“.

Ungenutzte Potenziale

Ungenutzte Potenziale sieht
der Wirtschaftsminister in der
Weiterbildung. 2005 hätten nur
22 Prozent der Beschäftigten in
Bayern an einer Weiterbildung
teilgenommen, und zwar vor al-
lem jene, die bereits über eine
gute fachliche Qualifikation ver-
fügten. Von den un- und ange-
lernten Kräften seien aber ledig-
lich 10 Prozent in den Genuss ei-
ner betrieblichen Weiterbildung
gekommen. Von der Gesell-
schaft forderte Bayerns Wirt-
schaftsminister ganz generell
„mehr Veränderungsbereitschaft,
Mut zu Neuem und einen offen-
siven Geist“. 

Nach Darstellung des Präsi-
denten des Bayerischen Hand-
werkstages, Heinrich Traublin-
ger, braucht das Handwerk be-
sonders qualifizierte Leute, weil
im Handwerk nicht die Maschi-
nen dem Menschen den Takt
vorgäben, sondern der Arbeits-
prozess am Menschen ausge-
richtet sei. Zwar sei laut einer
Umfrage unter bayerischen
Handwerksbetrieben der Fach-
kräftemangel noch kein flächen-
deckendes Problem, aber er neh-
me an Brisanz zu. So hätten 21
Prozent der befragten Betriebe
offene Stellen für Fachkräfte ge-
meldet. Hochgerechnet auf das
gesamte bayerische Handwerk
seien das fast 24.000 offene Stel-
len für Gesellen, Meister und
auch für Ingenieure im Freistaat.

Um dieser Situation zu begeg-
nen, müssten die Handwerksbe-
triebe ihr Augenmerk verstärkt
auf ältere, erfahrene Arbeitskräf-
te, auf Frauen, aber auch auf
Hochschulabsolventen und Mi-
granten richten, mahnte Traub-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 1)
kirchlichen Gruppen, lokalen
Agenda 21 Akteuren, Landwirt-
schaft, Handwerk, Natur- und
Umweltschutz, Gastronomie,
Bildung etc. aus allen Teilen
Deutschlands. Anhand von
Märkten, Infotouren, Hoffesten,
Führungen, regionalen Speise-
karten und fair gehandelten Pro-
dukten werden regionale Wirt-
schaftskreisläufe gezeigt. 

250 Veranstaltungen in
über 40 Landkreisen

Rund 250 Veranstaltungen ge-
hen in Bayern über die Bühne.
Der Tag der Regionen zieht sich
durch über 40 Landkreise vom
Nordwesten  mit dem „Schlaraf-
fenburger Ernteeinsatz“ in
Aschaffenburg, wo auf den Streu-
obstwiesen Bioland-Äpfel für
den Schlaraffenburger Apfelsaft
geerntet werden bis zum äußer-
sten Südosten. In Laufen wird
Küchenmeister Wolfgang Stäb-
lein für das Berchtesgadener
Land typische Nahrungsmittel
und Gerichte unter dem Titel
„Knödel, Klöße, Klopse - Koch-

(Fortsetzung von Seite 1)
samt 200 Millionen Euro unter-
stützt werden sollen. Bayern
müsse auch künftig Tourismus-
land Nummer 1 bleiben, erklärte
Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber. Dieser Wirtschaftszweig
biete rund 330.000 Menschen
Arbeitsplätze.

Vom wachsenden 
Wohlstand profitieren

Bayern benötige einen kräfti-
gen Investitionsschub im Touris-
mus. Maßstab dabei sei erstklas-
sige Qualität in allen Tourismus-
sektoren und Kategorien. Stoi-
ber: „Wir wollen von der Globa-
lisierung, vom wachsenden
Wohlstand außerhalb Europas
und von der höheren Mobilität
beispielsweise auch älterer Men-
schen noch stärker profitieren.
Die Förderung des Tourismus als
hochdynamische Dienstlei-
stungsbranche ist eine wichtige
Antwort im Strukturwandel für
eine moderne, breit aufgestellte
Wirtschaft.“

Weiß-blaue Leitökonomie

Wirtschaftsminister Erwin
Huber betonte, dass der Touris-
mus schon jetzt eine absolute
weiß-blaue Leitökonomie ist.
Huber: „Mit einem jährlichen
Bruttoeinkommen von über 24
Milliarden Euro sichert dieser
Wirtschaftszweig das Einkom-
men unzähliger Familienbetrie-
be, er sichert Wohlstand in den

(Fortsetzung von Seite 1)
Industrie legte erstmals seit 2001
wieder zu (plus 0,3 %). Auf Bun-
desebene ging die Beschäftigung
in der Industrie dagegen noch-
mals um 0,6 % zurück. Insge-
samt beschäftigte die bayerische
Industrie im vergangenen Jahr
1,16 Millionen Menschen. Der
Gesamtumsatz im bayerischen
Verarbeitenden Gewerbe erhöhte
sich 2006 um 7,6 % (Deutsch-
land 6,7 %). 23 von 24 Industrie-
zweigen (Ausnahme: Beklei-
dungsgewerbe) inklusive dem
Bauhauptgewerbe konnten eine
positive Umsatzentwicklung
melden.

Auslandsumsätze

Die Auslandsumsätze der
bayerischen Industrie stiegen
2006 laut Huber besonders kräf-
tig. Dadurch erhöhte sich die Ex-
portquote der bayerischen Indu-

Regional & fair ...

Gemeinden und er ist nicht zu-
letzt ein wirksames Instrument
zum Schutz und zum Erhalt der
ländlichen Regionen Bayerns.
Bayern ist nach wie vor das be-
liebteste Reiseland Deutsch-
lands.“ Der Wirtschaftsminister
erwartet auch für dieses Jahr ei-
nen neuen Gästerekord: „Der
Freistaat steuert mit erstmals über
26 Millionen Besuchern und 75
Millionen Übernachtungen auf
einen neuen Gästerekord zu.“ 

Intelligente Vernetzung
verschiedener regionaler
Dienstleistungen

Die Staatsregierung sieht nach
den Worten Stoibers ein hohes
Zukunftspotential für Bayern vor
allem in einer intelligenten Ver-
netzung verschiedener regionaler
Dienstleistungen wie Erholung,
Gesundheit, Unterhaltung, Bil-
dung und Kultur zu einem attrak-
tiven Gesamtangebot. Stoiber:
„Vor allem den Gesundheits- und
Wellness-Tourismus müssen wir
dabei noch stärker herausstellen.
Er spielt für den ländlichen
Raum eine wesentliche Rolle.
Die bayerischen Heilbäder bilden
dafür das Rückgrat.“ An die
Städte appellierte Stoiber, bei der
touristischen Angebotsgestaltung
noch mehr mit dem Umland zu
kooperieren. Dass dies eine Win-
Win-Situation ist, belege das Bei-
spiel Würzburg, wo die Stadt
außerordentlich erfolgreich mit
dem Fränkischen Weinland zu-
sammenarbeitet. DK

Millionenschweres Paket ...

seminar regionale Spezialitäten“
vorstellen. 

Faire Energie

In Kleineibstadt in der Rhön
kann eine energieautarke Lager-
halle besichtigt werden. Im Kel-
tendorf Gabreta in Ringelai im
Landkreis Freyung-Grafenau
zeigt der Verband landwirt-
schaftlicher Fachschulabsolven-
ten Interessantes zum Thema
„Für Mensch und Vieh - aus der
Region kommt faire Energie“
mit Beiträgen von der Keltenzeit
bis heute. In Schwabach wieder-
um findet ein großer Regional-
markt mit kulinarischen Köst-
lichkeiten, Kinderprogramm, Li-
ve-Musik und vielen weiteren
aktuellen Informationsmöglich-
keiten statt. 

Die Festwiese des Naturparks
Altmühltal in Kipfenberg-Böh-
ming ist Schauplatz des Alt-
mühltaler Lamm-Abtriebs. Da-
bei steht die 1.000-köpfige
Schafherde im Mittelpunkt, die
nicht nur von ihrem Schäfer,
sondern auch von politischer
Prominenz durch Böhming ge-
leitet wird. Ein Woll- und Hand-
werkermarkt, Musik, Lammspe-
zialitäten im Festzelt, Schaf-

schur-Vorführungen, Kinderpro-
gramm und die „Altmühltaler
Schafkopfmeisterschaft“ beglei-
ten das Fest.

750 Jahre Rottenburg

Im Rahmen des Stadtjubiläums
„750 Jahre Rottenburg“ wird im
Innenhof des Kapellenplatzes ein
ökumenischer Erntedank-Gottes-
dienst gefeiert, mitgestaltet von
der Musikschul-Blaskapelle. Im
Bürgersaal wird eine multimedia-
le Zeitreise und am Rande des
Michaelimarktes werden fair ge-
handelte Waren angeboten. Der
Agenda 21 Arbeitskreis wirbt für
regenerative Energiesysteme.
Bauern bieten ökologisch sowie
konventionell erzeugtes „Essen
ohne Gentechnik“.

Millenniums-Erklärung
der Kommunen

Die Stadt Nürnberg lädt
schließlich am 27. September zu
einer großen Info- und Festver-
anstaltung auf den Jakobsplatz
ein. Bei diesem unter der
Schirmherrschaft des mittelfrän-
kischen Bezirkstagspräsidenten
Richard Bartsch stehenden
Event wird die Norisstadt durch
OB Dr. Ulrich Maly die Millen-
niums-Erklärung der Kommu-
nen unterzeichnen. Die Organi-
sation Oxfam Deutschland wird
symbolisch darstellen, wie
Schindluder mit Lebensmitteln
getrieben wird. Die Theatergrup-
pe der Region Hesselberg, das
Schülerprojekt Bayreuth und die
Europa-Show-Tanzgarde wer-
den das Thema aufgreifen. Mit
einem Gottesdienst endet die
Festveranstaltung.        

Beteiligung der Sparkassen

Durch die Kooperation des
Deutschen Sparkassen- und Giro-
verbandes (DSGV) mit dem Bun-
desverband der Regionalbewe-
gung e. V. bietet sich auch den
Sparkassen die Möglichkeit, sich
am Tag der Regionen 2007 zu be-
teiligen. Zum einen können sie
mit eigenen Aktivitäten ihr Enga-
gement vor Ort für die Region
zeigen und zum anderen können
sie Kooperationen mit Initiativen
des Aktionsbündnisses Tag der
Regionen sowie mit Vereinen und
mittelständischen Unternehmen
eingehen. DK

Trendwende geschafft ...
strie erneut auf jetzt 46,9 % nach
45,4 % in 2005. Besonders ex-
portstark waren die Rundfunk-,
Fernseh- und Nachrichtentech-
nik (Exportquote: 71,6 %), die
Medizin-, Mess-, Steuer- und
Regelungstechnik, Optik (64,8
%) und die Automobilindustrie
(64,1 %).

Breite Vielfältigkeit 

Die positive Entwicklung be-
ruht nach den Worten des Minis-
ters nicht zuletzt auf der breiten
Vielfältigkeit der bayerischen In-
dustrie. Die rund 7.500 Betriebe
im Freistaat deckten in ihrem
Angebotsportfolio die Bandbrei-
te der industriellen Fertigung na-
hezu vollständig ab. 232 der ins-
gesamt 259 in der bundesweiten
Statistik geführten Industriespar-
ten seien im Freistaat vertreten.
Ihr Schwerpunkt liege in noch
stärkerem Maße als in Deutsch-
land insgesamt in Know-how-in-
tensiven Branchen.

Kompetenzfelder

Gemessen am Beschäftigten-
und Umsatzanteil stellt der Fahr-
zeugbau die größte Industrie-
gruppe in Bayern dar. An zweiter
Stelle steht die Elektroindustrie.
Es folgen der Maschinenbau so-
wie die Chemie- und Kunst-
stoffindustrie. Zusammen erwirt-
schaften diese vier großen indu-
striellen Kompetenzfelder 68,3
% des Umsatzes und sorgen für
63,3 % der industriellen Be-
schäftigung. Weitere beschäfti-
gungs- und umsatzstarke Indu-
striegruppen bilden die Metallin-
dustrie, das Ernährungsgewerbe
sowie das Verlags-, Druck- und
Papiergewerbe. Der Schwer-
punkt der bayerischen Industrie
liegt in der Produktion von Inve-
stitionsgütern. Fast die Hälfte
des gesamten Industrieumsatzes
wird mit Investitionsgütern er-
wirtschaftet.

Oberfranken an der Spitze

Bei der räumlichen Verteilung
der Betriebe zeige sich, so Huber,
dass jede Region in Bayern einen
wesentlichen Anteil am Entwick-
lungs- und Produktionspotenzial
für sich beanspruchen kann. Zwar
habe Oberbayern als bevölke-
rungsreichster Regierungsbezirk
mit 29 % den größten Anteil an
der Industriebeschäftigung; bei
der Anzahl der Beschäftigten im
Verarbeitenden Gewerbe je 1.000
Einwohner liege jedoch Ober-
franken an der Spitze.

„Die anhaltend positive Ent-
wicklung im ersten Halbjahr
2007 zeigt, dass wir auf dem
richtigen Weg sind“, so Hubers
Ausblick. Der Aufschwung in
der Industrie halte unverändert
an. Die Trendwende bei den In-
dustriearbeitsplätzen habe sich
im 1. Halbjahr 2007 weiter gefe-
stigt: Mit einem Zuwachs von
2,0 % von Januar bis Juli habe
ein hervorragendes Ergebnis er-
zielt werden können. Der Auf-
schwung sei damit auch in der
Industrie bei den Menschen an-
gekommen.

Gut gefüllte
Auftragsbücher

In den ersten sieben Monaten
dieses Jahres stiegen die Umsät-
ze im Verarbeitenden Gewerbe
erneut um 7,8 %. Die gut gefüll-
ten Auftragsbücher ließen weiter
Zuwächse erwarten. Zwischen
Januar und Juli 2007 gingen 9,1
% mehr neue Aufträge ein als im
Vorjahr, resultierend aus einem
Plus von 9,7 % bei den Inlands-
bestellungen und plus 8,8 % bei
den Auslandsorders.

50 % Exportquote

Die Exportquote erreichte im
1. Halbjahr 2007 mit 50 % einen
neuen Höchststand. Das entspre-
chende Bundesergebnis von 45,3
% wurde damit um 4,7 %-Punk-
te übertroffen. Huber zufolge be-
weist dies einmal mehr „die her-
vorragende Position der bayeri-
schen Industrie auf den Welt-
märkten“. Mit dem hohen Anteil
an Investitionsgütern liege der
Freistaat „im Fokus der weltwei-
ten Nachfrage“. DK

(Fortsetzung von Seite 3)
linger. Auf Arbeitnehmerseite sei-
en eine gute Schuldbildung als
tragfähige Basis für den Berufs-
weg, eine hervorragende berufli-
che Ausbildung und eine ständig
gepflegte Weiterbildung unver-
zichtbar. In den letzten Jahren, so
der Präsident, klage das Hand-
werk allerdings zunehmend über
die steigende Zahl nicht ausbil-
dungsfähiger Schulabgänger, bei
denen es unüberbrückbare Defi-
zite in Lesen, Schreiben, Rechnen
sowie bei sozialen Fähigkeiten
wie Pünktlichkeit, Zuverlässig-
keit und Höflichkeit gebe.

Jugendliche besser auf das
Erwerbsleben vorbereiten

Dennoch warnten Traublinger
und Huber davor, die Grenzen
für ausländische Arbeitskräfte zu
öffnen. Bei immer noch 3,8 Mil-
lionen. Arbeitslosen sollten die
beträchtlichen inländischen Po-
tenziale erschlossen werden. Von
den befragten Betrieben wollten
nur 6 Prozent die Zuwanderung
von Fachkräften erleichtert se-
hen. Stattdessen gelte es, die Ju-
gendlichen in der Schule besser
auf das Erwerbsleben vorzube-
reiten, und den Betrieben die
Ausbildung zu erleichtern. Das
Sozial- und Arbeitsrecht müsse
stärker auf die Arbeitsaufnahme
ausgerichtet sehen. Hauptziel der
Politik dürfe nicht die reine Ali-
mentierung sein, sondern die
Unterstützung der Arbeitsauf-

nahme, und zwar im ersten Ar-
beitsmarkt und nicht in Beschäf-
tigungsgesellschaften und Ein-
Euro-Jobs.

Als Beispiel hervorragender
beruflicher Weiterbildung in
Bayern nannte der Handwerks-
präsident den verbesserten Zu-
gang von Meistern zu den Hoch-
schulen. Seit vergangenem Jahr
können die jeweils besten 20
Prozent eines Meister-Jahrgangs
ohne weitere Zugangshürden ein
Fachholschulstudium aufneh-
men. Die Übrigen können diesen
Weg über ein Vorbereitungsse-
mester gehen.  

Mitte des Jahres gab es in
Bayern 181.599 Handwerksbe-
triebe mit zusammen 847.000
Beschäftigten. In den ersten
sechs Monaten 2007 stieg ihr ad-
dierter Umsatz gegenüber der
Vergleichszeit im Jahr zuvor um
3 Prozent auf knapp 41 Milliar-
den Euro, wozu allerdings die
Mehrwertsteuer-Erhöhung zum
Jahresbeginn mit ihren Vorzieh-
effekten beigetragen hat. Übers
Jahr dürfte der Aufschwung aber
weiter gehen, „denn“, so Traub-
linger, „die Stimmung ist gut und
der Geschäftsklimaindex  ist er-
neut gestiegen“. Die Auftrags-
bücher seien gut gefüllt, die Aus-
lastung der Betriebe auf durch-
schnittlich 75 Prozent gestiegen.
Von Januar bis August 2007
wurden im bayerischen Hand-
werk 21.340 Lehrverträge abge-
schlossen. Im Gesamtjahr 2006
waren es 30.163. dhg.

Bayern peilt ...

Tagung des Bayerischen Pflegerates:

Unerlässliche Reform
Die Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Pflegeberufe in
Bayern, kurz „Bayerischer Pflegerat“, war kürzlich im Bezirks-
krankenhaus Landshut zu Gast. Eines der Ziele der seit 1946 be-
stehenden Organisation ist es, den engen Kontakt zu Ministerien
zu halten, die für die berufliche Kranken- und Altenpflege zu-
ständig sind. Dies sind z. B. die Ministerien für Gesundheit, Kul-
tur, Arbeit und Soziales sowie Wissenschaft. Außerdem ist der
Verband im regelmäßigen Austausch mit im Pflegebereich aner-
kannten Autoritäten.

Beim mehrstündigen Treffen
im Bezirkskrankenhaus Lands-
hut wurde unter anderem das na-
tionale Gesundheitsberuferegi-
ster erörtert, aus dem Bayern
ausgeschert ist. Auch diskutier-
ten die Teilnehmer die neuen
Lehrpläne für Altenpflege-,
Krankenpflegehilfe sowie Sozi-
albetreuer/innen. 

Anwachsen der
Betagtengeneration

Weitere Themen waren Kon-
sequenzen aus dem Anwachsen
der Betagtengeneration im Be-
hindertenbereich erstmalig seit
dem Naziregime, Wege der Qua-
litätssicherung im Weiterbil-
dungsbereich der Pflegeberufe,
ein Bericht von der Tagung „Äl-
ter werden und gesund bleiben in
den Pflegeberufen“, die Situati-
on der Altenpflegeschulen, das
Projekt ANKOM, das einen
wichtigen Schritt auf dem Wege

der Professionalisierung pflege-
rischer Berufe in Bezug auf ein
grundständiges Studium der
Pflege darstellt, sowie die Studie
„Die Situation der Pflege bis
zum Jahr 2050“.

In diesem, von Professor
Reinhold Schnabel (Universität
Duisburg-Essen) angefertigten
Gutachten, wird darauf hinge-
wiesen, dass die Reform der ge-
setzlichen Pflegeversicherung
(GPV) immer drängender wird.
Demnach wird in den nächsten
Jahren die Zahl der Hochbetag-
ten (über 80 Jährige) von derzeit
1 Million auf bis zu zehn Millio-
nen Menschen im Jahr 2050 an-
wachsen. Die Zahl der Pflegebe-
dürftigen wächst bis 2020 um 
50 Prozent auf 2,7 Millionen
(2050: 4,7 Millionen) Das be-
deutet: Kamen im Jahr 2005 auf

100 erwerbsfähige Menschen im
Alter von 20 bis 64 Jahren vier
Pflegefälle, werden es in 2020 be-
reits 5,8 sein und 2050 sogar 12. 

Pflegelücke

Zugleich werden künftig im-
mer weniger Menschen ihre An-
gehörigen zu Hause pflegen.
Kinderlosigkeit und Single-Da-
sein führen dazu, dass in Zukunft
auf jeden Pflegebedürftigen im-
mer weniger Angehörige kom-
men werden. Politik und Betrof-
fene müssen sich deshalb darauf
einstellen, dass die Pflege we-
sentlich stärker als bisher durch
professionelle Pflegekräfte erfol-
gen wird. Der Pflegemarkt der
Zukunft wird deshalb boomen -
derzeit sind hier 545.000 Voll-
zeit-Beschäftigte tätig, im Jahr
2050 werden es 1,8 Millionen
sein. Dann kommen auf 100 so-
zialversicherungspflichtig Be-
schäftigte annähernd zehn Be-
schäftigte im Pflegesektor. Heu-
te sind es nur 2,1.

Damit werden laut Studie die
Ausgaben für professionelle
Pflege stärker wachsen als die

reine Pflegedürftigkeit. Der An-
stieg wird rund 3 Prozent pro
Jahr betragen. Bis zum Jahr
2020 wird der Markt für profes-
sionelle Pflege auf 37 Milliar-
den Euro anwachsen, 2030 auf
47 Milliarden Euro und bis 2050
auf 72 Milliarden Euro.

Vor diesem Hintergrund
wächst die Pflegelücke, also die
Differenz zwischen den notwen-
digen Ausgaben für die Pflege
und den Leistungen der gesetzli-
chen Pflegeversicherung, stark
an. Heute beträgt diese Lücke cir-
ca 8 Milliarden Euro, im Jahr
2030 werden die Ausgaben bei
nahezu 48 Milliarden Euro lie-
gen, von denen die gesetzliche
Pflegeversicherung lediglich 32
Milliarden Euro übernimmt. Die-
se Pflegelücke, so die Prognose,
wird durch die private Selbstbe-
teilung und die Kommunen ge-
schlossen werden müssen. Die
Selbstbeteiligung von Patienten
sowie die Unterstützung durch
die Kommunen („Hilfe zur Pfle-

ge“) werden sich bis zum Jahr
2050 verfünffachen.

Kapitalgedeckte Vorsorge

Die gesetzliche Pflegeversiche-
rung könnte ihr heutiges Leis-
tungsniveau nur um den Preis er-
heblich steigender Beitragssätze
halten. Je nach Szenario (künftige
Anzahl der Pflegefälle) müsste
der Beitragssatz auf 3 bis 5,5 Pro-
zent steigen. Reinhold Schnabel:
„Höhere Beiträge zur GPV sind
allerdings kein Ausweg aus der
Versorgungslücke. Denn steigen-
de Beiträge erhöhen die Lohnne-
benkosten und verschärfen über
eine wachsende Arbeitslosigkeit
das Finanzproblem.“

Um die Pflegelücke zu
schließen, bietet sich der Studie
zufolge die Ergänzung der ge-
setzlichen Pflegeversicherung
durch eine ergänzende private
kapitalgedeckte Vorsorge an. In
jedem Fall müsse die Politik
aber handeln. DK

Stoiber leitet 
Gremium zum Abbau

der Bürokratie
Ministerpräsident Dr. Ed-

mund Stoiber wird auf Bitte
von EU- Kommissionspräsi-
dent José Manuél Barroso ein
hochrangiges Gremium zum
Abbau der Bürokratie auf EU-
Ebene und in den 27 Mit-
gliedstaaten leiten. Die Eu-
ropäische Union will ihre Zie-
le zur Senkung der Bürokra-
tiebelastung in Europa um 25
Prozent zu Gunsten von Bür-
gern und Wirtschaft mit
Hochdruck vorantreiben. Die-
ses Vorhaben soll Stoiber als
Vorsitzender des neuen EU-
Gremiums mit seiner lang-
jährigen Regierungserfahrung
und seinen internationalen
Kontakten voranbringen. 
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Die „Virtuelle Behörde“ auf der KOMMUNALE:

Trends im E-Government
Best Practices in der Zukunftswerkstatt der Bayerischen Gemeindezeitung

An beiden Messetagen während der KOMMUNALE vom 10.
bis 11. Oktober 2007 auf der NürnbergMesse  präsentiert die
Bayerische Gemeindezeitung Best-Practice-Beispiele für gelun-
genes eGovernment. Verschiedene Vorträge werden sowohl am
Mittwoch als auch am Donnerstag angeboten.

Diese Veranstaltung widmet
sich ausschließlich den Schwer-
punkten, die für öffentliche Ver-
waltung von Interesse sind: Die
Präsentationen aus der öffentli-
chen Verwaltung bieten anschau-
liche Beispiele und liefern wert-
volle Denkanstöße.

Die Innovationen geschehen
immer schneller. Die Anforde-

rungen der Bürger - und damit
der Kunden der öffentlichen Ver-
waltungen - wachsen. Schließ-
lich sind sie inzwischen aus dem
täglichen Umgang mit ihrem PC
gewohnt, zahlreiche Geschäfts-
vorgänge bequem von zu Hause
aus zu erledigen.

Hinzu kommen für die öffent-
lichen Verwaltungen die vielfäl-

tigen Vorgänge im internen Ge-
schäftsverkehr, die durch neue
Entwicklungen im Hard- und
Softwarebereich erheblich ver-
einfacht werden können. 

Der Einsatz von IT in der öf-
fentlichen Verwaltung ist inzwi-
schen selbstverständlich. Der
größte Teil der Beschäftigten im
Öffentlichen Dienst ist „vernetzt“
und die meisten Fachaufgaben
werden IT-gestützt durchgeführt.
Bund, Länder und Kommunen
geben jährlich ca. 2,4 Mrd.  für
Kommunikationsnetze aus.

Insellösungen erschweren
die Kommunikation

Die derzeitigen Netzinfra-
strukturen der deutschen Verwal-
tung sind mit der technologi-
schen Entwicklung und entlang
erweiterter Kommunikationsbe-
dürfnisse einzelner Behörden ge-
wachsen. Damit stellen die be-
stehenden Netzinfrastrukturen
vielfach „Insellösungen“ dar.
Diese Insellösungen erschweren
die Kommunikation der Behör-
den untereinander: Nicht jede
Behörde kann eine andere
Behörde in Deutschland auf
elektronischem Weg zuverlässig,
einfach und sicher erreichen. Es
gibt zahlreiche Medienbrüche,
die aufwendig überbrückt wer-
den müssen. Das Ziel: ein natio-
naler Backbone als „Kommuni-
kationsautobahn“ für alle Ver-
waltungsebenen (vgl. Seite 12).

Strategie für integriertes
eGovernment 

Eine moderne öffentliche Ver-
waltung ist Voraussetzung für
den wirtschaftlichen Erfolg
Deutschlands. eGovernment lei-
stet dazu einen entscheidenden
Beitrag. Die Qualität des IT-Ein-
satzes und die Online-Bereitstel-
lung von Verwaltungsdienstlei-
stungen sind ein Standortfaktor -

Virtuelle Behörde auf der KOMMUNALE:

Das sind die Themen
Rechtzeitig vor der KOMMUNALE am 10. und 11. Okto-
ber veröffentlichen wir im Internet auf unserer Website
www.gemeindezeitung.de das endgültige Vortragspro-
gramm für die „Zukunftswerkstatt öffentliche Verwal-
tung“ der Bayerischen Gemeindezeitung.

Bauherren, Einwohner, Steuerzahler – 
Wie oft verwalten Sie Ihre Bürger?
Referenten: Thomas Singer und Dennis Böttcher, 
adKOMM GmbH, www.adKOMM.de

OK.FMS – das Konzept zur Qualitätssteigerung und
Kostenreduzierung im Bereich der kommunalen Gebäude
Referent: Norbert Hart, AKDB – Anstalt für Kommunale
Datenverarbeitung in Bayern, www.akdb.de

Beschlussverfolgung mit ALLRIS® 
am Beispiel LRA Bad Tölz
Referent: Michaela Hering, Landratsamt Bad Tölz und
Kurt Hühnerfuß, CC e-gov GmbH, www.cc-egov.de

Doppik – ein Erfolgsmodell?
Referent: Horst Schmittdiel, Bürgermeister von Sulzbach
(Taunus), für DATEV eG, www.datev.de

Das Kommunalunternehmen – 
Eine alternative Unternehmensform zu Regiebetrieb
Referent: Josef Popp, Steuerberater in Furth b. Landshut
für DATEV eG, www.datev.de

Schnelle Hilfe in der Not – IT Notfallkonzepte
Referent: Rainer Niedermeier, LivingData GmbH, 
www.LivingData.de

Auswirkungen der neuen Bayerischen Meldedatenver-
ordnung für den GIS-Einsatz in Kommunen und Land-
kreisen am Beispiel Katastrophenschutz
Referent: Jan Siennicke, 
TERA Kommunalsoftware GmbH, www.tera-online.de. 

für die einzelnen Länder und
Kommunen, vor allem aber auch
für Deutschland insgesamt.

Für den optimalen Einsatz
moderner Informationstechnolo-
gie ist daher eine umfassende In-
tegration von Verwaltungspro-
zessen - auch ebenenübergrei-
fend - notwendig. Diesem Ziel
steht gegenwärtig die heterogene
IT-Landschaft von Bund, Län-
dern und Kommunen entgegen.
Gutes E-Government erfordert
medienbruchfreie Abläufe inner-
halb der einzelnen Verwaltungs-
ebenen und zwischen ihnen.
Dies ist bisher noch die Ausnah-
me, nicht die Regel.

Ziel von Deutschland-Online
ist es, eine vollständig integrierte
eGovernment-Landschaft in
Deutschland zu schaffen. Es
werden die notwendigen Stan-
dards gesetzt und die Stärken des
Föderalismus genutzt: Einzelne
Partner gehen mit Modelllösun-
gen voran, die auch anderen zu
Gute kommen (Prinzip „Einer
oder Einige für alle“). So werden
über alle Verwaltungsebenen
hinweg einheitliche und durch-
gängige Online-Dienstleistun-
gen ermöglicht.

Die Besucher der „Virtuellen
Behörde“ erwarten also span-
nende und informative Vorträge
von einem gewohnt hochkaräti-
gen Referententeam.

Ziel dieser Veranstaltung ist es
erneut, bei diesem Forum den
Dialog zwischen öffentlicher
Verwaltung, Wirtschaft und der
IT-Branche zu intensivieren. 

Entscheidungsträger in der
öffentlichen Verwaltung

„Die Veranstaltung richtet sich
an die Entscheidungsträger in
der öffentlichen Verwaltung, IT-
Entscheider und Organisations-
leitung, Rechenzentrumsleitung,
Unternehmens- und EDV-Strate-
gen, sowie an Geschäftsprozess-
verantwortliche. 

Die Teilnahme ist innerhalb
der Messe kostenfrei. Für einen
Imbiss ist gesorgt.
Anmeldungen: www.gemein-
dezeitung.de oder eMail: 
info@gemeindezeitung.de.

Mit überzeugenden Produkten
kommunale Kunden gewinnen

Bayerische Gemeindezeitung im Gespräch mit Jochen H. Ihler, 
Regionalvorstand Süd der Commerzbank AG

Als zweitgrößtes Kreditinstitut in Deutschland betreut die vor
137 Jahren gegründete Commerzbank Private und Firmenkun-
den sowie ausgewählte multinationale Unternehmen. Mit dem
Erwerb der Hofer SchmidtBank im Jahre 2004 hat sich die
Commerzbank nicht nur aktiv an der inländischen Bankenkon-
solidierung beteiligt, sondern auch nahezu alle Arbeitsplätze er-
halten können, da - bis auf eine Ausnahme - alle 70 Geschäfts-
stellen in das Filialnetz der Bank integriert wurden.

Mit der Etablierung eines ei-
genen Geschäftsfeldes „Mittel-
standsbank“ hat sich die Bank
insbesondere die Partnerschaft
mit Firmenkunden auf die Fah-
nen geschrieben. Seit vielen Jah-
ren betreut sie auch den Öffentli-
chen Sektor in bundesweit 16
Gebietsfilialen. Die Commerz-
bank ist eine der größten Staats-
und Kommunalkundenbanken
Deutschlands. Jetzt will sie auch
im kommunalen Sektor in Bay-
ern noch offensiver werden. 

Partner des Mittelstands

GZ: Herr Ihler, wo liegen die
Kernkompetenzen der Com-
merzbank?

Ihler: Neben dem Privatkun-
dengeschäft ist insbesondere das
Mittelstandsgeschäft unser Kern-
geschäft. Deshalb erschließen
wir ihm konsequent alle entspre-
chenden Möglichkeiten. So ha-
ben wir Instrumente wie das
Schuldscheindarlehen auch für
den Mittelstand zugänglich ge-
macht und die Losgrößen im
Zins- und Währungsmanage-
ment an den tatsächlichen Be-
darf mittelständischer Unterneh-
men angepasst. Wir wollen die

Beste Bank für den Mittelstand
sein – insbesondere bei der Fi-
nanzierung. Das heißt aber
auch, nicht nur Finanzier und
Dienstleister zu sein, sondern

dass wir gerade als Großbank
unseren Firmenkunden individu-
elle und innovative Lösungen
anbieten können. Sie basieren
nicht zuletzt auf dem Know-how
und den Erfahrungen, die wir
bei größeren Kunden und welt-
weiten Aktivitäten gewonnen ha-
ben - was uns von regionalen Fi-
nanzdienstleistern unterscheidet.

GZ: Sie sind in 2 Wochen
auf der KOMMUNALE 2007
in Nürnberg erstmals vertre-

ten. Wollen Sie auch im
Öffentlichen Sektor in
die Offensive gehen?

Ihler: Das ist richtig,
da wir in anderen Regio-
nen der BRD wesentlich
stärker im Kommunalge-
schäft vertreten sind als
in Bayern. Wir haben
bundesweit Kontoverbin-
dungen zu etwa 40 % der
Adressen im Öffentlichen
Sektor. Bei einigen Kom-
munen, kommunalen Be-
trieben und öffentlichen
Institutionen im Osten ha-
ben wir sogar die Haus-
bankfunktion. In Bayern
sind wir im direkten Ver-
gleich noch nicht so sicht-
bar. Das wollen wir än-
dern.

Zu Hause in der Welt 
des Öffentlichen Sektors

GZ: Im Mittelstandsge-
schäft stellen Sie sich immer
wieder dem Anspruch „Beste

Mittelstandsbank“ zu sein.
Könnten Sie sich auch als „bes-
te Kommunalbank“ sehen?

Ihler: Ja, unser Anspruch ist
es, die beste Bank für den öffent-
lichen Sektor zu werden. Die Be-
treuung des Öffentlichen Sektors
ist deshalb in unserer Mittel-
standsbank eingebunden. Die
hier vorhandene Expertise bildet
die Basis, mit der die eigenstän-
dige Schwerpunktbetreuung des
Öffentlichen Sektors spezifische
Lösungen für die kommunalen
Herausforderungen entwickelt.
Kunden, die sich für uns ent-
scheiden, profitieren von diesem
Anspruch.

GZ: Bei den Kommunen do-
minieren in Bayern offensicht-
lich die Sparkassen. Ist Ihr
Ziel, dort Hausbank zu sein,
nicht etwas zu ehrgeizig?

Ihler: Zum jetzigen Zeitpunkt
wäre das in der Tat nicht realis-
tisch. Wenn wir uns mit den deut-
schen Sparkassen und Landes-
banken vergleichen, fehlt uns
zum Beispiel das teilweise über
Jahrzehnte aufgebaute Netz-
werk. Deshalb sagen wir auch
nicht: Wir wollen Hausbank
werden, sondern wir wollen die
beste Bank werden und Kern-
bank. Unser Anspruch ist es, als
eine beratungsstarke Bank für
den Öffentlichen Sektor wahrge-
nommen zu werden, die mit voll-
em Verständnis für die besonde-
ren kommunalen Aufgaben und
umfassendem Know-How effizi-
ente Lösungen entwickelt.

GZ: Mit welchen Produkten
wollen Sie die Kunden über-
zeugen? Was wollen Sie än-
dern?

Ihler: Bei den Produkten wa-
ren wir bisher schwerpunkt-
mäßig mit Finanzierungen und
deren Strukturierung präsent.

(Fortsetzung auf Seite 6)

Jochen H. Ihler.

vor allem der langfristige Part-
ner, der seine Kunden und ihre
besonderen Anforderungen ge-
nau kennt, tiefe Branchen-
Kenntnis mitbringt und mit kla-
ren, transparenten Prozessen ar-
beitet. Wir sind davon überzeugt,
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(Fortsetzung von Seite 5)
Da wir nicht nur eine Filialbank,
sondern auch eine Universal-
bank sind, werden wir die The-
men Anlage und Zahlungsver-
kehr sowie Risikomanagement
und Beratung forcieren. Konkret
bedeutet dies, dass wir bei den
Themen Schuldenmanagement
(bzw. Anlagemanagement – je
nach Bedarf), Liquiditätsmana-
gement und auch gerade bei dem
Thema Derivate verstärkt aktiv
werden wollen. Wir glauben
auch, dass wir mit der Weiterent-
wicklung des Themas Schul-
denmanagement und den Erfah-
rungen im Öffentlichen Sektor
bei der Einführung von SEPA bei
unseren Kunden und potentiellen
Kunden anders wahrgenommen
werden. Einen weiteren Schwer-
punkt bilden die Einführung der
Doppik bei Gebietskörperschaf-
ten in Bayern sowie die Chancen
aus Public Corporate Gover-
nance. 

GZ: Das Thema PPP wird
immer wieder intensiv disku-
tiert. Wo steht die Commerz-
bank in diesem Bereich?

Ihler. Wir diskutieren das we-
niger, wir setzen es gemeinsam
mit unseren Kunden um. Bei-
spielhaft sei hier das neue Ther-
malbad in Fürth genannt, wel-
ches nunmehr im Oktober eröff-
net werden wird. Hier haben
wir zusammen mit einer Betrei-
bergesellschaft ein PPP-Kon-
zessionsmodell realisiert. Wir
verfügen in diesem Bereich über
ein starkes Partner-Netzwerk,
was zur erfolgreichen Umset-
zung von PPP-Projekten unbe-
dingt notwendig ist.

Breitere Basis zum Kunden

GZ: Was ist der Hinter-
grund für diesen deutlichen

Ausbau des Geschäftes im Öf-
fentlichen Sektor?

Ihler: Hintergrund ist der zu-
nehmende Wettbewerb im stan-
dardisierten Finanzierungsge-
schäft. Die Kunden werden von
fast allen Banken verstärkt ange-
sprochen. Wir stellen fest, dass
man um die einfachen Finanzie-
rungen kämpft und dass versucht
wird, sich zu unterbieten. Wenn
Kommunen bessere Konditionen
als Bundesländer erhalten, dann
muss eine Bank überlegen, ob
das anzulegende Kapital be-
triebswirtschaftlich sinnvoll ein-
gesetzt ist. Das sehen wir insbe-
sondere dann, wenn wir neben
dem reinen Kreditgeschäft auch
in anderen Bereichen bei den
Kunden eingebunden sind. Da
wir bisher nicht alle Produkte
der Bank im öffentlichen Sektor
angeboten haben, diese aber im
Hause genutzt werden können,
lag es nahe, jetzt einen breiteren
Ansatz zu wählen. Wir wollen ei-
ne breitere Basis zum Kunden.
Dies begleiten wir mit der
Führung eines jährlichen Strate-
giegespräches. Hier wollen wir
mit unseren Kunden auf Augen-
höhe reden und strategischer
Partner sein. 

GZ: Wird der Öffentliche
Sektor eigentlich vom klassi-
schen Firmenkundengeschäft
quersubventioniert?

Ihler: Nein. Das Geschäft mit
Kunden aus dem Öffentlichen
Sektor ist sicher von der Größe
her selbst in der Lage, wettbe-
werbsfähige Preise anzubieten.
Diese - kombiniert mit einer
professionellen Beratung - sind
ein Grund für den Geschäfts-
erfolg. Auch unser einstufi-
ger Vertrieb ist für unsere Kun-
den positiv, hier haben wir si-
cher einen Vorteil gegenüber
lokalen Banken, die bestimmte

Produkte „einkaufen“ müssen. 
GZ: Wie ist der Vertrieb im

Öffentlichen Sektor in der
Commerzbank organisiert?

Ihler: Wir betreiben das Ge-
schäft in dezentral organisierten
Betreuungseinheiten in den Re-
gionen. Das heißt, die Kunden
haben einen persönlich zugeord-
neten Betreuer und daneben ei-
nen spezialisierten Kommunal-
kundenbetreuer. Die spezialisier-
ten Ansprechpartner werden von
Produktspezialisten unterstützt.
Somit haben größere Kunden so-
gar mehrere Kontaktpersonen,
aber immer nur einen Verant-
wortlichen. Wir bekommen so ei-
ne gute Mischung aus regionaler
Nähe und Spezialisierung hin.

Startschuss 
KOMMUNALE 2007

GZ: Was erwarten Sie sich
von der KOMMUNALE?

Ihler: Für uns ist diese Messe
von zentraler Bedeutung. Die
KOMMUNALE ist in den letzten
Jahren ständig gewachsen und
hat damit enorm an Bedeutung
gewonnen. Als Bank für den öf-
fentlichen Sektor kommt man an
der KOMMUNALE nicht mehr
vorbei. Wir werden hier Flagge
zeigen und uns natürlich auch
intensiv einbringen. Z.B. werden
wir in einem Fachforum die The-
men SEPA und Treasury be-
leuchten und haben uns auch für
unseren Messestand einiges ein-
fallen lassen. Unsere Produktof-
fensiven, z.B. im Zahlungsver-
kehr, wird für die Kommunen
von großem Nutzen sein und den
in diesem Bereich vielleicht doch
etwas eingefahrenen Wettbewerb
beleben. Die KOMMUNALE ist
für uns auch ein Startschuss für
unsere Offensive im Kommunal-
geschäft in Bayern.

Mit überzeugenden Produkten ...

Landratsamt Passau steigt um: 

„Doppik ist Mittel zum Zweck“
Erfolgsfaktoren sind politisches Umdenken, Mitarbeitermotivation, 

Fachwissen und die richtige Software
Im Jahr 1990 startete das Landratsamt Passau unter dem sein-
erzeit neu gewählten Landrat Hanns Dorfner die Verwaltungs-
reform nach dem Neuen Steuerungsmodell. Am Anfang stand
die Entwicklung von Logo und Leitbild unter sehr breiter Betei-
ligung der Beschäftigten. Die Schulung der Mitarbeiter/innen
und der Führungskräfte folgte. Damit wurden die Voraus-
setzungen für die Einführung betriebswirtschaftlicher Elemente
geschaffen, die zu den Zielen der Verwaltungsreform gehörten,
nämlich das erforderliche neue Führungssystem. 

Zudem brachte der anspruchs-
volle und zeitintensive Leitbild-
prozess erstmals neben einer all-
gemeinen Aufbruchstimmung
eine klar formulierte Perspektive
für die Entwicklung des Land-
kreises und strategische Verwal-
tungsziele als Orientierung für
die Arbeitsabläufe und Struktu-
ren zur Aufgabenerfüllung inner-
halb der Landkreisverwaltung. 

Landrat Dorfner sieht sich auf
seinem Weg der Verwaltungsre-
form bestätigt. „Die Einführung
der Doppik bringt uns die Trans-
parenz, die für die politischen
Entscheidungen notwendig ist“,
erklärte er. 

Neuartige Darstellung 
gewohnter Daten 

Eineinhalb Jahrzehnte später:
Seit Anfang des Jahres 2007
wird doppisch gebucht, nachdem
Ende 2006 im Kreistag der
Haushalt 2007 auf doppischer
Basis vorgelegt und von der Re-
gierung von Niederbayern recht-
lich gewürdigt worden war. Alle
Fraktionen setzten sich aktiv da-
mit auseinander und lobten ihn.
„Uns war wichtig, die Verbin-
dungen zwischen dem alten ka-
meralistischen und dem neuen
doppischen System nachvoll-

ziehbar zu machen, den Kreis-
tagsmitgliedern zu zeigen, dass
sie, in neuartiger Darstellung,
auch in Zukunft die bisherigen
Daten wiederfinden“, betont Käm-
merer Franz Xaver Dorfner, Pro-
jektleiter der Doppikeinführung,
der im Nebensatz gleichsam auf
die aktuell günstigen Rahmenbe-
dingungen verweist: „Die Kreis-
verwaltung nimmt heuer keine
Kredite auf und kann Schulden
tilgen, und obwohl im neuen 
System Abschreibungen erwirt-
schaftet werden müssen, wurde
die Kreisumlage gesenkt.“ 

Die frühzeitige Einbeziehung
der Politik ist ein wesentlicher
Erfolgsfaktor auf dem Weg zum
Neuen Kommunalen Finanzwe-
sen (NKFW), unterstreicht Heinz
Donaubauer, der stellvertretende
Kämmerer, denn „an erster Stel-
le ist ein Umdenken in der Poli-
tik nötig.“ Die muss schließlich
die neuen Informationen mit
langfristiger Perspektive, die zu-
vor nicht gekannte Transparenz
über die wirtschaftliche Situation
des Landkreises, die die Ein-
führung der doppelten Buch-
führung bringt, für ihre Entschei-
dungen auch nutzen. 

Von großer Bedeutung für ei-
nen erfolgreichen Doppikum-
stieg ist das entsprechende Fach-

wissen, das im Doppik-Team so-
wohl Donaubauer als auch der
ehemalige Steuerfachgehilfe
Manfred Steinhofer beisteuert.
Der gelernte Verwaltungsfach-
wirt und Bilanzbuchhalter ist zu-
ständig für die KLR und das
Controlling. „Wer Doppikkennt-
nisse extern einkaufen muss,
muss entsprechend zahlen - und
dem Berater fehlt natürlich die
Rückkoppelung seiner Konzepte
und Umsetzungsmethoden in die
Verwaltung, ihre Menschen und
Prozesse“, erinnert Kämmerer
Dorfner. 

Motivation der Mitarbeiter

Dass im Landratsamt Passau
die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sehr intensiv und nicht zu-
letzt sehr häufig durch die Sach-
gebietsleiter, Abteilungsleiter
und insbesondere den Landrat
persönlich motiviert wurden, bei
den Veränderungsprozessen mit-
zuziehen, war für den Erfolg un-
verzichtbar. Und nicht zuletzt er-
wies sich die Beteiligung am In-
novationsring des bayerischen
Landkreistages, den das Land-
ratsamt Passau 1996 mit gegrün-
det hatte, als sehr hilfreich. Ne-
ben dem Erfahrungsaustausch
sei vor allem der enge Austausch
mit dem Innenministerium von
Vorteil, zumal Passau den Um-
stieg auf das NKFW relativ früh
und parallel zur gesetzlichen
Entwicklung in Angriff nahm.
„Es braucht Vorreiter, die die
Praxiserfahrungen in den Ge-
setzgebungsprozess einfließen
lassen, und beim NKFW war das

Landratsamt Passau dabei“, so
der Landrat. Ähnliches gilt in ge-
wisser Weise auch im Bereich
der Software. Denn das Landrat-
samt Passau fungiert für die
AKDB als Modellkunde für
NKFW Doppik, nachdem der
Kreisausschuss sich Anfang
2006 für den Programmkauf ent-
schieden hatte. 

Produkt- und Kontenplan

Generell gilt, dass jedes Soft-
wareprodukt erst einmal „ge-
füllt“ werden muss, gibt das
Team zu bedenken, eine Kno-
chenarbeit, die keinem Produkt-
käufer erspart bleibt. So wurden
Produktplan und Kontenplan ab
März 2006 zentral in der Käm-
merei aufgestellt und mit den
Haushaltsstellen aus OK.FIS
verknüpft. Anschließend wurden
sie von der AKDB in das NKFW
übernommen. Ab 1. August
2006 konnte mit der Haushalts-
planung 2007, nun im neuen Sys-
tem, begonnen werden. 

„Mit dem Produkt und dem
Support sind wir gut gefahren“,
fasst Dorfner zusammen. Der
Umstieg gelang innerhalb der
vorgesehenen Zeit, das Budget
wurde sogar leicht unterschritten.
Gerade für das NKFW hebt
Steinhofer mit Blick auf die Be-
treuung hervor, dass es einen
konkreten, direkten Ansprech-
partner bei der AKDB gebe, der
im Notfall auch per Handyer-
reichbar ist, nicht nur via Hotline. 

Anspruchsvolle 
Kommunalkunden 

„Die Stunde der Wahrheit
kommt letztlich, wenn die Kasse
die Gelder ordnungsgemäß aus-
zahlen kann“, betont Dorfner;
die Abstimmung zwischen Käm-
merei und Kasse muss daher
funktionieren.

Vor der Auftragsakquise muss
ein Softwareanbieter sich zudem
für die einzelne Kommune die
wesentlichen Informationen ver-
schaffen und auch wissen, ob die
neue Software mit der örtlichen

Infrastruktur und den angewen-
deten Fachverfahren kompatibel
ist, betont das Doppik-Team. 

Den Passauer Softwareent-
scheidungen liegt zudem eine
Priorität zugunsten von Kom-
plettlösungen aus einer Hand zu-
grunde, damit es nur einen An-
sprechpartner und geringere
Schnittstellenprobleme gibt. 

Werteverzehr
und Werteerhalt 

Für das Passauer Landratsamt
war der Umstieg auf die Doppik
die konsequente Fortsetzung des
eingeschlagenen Weges, nach-
dem das Landratsamt sozusagen
im Alleingang anfangs mit viel
manuellem Aufwand für die Da-
tenzuführung in Excel-Tabellen
die Kosten-Leistungsrechnung
(internes Rechnungswesen) und
die Bilanz erstellt hatte. „Wir
konnten damit bereits ähnliche
Informationen für die Politik be-
reitstellen wie heute. Testierfähig
war diese Bilanz allerdings
nicht, und es gab viele Unwäg-
barkeiten bei der Zusammen-
führung der Daten“, sagt Stein-
hofer. Der Wettbewerb der An-
bieter hält man in Passau für hilf-
reich. Er fördere das Angebot
und die Produktqualität.“ 

Mit der Einführung der Dop-
pik als Rechnungswesen steht
der Landkreisverwaltung nun ein
geschlossenes System zur Verfü-
gung, das die finanzielle Ent-
wicklung des Landkreises über
die Jahre hinweg nachhaltig dar-
stellt und dabei auch Wertever-
zehr und Werteerhalt berücksich-
tigt. Manfred Steinhofer zitiert
Landrat Dorfner: „Die Doppik
vergisst nichts.“ Während die
Kameralistik Jahr für Jahr nur
die Einnahmen und die Ausga-
ben ausweist, wird heute den
Schulden das Vermögen gegen-
übergestellt. „Das verändert die
Sichtweise“, betont der Kämme-
rer. Der Kauf einer benötigten
Immobilie anstelle der Anmie-
tung kann daher die wirtschaftli-
chere Lösung sein, auch wenn
dadurch die Schulden steigen. 

Effizienzgewinn

Der Effizienzgewinn bei der
Bilanzerstellung ist für die Käm-
merei groß. Das neue Programm
erzeugt die Schlussbilanz und
die Gewinn- und Verlustrech-
nung automatisch. Nun muss nur
noch die Politik den neuen Er-
kenntnisstand nutzen. 

Bisher hat sich der Freistaat
Bayern für das Optionsmodell
entschieden, der Umstieg auf die
Doppik ist - noch - freiwillig.
„Die Entscheidung für ein ein-
heitliches Buchungssystem wird
kommen (müssen)“, ist sich das
Team im Landratsamt Passau si-
cher. Es geht davon aus, dass sich
die Doppik durchsetzen wird. Es
rät daher dringend allen Kommu-
nen, diese Übergangszeit zu nut-
zen. „Engagement und Motivati-
on werden nicht ausreichen.“ Vor
allem sollten die Kommunalver-
waltungen rechtzeitig die perso-
nellen Voraussetzungen schaffen.
Das Fachwissen und die Erfah-
rung sollte außer für die Kamera-
listik auch für die Bilanzbuchhal-
tung im eigenen Haus verankert
werden, wie Donaubauer betont.
Außerdem sollten sie, ohne den
Aufwand dafür zu übertreiben,
mit der Vermögenserfassung und 
-bewertung beginnen, da eine
Vermögensbuchführung zusam-
men mit einer funktionierenden
KLR eine wichtige Vorausset-
zung für wirklich aussagekräftige
Erkenntnisse zur wirtschaftlichen
Situation einer Kommune ist. 

Vom Freistaat wiederum
wünschen sie sich, dass er die
gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen schafft, beispielsweise die
KommHV-Doppik und die dazu-
gehörigen Verwaltungsvorschrif-
ten verabschiedet. Und im eige-
nen Haus soll die Buchführung
wieder eine Selbstverständlich-
keit sein, sobald die Doppikein-
führung abgeschlossen ist. Dorf-
ner: „Die Doppik ist wie das
NKFW insgesamt schließlich
nur Mittel zum Zweck! „ 

Dr. Beatrix Körner
Wir entnahmen den Beitrag
gekürzt dem AKDB-Report 1/07.
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Der sichere Weg zur Doppik führt über die DATEV.
Unsere Einstellung zur Umstellung lässt sich so beschreiben: partnerschaftliche, sichere Wegbegleitung mit

kommunalem Know-how und mit unseren bewährten Doppik-Programmen. Gemeinsam mit ihrem steuerlichen

Berater bieten wir Städten und Gemeinden ein maßgeschneidertes Paket aus Dienstleistung, Fachwissen und

flexibler Software, auf Wunsch mit einem leistungsstarken Rechenzentrum. Das ermöglicht ausgefeilte Detail-

lösungen für die speziellen Anforderungen Ihrer Kommune oder des Eigenbetriebs. Und genau das schätzen

Kämmerer. Denn im scheinbar Kleinen liegen die größten Herausforderungen bei der Doppik-Umstellung.

Sie sehen, der Weg zur Doppik lässt sich gemeinsam meistern. Es kommt nur auf die richtige Umstellung an.

Wir denken schon mal vor.

Jahrespressekonferenz der DATEV eG:

Kommunaler Sektor
wächst planmäßig

Mehr Umsatz und Ergebnis - Zuwachs im Jubiläumsjahr
bei jüngeren und traditionellen Geschäftsfeldern

Der Nürnberger IT-Dienstleister DATEV eG hat im 40. Jahr
seines Bestehens sein stetiges Wachstum fortgesetzt. Wie der
Vorstandsvorsitzende Prof. Dieter Kempf bei der Jahrespres-
sekonferenz in Nürnberg betonte, stieg der Umsatz 2006 insbe-
sondere in neueren Geschäftsfeldern und erhöhte sich im Ver-
gleich zum Vorjahr um 3,7 Mio. Euro auf 584,8 Mio. Euro. Die
Kunden profitierten von einigen Preissenkungen, die den An-
stieg des Umsatzes abbremsten. Das operative Ergebnis wurde
unter anderem auf Grund von Sonderfaktoren auf 40,5 Mio.
Euro (Vorjahr 33,1 Mio.) verbessert.

Kempf zeigte sich insgesamt
zufrieden mit dem Geschäfts-
verlauf des IT-Dienstleisters in
2006: „Die Nachfrage nach Pro-
dukten und Dienstleistungen
der DATEV ist im vergangenen
Jahr merklich gestiegen, ob-
wohl unsere Geschäftsentwick-
lung dem Konjunkturlauf ge-
wöhnlich mit einem Jahr Verzö-
gerung folgt. Das lässt uns für
das laufende Jahr ein höheres
Wachstum erwarten.“ Der Vor-
standschef rechnet für 2007 mit
einem deutlichen Umsatzzu-
wachs von 2,6 Prozent auf über
600 Mio. Euro. Das erste Halb-
jahr 2007 wurde mit einem Um-
satz von 307,0 Mio. Euro (Vor-
jahr 296,7 Mio.) abgeschlossen.
Die Zahl der Beschäftigten stieg
auf 5.500 (Vorjahr 5.412).

Augenmerk auf neue
Software-Generation

Das Umsatzplus in 2006 re-
sultierte laut Kempf zu einem
wesentlichen Anteil aus den in
den vergangenen Jahren ent-
wickelten neuen Geschäftsfel-
dern. Dazu zählen Software und
Dienstleistungen für die Anwäl-
te, die Wirtschaftsprüfer, Kom-
munen und das Consulting. In
nächster Zeit widmet sich die
DATEV Kempf zufolge insbe-
sondere der Entwicklung einer
neuen Software-Generation:
„Ziel dieser Aktivitäten ist es,
die Programme soweit zu in-
tegrieren, dass für jeden An-
wender eine auf seine Aufgaben
zugeschnittene intuitiv nutzbare
Bedienoberfläche entsteht.“ 

Daten-Analyse-System

Die Integration der Program-
me mache zudem eine kunden-
und anwendungsübergreifende
Auswertung von Datenbestän-
den möglich. Einen Eindruck
von den daraus entstehenden
Vorteilen haben bereits die Nut-
zer des seit März vertriebe-
nen Daten-Analyse-Systems,
das Steuerberatern das Recher-
chieren nach den Mandanten,
die von einer steuerlichen Än-
derung betroffen sind, deutlich
erleichtert.

Ein weiterer DATEV-Schwer-

punkt im Jahr 2007 ist nach
Kempfs Angaben eine Vermark-
tungsoffensive zur stärkeren Nut-
zung der Buchführung für die be-
triebswirtschaftlichen Zwecke der
mittelständischen Unternehmen.
Mit dem Abschied vom klassi-
schen Papierbeleg durch das digi-
tale Belegwesen sei das tagaktuel-
le Buchen von Geschäftsvorfällen
in der Kanzlei und damit eine zeit-
nahe Auswertung der wirtschaftli-
chen Entwicklung des Unterneh-
mens möglich. Kempf: „Wer die
handelsrechtliche Buchführungs-
pflicht mit Hilfe der neuen soft-
waretechnischen Lösungen auch
zur zeitnahen Analyse nutzt, gibt
der Beratung zur Unternehmens-
planung und -steuerung eine fun-
dierte Basis.“

Feste Größe

Die DATEV eG hat sich in
den vergangenen Jahren als
feste Größe im kommunalen
Bereich etabliert. So haben in-
zwischen Städte und Gemein-
den aus sieben Bundesländern
gemeinsam mit ihrem steuerli-
chen Berater und Mitarbeitern
der Genossenschaft den Um-
stieg auf das doppische Rech-
nungswesen vollzogen oder da-
mit begonnen. Das Team steht
bei den Kommunen im Ruf, ein
verlässlicher Partner zu sein.
Bei der Projektierung, der Hilfe
während der Umsetzung, der
begleitenden Beratung, aber
auch mit der Software und Inve-
stitionssicherheit haben Steuer-
berater und DATEV sich einen
Namen gemacht. Auch zahlrei-
che kommunale Betriebe setzen
beim Rechnungswesen und bei
der Veranlagung von Beiträgen
und Gebühren auf DATEV-
Software.

Kommunale Anwender

Naturgemäß kommt die
Mehrzahl der kommunalen DA-
TEV-Anwender aus den Bun-
desländern, die ihre Städte und
Gemeinden bereits zum Um-
stieg auf das kaufmännische
Rechnungslegungssystem ver-
pflichtet haben. So mag es nicht
verwundern, dass Nordrhein-
Westfalen hier ungleich stark

vertreten ist. Doch auch Kom-
munen aus Ländern, deren Ge-
setzgebung noch kein akutes
Handeln fordert oder die den
Umstieg lediglich fakultativ zu-
lassen, finden sich unter den
Anwendern.

Entschluss zum Umstieg

So ist beispielsweise das Amt
Schlieben, das bereits 2006 mit
DATEV das kaufmännische
Rechnungswesen eingeführt
hat, heute einer der Doppik-Pio-
niere in Brandenburg. Dieses
Bundesland wird die für den
Umstieg notwendigen allgemei-
nen Regelungen voraussichtlich
erst bis 2009 festsetzen. Außer-
dem setzt mit der Gemeinde
Bockelwitz einer der vier Dop-
pik-Frühstarter im Freistaat
Sachsen derzeit sein Doppik-
Projekt mit DATEV um. Ganz
aktuell hat sich eine weitere
bayerische Kommune zum Um-
stieg entschlossen: Der Stadtrat
der 17.800 Einwohner zählen-
den Stadt Oberasbach im Land-
kreis Fürth hat einstimmig be-
schlossen, mit dem Softwarepa-
ket DATEVkommunal auf die
Doppik umzusteigen.

Beispiel Oberasbach

Oberasbach hat sich zudem
dafür entschieden, die genutzte
DATEV-Software im Applicati-
on Service Providing (ASP)
komplett im Nürnberger Re-
chenzentrum der DATEV be-
treiben zu lassen. Das Angebot
DATEVasp beinhaltet Dienstlei-
stungen von der Bereitstellung
der Server und des Betriebssy-
stems bis hin zum Management
der IT-Infrastruktur. Durch die-
ses Outsourcing des techni-
schen Umfeldes ist gewährlei-
stet, dass die Programme jeder-
zeit unter optimalen System-
und Sicherheitsbedingungen
laufen, ohne dass sich in der
Kommune jemand beständig
darum kümmern muss. Immer
mehr Städte und Gemeinden
nehmen diesen Service in An-
spruch.

Die optimale Basis für die
Doppik-Einführung liefert DA-
TEV mit seinem lückenlosen,

durchgängigen und zertifizier-
ten Softwarepaket rund um das
kommunale Rechnungswesen.
Neben bundeslandspezifischen
Kontenrahmen für die Finanz-
buchführung sind auch Anwen-
dungen für den Jahresabschluss,
die Finanzrechnung und den
Zahlungsverkehr, die Budgetie-
rung, die Mittelbewirtschaftung
und die Haushaltssteuerung fest
integriert. Weitere Bausteine
sind die Kosten- und Leistungs-
rechnung, die Anlagenbuchfüh-
rung und die Veranlagung kom-
munaler Abgaben (Steuern, Ge-
bühren und Beiträge). Ergänzt
wird dieses Software-System
durch ein spezielles Lohn- und
Gehaltsprogramm, das auch die
Besoldung kommunaler Beam-
ter abdeckt.

Archiv und
Datendrehscheibe

Das DATEV-Rechenzentrum
steht zudem als revisionssiche-
res Archiv und Datendrehschei-
be für den elektronischen Infor-
mationsaustausch mit Behör-
den zur Verfügung. Neben Auf-
tragsdruck und Zustellung von
Gebühren-, Mahn- oder sons-
tigen Bescheiden übernimmt
DATEV auch die Erstellung des
Haushaltsbuches oder von Bro-
schüren. Insgesamt geht der
Nürnberger IT-Dienstleister da-
von aus, dass er im public sector
auch künftig ein stabiles Wachs-
tum erzielen wird. DK

Deutliche Kritik an
Unternehmenssteuerreform
Im Rahmen der Pressekonferenz übte der DATEV-Vor-

standsvorsitzende deutliche Kritik an der Unternehmens-
steuerreform. Sie werde vor allem für eigenkapitalschwa-
che Unternehmen, und dies betreffe einen großen Teil der
mittelständischen Unternehmen in Deutschland, große Be-
lastungen bringen.

„Die Besteuerung von Zinsen für Fremdkapital beschädigt
wichtige Eckpfeiler des bisherigen Rechts der steuerlichen Ge-
winnermittlung“, erklärte Kempf. Die Rahmenbedingung,
dass die Steuerreform nicht mehr als 5 Mrd. Euro Nettoentla-
stung bringen dürfe, lasse die Frage aufkommen, ob dies den
ganzen Aufwand wert sei. Der Vorstandschef sieht darin eher
ein Beispiel dafür, dass in der Großen Koalition der Leitsatz
gelte, „es muss etwas geschehen, aber es darf nichts passie-
ren“. Auch die Bemühungen der Bundesregierung zum Abbau
der Bürokratiekosten in Unternehmen beurteilte Kempf eher
skeptisch. Allein die Unternehmensteuerreform weise 23 neue
Informationspflichten für Unternehmen und neun für die Bür-
ger auf. Selbst die Bundesregierung erwarte dadurch neue
Bürokratiekosten von 72 Mio. Euro, halte dies aber auf Grund
überwiegend einmaliger Effekte für „moderat“. DK

Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung:

Die Doppik zum
Erfolgsmodell machen

Bürgermeister referiert während der Kommunale 
in Nürnberg über laufendes Einführungsprojekt

Die Gemeinde Sulzbach am Taunus steht mit ihrem Projekt
zur Einführung der Doppik kurz vor dem Endspurt. Nachdem
der kommunale Eigenbetrieb sowie einzelne Verwaltungsbe-
reiche inzwischen bereits kaufmännisch buchen, wird die
Kommune zum Jahresbeginn 2008 komplett auf das doppische
System umgestellt. Projektpartner der 8.000 Einwohner
zählenden Gemeinde sind ihr steuerlicher Berater und der
Nürnberger IT-Dienstleister DATEV eG. Im Rahmen der Zu-
kunftswerkstatt öffentliche Verwaltung während der Kommu-
nale in Nürnberg wird Bürgermeister Horst Schmittdiel von
seinen Erfahrungen berichten.

Der gegenwärtige Projektsta-
tus bietet sich für eine erste
Rückschau an: Sowohl die tech-
nischen als auch die meisten in-
haltlichen Grundlagen für die
endgültige Doppik-Umstellung
in Sulzbach zum Jahreswechsel
2007/2008 sind bereits geschaf-
fen. So wurden die kameralen
Haushaltsstellen in doppische
Konten und Kostenstellen über-
geleitet. 

Der Grundstein ist gelegt

Sämtliche Grundstücke der
Gemeinde sind aufgenommen
und mit dem Grundbuch ak-
tualisiert worden. Die Zugänge
des Anlagevermögens wurden
erfasst und die Überleitung der
gesamten Anlagenbuchhaltung
ist abgeschlossen. Außerdem
wurden die gesamten Prozesse
des Rechnungswesens in der
Gemeinde vom Rechnungsein-
gang bis zur Verbuchung im
Zuge des Projekts effizienter
und klarer gestaltet.

Gut durchkalkulierter
Aufwand

Obwohl es sich um ein sehr
anspruchsvolles Projekt han-
delt, hält sich der Stress für die
Mitarbeiter der Gemeinde in 
maßvollen Grenzen. Grund da-
für ist laut Schmittdiel insbeson-
dere der Umstand, dass die
Schulungen für die Mitarbeiter
vor Ort erfolgten und diese das
neue System an ihrem Arbeits-
platz mit echten Daten statt in ei-
ner „Laborsituation“ verproben
konnten. „Auch die Entschei-
dung für einen sukzessiven Um-
stieg zahlt sich hier für uns aus“,
ist der Bürgermeister überzeugt.

Als enorm wichtig für das
Gelingen des Doppik-Projekts
betrachtet er auch, dass die be-

troffenen Mitarbeiter geschlos-
sen hinter der Entscheidung
stehen: „Sowohl was die Dop-
pik-Einführung als solche an-
belangt als auch hinsichtlich
der Software-Auswahl war
unsere Entscheidung einstim-
mig“, erklärt er. 

Software im Echtbetrieb

Die Mitarbeiter nutzten zu-
vor die Gelegenheit, sich die
DATEV-Software einmal im
Echtbetrieb anzuschauen. Da-
zu besuchten sie ihre Kollegen
in der Gemeinde Burghaun,
die die Doppik-Einführung be-
reits abgeschlossen hat.

Information und sorgfältige
Planung sind A und O

Um das Doppik-Projekt zu ei-
nem Erfolg werden zu lassen,
rät Bürgermeister Schmittdiel,
vier Punkte in jedem Fall zu
berücksichtigen:

Alle Beteiligten sollten frü-
hestmöglich informiert wer-
den.

Wichtig ist, einen festen
Projektplan festzulegen und
diszipliniert einzuhalten.

Bei der Software-Entschei-
dung sollte darauf geachtet wer-
den, dass es sich um ein be-
währtes und sicheres IT-System
handelt.

Mit der Vermögensbewer-
tung sollte frühestmöglich be-
gonnen werden.

Beim Umstieg sollte keine
Rückschau zur Kameralistik er-
folgen - der so genannte harte
Umstieg verspricht die besseren
Ergebnisse.

Tiefere Einblicke in die Pra-
xis einer Doppik-Einführung
gibt Schmittdiel interessier-
ten Kommunalvertretern am 10.
Oktober in Nürnberg.

Deutschland
beim eGov

im oberen Drittel
Die öffentliche Verwal-

tung in Deutschland hat
sich bei der Bereitstellung
von Online-Dienstleistun-
gen deutlich verbessert. So
lautet das Ergebnis einer
von der EU-Kommission
beauftragten aktuellen Stu-
die. Im Mehrländerver-
gleich erreicht Deutschland
in diesem Jahr den 10.
Platz. 2006 hatte es nur für
Platz 19 gereicht. Die Stu-
die wird seit 2001 jähr-
lich von Cap Gemini im
Auftrag der EU-Kommis-
sion durchgeführt. Sie ver-
gleicht, wie umfangreich
und wie gut Bürger und
Unternehmen in 31 europä-
ischen Ländern (EU-Mit-
gliedsstaaten sowie Island,
Norwegen, Schweiz und Tür-
kei) mit den Behörden über
das Internet zusammen ar-
beiten können.
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Der Meilenstein für einen effizienten Haushalt

Mit CIP-KD zur Kommunalen Doppik

Die Vorteile auf einen Blick:
• Investitionssicherheit
• Risikofreie Umstellung
• Kalkulierbarer Aufwand

Der Umstieg zur Kommunalen Doppik auf
Basis eines bewährten Systems garantiert
den schnellsten und sichersten Weg in die
Zukunft des kommunalen Finanzwesens.
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Neu-Ulm entscheidet
sich für MESO

Die Große Kreisstadt Neu-Ulm (ca. 52.000 Einwohner) hat sich
Mitte Mai 2007 für die Meldewesensoftware MESO und das Alt-
dorfer EDV-Unternehmen komuna als ihrem „Partner der
Kommunalverwaltung“ entschieden. 

Rechtzeitig zur Einführung der
steuerlichen Identifikationsnum-
mer konnte die Stadt Neu-Ulm
Vollzug der gelungenen Umstel-
lung melden, denn am 2. Juli
2007 ging das Einwohnermelde-
amt bereits in den Produktivbe-
trieb mit MESO. In einem ehrgei-
zigen und sehr kurzen Projektver-
lauf hat die Stadt Neu-Ulm mit
komuna und HSH die Umstel-
lung Hand in Hand realisiert. In-
nerhalb von nur sechs Wochen
wurden die Altdaten übernom-
men und die Mitarbeiter im Um-
gang mit MESO geschult.

Bundesweit führende
Meldewesensoftware

Die bundesweit führende Mel-
dewesensoftware mit weit über
2.200 Anwendern, bietet eine
optimale Sachbearbeitung aller
in einer Meldebehörde anfallen-
den Arbeiten inklusive Pässe/
Ausweise, Lohnsteuer, Wahlen
usw. Besonders hervorgehoben
wird von den komuna-Kunden:

das einfache Programmhand-
ling;

die problemlose Integration
der kompletten MS-Office-Pro-
dukte für die individuelle Gestal-
tung aller Formulare;

die schnelle und einfache Er-
stellung der unzähligen Auswer-
tungen und Statistiken ohne zu-
sätzliche EDV-Kenntnisse;

die automatische Einarbei-
tung der empfangenen elektroni-
schen Rückmeldungen und Fort-
schreibungen.

Freilich ist dies kein Grund für
HSH und komuna, sich mit dem
bisher Erreichten zufrieden zu
geben. Neue Themen und neue
Entwicklungen stellen den Kun-
den und damit auch den EDV-
Dienstleister immer wieder vor

neue Herausforderungen. Des-
halb gibt es rund um das Ein-
wohnerwesen neue Entwicklun-
gen und Lösungen.

Rathaus Service-Portal

„Mit der Maus ins Rathaus“:
Unter diesem Motto bieten be-
reits über 100 Kommunen zwi-
schen 2.000 und 100.000 Ein-
wohnern ihren Bürgern diesen
Service an. Mit dem Rathaus Ser-
vice-Portal kann nun die Verwal-
tung ihren Bürgern auch Dienst-
leistungen anbieten, die in der
freien Wirtschaft bereits selbst-
verständlich sind. Viele „Behör-
dengeschäfte“ können damit onli-
ne erledigt werden, insgesamt
mehr als 40 elektronische Vor-
gänge wie z. B. Online-Anträge,
Meldungen und Online-Auskünf-
te, ein attraktives und unver-
gleichliches Serviceangebot. In-
nerhalb kürzester Zeit hat sich da-
mit das komuna Rathaus Service-
Portal als leistungsstarkes eGo-
vernment-Paket in den bayeri-
schen Verwaltungen etabliert.

eAkte (integrierter
Workflow und DMS)

Mit der MESO-eAkte können
personenrelevante Daten in
Form von Melde-, Pass- und
Lohnsteuerformularen, Schrift-
verkehr, Personenstandsurkun-
den usw. in digitaler Form in
MESO abgelegt werden. Die
eAkte ermöglicht somit den
schnellstmöglichen Zugriff auf
diese Daten.

Der MESO-Internetwahl-
schein bietet dem Bürger die
Möglichkeit, für Wahlen oder
Abstimmungen die Briefwahl-
unterlagen online über das Inter-
net zu beantragen.

Google will Handy zur
Geldbörse machen

Mobile Bezahlsysteme etablieren sich allerdings nur langsam
Die Strategien des Suchmaschinen-Giganten Google für den
Marktstart eines eigenen Mobiltelefons nehmen immer konkre-
tere Züge an. Und dabei geht es dem Konzern in Mountain View
nicht nur um Telefondienste. Google will das Handy zur Geld-
börse machen und damit mobile Bezahlverfahren (M-Payment)
vorantreiben. Das Bezahlverfahren Gpay hat man sich beim US-
Patentamt bereits schützen lassen. Das Marktforschungsunter-
nehmen ABI Research http://www.abiresearch.com prognosti-
ziert bis 2012 indes Umsatzmöglichkeiten von rund acht Milli-
arden US-Dollar mit mobilen Zahlungsverfahren. 2006 wurden
demnach zehn Millionen Dollar umgesetzt.

Bahn- und Parktickets kann
man in verschiedenen Pilotpro-
jekten in Europa bereits seit eini-
gen Jahren via Handy bezahlen,
Kinokarten und Zigaretten am
Automaten seit kurzem ebenfalls.
Englische Handy-Anbieter wol-
len mit einem neuen ein-
heitlichen Standard namens 
PayForIt dem Bezahlen per 
Handy endgültig zum Durch-
bruch verhelfen. Der jeweilige
Rechnungsbetrag wird mit der
nächsten Handy-Rechnung abge-
rechnet. „In wenigen Jahren wer-

den auch wir beim Einkauf im
Supermarkt unser Handy über ein
Lesegerät ziehen, und der Betrag
wird automatisch per Telefon-
rechnung abgebucht“, spekuliert
„Die Welt“ angesichts der rasan-
ten Entwicklung vor allem im
asiatischen Raum. Als Pionier gilt
Japan. Hier hat der Mobilfun-
knetzbetreiber NTT Docomo sei-
ne Handys mit der erforderlichen
Near Field Communication Tech-
nik (NFC) ausgerüstet und, um
die Akzeptanz zu steigern, Kas-
sensysteme im Handel subventio-

niert. Dabei wird das Handy
drahtlos mit dem Computer ver-
bunden und die Zahlung abge-
wickelt.

Pilotprojekt Handy-Ticket

In Deutschland testen elf Nah-
verkehrsregionen derzeit gemein-
sam das Pilotprojekt Handy-
Ticket http://www.dashandy-
ticket.de. Hier wählt und bestellt
der Kunde bequem per Handy
den Fahrschein. Ohne Wartezei-
ten, Kleingeldsorgen und Papier-
schein kann er sofort in Bus oder
Bahn einsteigen. Einem weiteren
Versuch, M-Payment zu etablie-
ren, macht man demnächst bei
der Deutschen Bahn, und zwar
unter dem Titel Touch & Travel,
wofür aber noch Testpersonen ge-
sucht werden. Die Tester werden
mit einem mit RFID-Chip (Radio
Frequency Identification) aus-
gerüsteten Handy ausgestattet,
mit dem sie sich jeweils vor
Fahrtbeginn bei einem Touch-
point an und nach ihrer Fahrt wie-
der abmelden.

Abschied vom Kleingeld

Der Abschied vom Kleingeld
findet jedoch noch nicht überall
Beifall, vor allem, weil es in
Deutschland einerseits ausgereif-
te andere Bezahlsysteme gibt, an-
dererseits einheitliche Standards
für die Bezahlung per Handy feh-
len. Außerdem: „Ein neues Sys-
tem muss einen Zusatznutzen
bieten, und den sehe ich nicht“,
sagt Arno Wilfert von Pricewater-
house Coopers. Schließlich sei
der Investitionsaufwand zur Ein-

richtung von Annahmestellen er-
heblich.

Die weite Verbreitung von mo-
bilen Bezahlsystemen hängt aller-
dings stark von den Angeboten
der Netzbetreiber und der Unab-
hängigkeit von Plattformen für
Service und Abrechnung ab.
„Neue mobile Bezahlwege setzen
sich erst dann durch, wenn sie ei-
nen hohen Komfort in der Nut-
zung für den Endkunden mit gün-
stigen Konditionen für Anbieter
verknüpfen, sagt Omar Khorshed,
Vorstandschef der acoreus AG. 

Der Düsseldorfer Billing-Ex-
perte sieht künftig ein Nebenein-
ander klassischer und neuer Mo-
delle. Dabei müssten sowohl die
klassische Zahlung über Kredit-
karte, Überweisung und Last-
schrift, als auch die innovativen
Zahlungsmöglichkeiten erfolg-
reich miteinander verknüpft wer-
den. „Fahrkartenkauf über eine
registrierte Mobilrufnummer ist
bereits heute in vielen Städten
möglich. Zukünftig könnte das
Mobiltelefon eigenständig über
Bluetooth den Zugang zur Park-
garage öffnen“, meint Khorshed.

Branchenkenner erwarten oh-
nehin eine Diversifizierung von
Zahlungssystemen, einen welt-
weit einheitlichen Trend erken-
nen beispielsweise die Gartner-
Analysten nicht. Laut einer aktu-
ellen Studie ist es etwa stark von
der jeweiligen Landeskultur ab-
hängig, welche Art des digitalen
Geldes sich durchsetzen wird.
„Während in den nordeuropäi-
schen Ländern Mobile-Payment-
Lösungen, etwa über das Handy,
sehr gerne genutzt werden, ist
speziell in Deutschland die Ab-
neigung dagegen sehr groß“, be-
richtet die Computerzeitung. Al-
lerdings scheint Deutschland auf-
zuholen: Hierzulande erkennt
Gartner eine wachsende Akzep-
tanz für die kontaktlose Geldkarte
auf RFID-Basis und für biometri-
sche Zahlungsmittel.

Online-Durchsuchung und E-Government:

Zerstörtes Vertrauen
Von Christian Fröhlich und Klaus Jamin

Eine Umfrage auf der Internationalen Funkausstellung (IFA) in
Berlin hat es eindeutig gezeigt: Wenn die Online Durchsuchung
kommt, ist das Verhältnis zu den Behörden nachhaltig gestört.

Bei einer spontanen Umfrage
fanden über 70 % der befragten
Messebesucher vor allen Dingen
die Methode zur Online-Durchsu-
chung nicht in Ordnung. Vielen
war zum Beispiel auch bekannt,
dass bereits die Amerikaner den
weltweiten E-Mail-Verkehr, der
über amerikanische Verteilersta-
tionen läuft, auswerten.

Besonders der eMail-Ver-
kehr mit den Behörden dürfte
nach Meinung der Besucher in
Mitleidenschaft gezogen wer-
den. Denn wer seine Steuerer-
klärung über das Internet ab-
gibt, wer mit dem Einwohner-
meldeamt Kontakt aufnimmt,
wer Informationen zum Schul-
anfang heraussucht oder
Dienstleistungen seiner Kom-
mune in Anspruch nehmen
will, könnte bereits in die Fän-
ge des Bundesinnenministeri-
ums geraten.

Wie viel beispielsweise die
Polizei mithilfe von Trojanern
(wikipedia.de schreibt dazu: Als
Trojanisches Pferd, auch kurz
Trojaner genannt, bezeichnet
man ein Computerprogramm,
das als nützliche Anwendung
getarnt ist, im Hintergrund aber
ohne Wissen des Anwenders ei-
ne andere Funktion erfüllt) vom
privaten Rechner herunterladen

kann, führt sich nur eine ver-
schwindend geringe Anzahl von
Befragten wirklich vor Au-
gen. Auch ist den Befragten
nicht klar, dass Antiviren-Pro-
gramme zwar vor Trojanern
schützen, die Bundesregierung
jedoch in der Lage ist, mit 
den entsprechenden Herstel-
lern passende Verträge abzu-
schließen. Wie weit diese aller-
dings mitmachen, steht noch in
den Sternen.

Fehlerlose Software
gibt es nicht!

Hacker jedenfalls warnen vor
fehlerhafter Software aus dem
Innenministerium, denn eines
ist klar: Fehlerlose Software
gibt es nicht - denken wir an die
Pannen bei dem tollen Collect
System, mit dem die Lkw-Maut
heute einigermaßen verlässlich
eingezogen wird, das aber in
der Anfangsphase voller Fehler
steckte.

Die Bürger jedenfalls, so lau-
tet die Prognose nach der Um-
frage, werden sich hüten, mit
ELSTER und anderen Program-
men mit den Behörden in Ver-
bindung zu treten. E-Govern-
ment könnte einen gewaltigen
Rückschlag erleben.

Staatsminister Eberhard Sinner (l.) und Landrat Harald
Leitherer.

Datentransfer und digitale Möglichkeiten in den Dörfern:

Staatsminister Sinner im
Landratsamt Schweinfurt 
Informationsaustausch im Landratsamt Schweinfurt: Der Lei-
ter der Bayerischen Staatskanzlei, Staatsminister Eberhard
Sinner, diskutierte mit Landrat Harald Leitherer und den Bür-
germeistern der 29 Landkreisgemeinden über Chancen, Mög-
lichkeiten und Benachteiligungen des ländlichen Raums.

Im Mittelpunkt der Diskus-
sion standen der Datentransfer
und digitale Möglichkeiten auf
den Dörfern: In Ballungsräu-
men, Städten und Regionen mit
höherer Besiedlungsdichte sind
derzeit die unterschiedlichsten
Möglichkeiten bei Internetzu-
gängen verfügbar. Viele ländli-
che Regionen, Dörfer mit gerin-
ger Besiedlungsdichte bzw. to-
pologisch ungünstig liegende
Gebiete, können den schnellen
DSL-Internetzugang dagegen
noch nicht nutzen. Dieses Man-
ko hat nicht zu unterschätzende
negative Konsequenzen, bei-

spielsweise bei der Ansiedlung
von Firmen, aber auch als Wohn-
standort.

Staatsminister Sinner nahm
sich für diese Bürgermeister-
Dienstbesprechung viel Zeit, um
bestehende Probleme und Wett-
bewerbsnachteile zu erörtern –
und Lösungsmöglichkeiten an-
zubieten. Eberhard Sinner, der
regelmäßig in Kontakt mit Har-
ald Leitherer steht, wird auch
künftig Ansprechpartner für die
Landkreisgemeinden sein und
will zu schnellen Lösungen bei
der DSL-Problematik in den
kleineren Dörfern beitragen.

Vorratsdatenspeicherung:

MehrAugenmaß wahren
Bei der Regelung der Überwachung von Telefon und Internet
muss die richtige Balance zwischen dem Schutz der Privatsphäre
und dem Schutz der Gesellschaft gefunden werden. Der deutsche
Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und
neue Medien (BITKOM) - http://www.bitkom.de - fordert in die-
sem Zusammenhang, dass der Gesetzgeber „mehr Augenmaß“
wahren müsse. „Wir sind nicht gegen die Vorratsdatenspeiche-
rung insgesamt, aber uns ist es ein Anliegen, dass die deutsche Re-
gelung nicht über die Forderungen der EU hinausgeht“, erklärte
Christian Spahr vom BITKOM im Gespräch mit pressetext.

Im Detail unterscheide sich der
deutsche Vorschlag von den EU-
Richtlinien. „Laut EU wird auf
die erhobenen Daten nur bei
schweren Straftaten zugegriffen -
in Deutschland sollen die Daten
in bestimmten Fällen sogar bei
Beleidigungsdelikten ausgewer-
tet werden“, betonte Spahr. „Wir
unterstützen natürlich den Kampf
gegen Terror und Kriminalität,

aber man muss darauf achten,
dass die Verhältnismäßigkeit ge-
wahrt bleibt.“ Auch BITKOM-
Hauptgeschäftsführer Bernhard
Rohleder warnte vor einer zu
weitreichenden Regelung: „Sonst
könnte das Gesetz am Ende vom
Bundesverfassungsgericht kas-
siert werden.“

Dem aktuellen Gesetzentwurf
zufolge müssen Anbieter ab An-
fang 2008 alle Telefon- und Inter-
net-Verbindungsdaten sechs Mo-
nate lang speichern. Auch Faxe,
SMS und E-Mails sind von der
neuen Regelung betroffen. „Der
Gesetzentwurf lässt noch viele
Fragen offen“, sagte Rohleder.
„So sollte unter anderem eine
Übergangsfrist für die betroffe-
nen Netzbetreiber und Anbieter
geschaffen werden.“

Rohleder hält eine Ausdeh-
nung der Frist bis 2009 für
sinnvoll. „Die Firmen müssen
technisch und personell aufrü-
sten, um die neuen Vorschriften
überhaupt erfüllen zu können.“
Innere Sicherheit sei eine ori-
ginäre Staatsaufgabe und der
Gesetzgeber müsse dafür sor-
gen, dass die Anbieter ange-
messen entschädigt würden.
Durch die Vorratsdatenspeiche-
rung kommen auf die Unter-
nehmen Kosten von 50 bis 70
Mio. Euro zu. „Die Anbieter
sind gesetzlich zur Kooperation
verpflichtet, bekommen aber
bisher nur einen Bruchteil ihrer
Ausgaben erstattet“, kritisierte
Rohleder.
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Mehr Rechtssicherheit
für Schul-Intranets

Erlaubt war es schon seit Ende 2003: Das Einstellen kleiner
Werke oder von Werkteilen in das Intranet von Schulen. Seit
damals privilegiert der § 52 a des Urheberrechtsgesetzes (vgl.
Kasten „§ 52 a UrhG - was ist das?“) Bildungseinrichtungen
wie Schulen und Universitäten bei der Nutzung von urheber-
rechtlich geschützten Inhalten. Damit reagierte der Gesetzge-
ber auf die Erfordernisse moderner Unterrichtsgestaltung. Ob
Ausschnitt aus einem Böll-Roman, ein Gemälde von Dali oder
eine Sequenz aus einem Fassbinder-Film: Das Lernen mit
Maus und Mattscheibe wird den Interessen und der Lebens-
welt der Kinder und Jugendlichen von heute eher gerecht als
der den älteren Semestern vertraute „Medien-Mix“ aus Buch,
Dia und Film-Projektor.

Unklar war bis vor kurzem,
wer die im Gesetz vorgesehene
Vergütung für die Nutzung der
Inhalte zahlen muss und wie in
§ 52 a UrhG verwendete unbe-
stimmte Rechtsbegriffe wie
„Werke geringen Umfangs“
oder „kleine Teile eines Wer-
kes“ auszulegen sind. 

Praktikable Leitlinien

Rechtssicherheit bietet der
am 26. Juni 2007 zwischen den
Ländern der Bundesrepublik
Deutschland und den urheber-

rechtlichen Verwertungsgesell-
schaften geschlossene Gesamt-
vertrag zur Regelung von An-
sprüchen aus § 52 a UrhG. Die-
ser federführend vom Amts-
chef des bayerischen Kultus-
ministeriums, Josef Erhard, zu-
sammen mit dessen rheinland-
pfälzischen Kollegen Prof. Dr.
Joachim Hofmann-Göttig für
die Länder und Prof. Dr. Ferdi-
nand Melichar für die Verwer-
tungsgesellschaften verhandel-
te Vertrag sieht Pauschalzah-
lungen für die Rechteinhaber
sowie nachvollziehbare und

praktikable Leitlinien für die
Gestalter der Intranet-Auftritte
an den Schulen vor. 

Freistaat zahlt Pauschale

Die gute Nachricht für die
bayerischen Kommunen: Der
Freistaat zahlt die Pauschale 
mit befreiender Wirkung für
die Schulaufwandsträger. Die
Schulen werden von viel Büro-
kratie entlastet, weil der ge-
setzliche Auskunftsanspruch der
Verwertungsgesellschaften nicht
durch aufwändige Einzelauf-
zeichnungen und Dokumenta-
tionen erfüllt werden muss,
sondern nur durch zeitlich
gestaffelte repräsentative Er-
hebungen.

Ausgewogenes Ergebnis

Ministerialdirektor Josef Er-
hard sprach deshalb bei der
Vertragsunterzeichnung auch
von einem „ausgewogenen Er-
gebnis“, mit dem Rechteinha-
ber und Schulen gleicher-
maßen gut leben könnten.
Nachdem jetzt alle rechtlichen
und finanziellen Hürden bei-
seite geräumt sind, hängt es an
den Schulen, die sich ihnen
bietenden Möglichkeiten bei
Schul-Intranets konsequent zu
nutzen. Durch die großen An-
strengungen der Schulauf-
wandsträger, die IT-Ausstat-

tung ihrer Schulen auf dem ak-
tuellen Stand zu halten, gibt es
dafür vielerorts optimale Vor-
aussetzungen.

Vorreiterrolle

Bayern ist Vorreiter bei Art
und Ausmaß der Nutzung des
Intranets für schulische und
unterrichtliche Zwecke. Noch
liegt der Schwerpunkt auf 
den Gymnasien. Die anderen
Schularten sollten folgen, das
Intranet immer stärker in die
neuen Formen modernen Un-
terrichts einzubeziehen - die
beruflichen Schulen, die Real-
schulen, vor allem aber auch
die Hauptschulen, deren stär-
kere Berufsorientierung zum
Kern der Hauptschulinitiative
gehört, die dieser Schulart
neuen Schwung geben wird.

Ein Stück Zukunft

Der Abschluss des Gesamt-
vertrags ist auch ein wichti-
ger Beleg dafür, dass diese 
Regelung praktikabel ist. Je 
mehr die Intranetnutzung zum
selbstverständlichen Teil des
schulischen Alltags wird, um-
so größer wird die Akzeptanz
dieser Vorschrift als ein wich-
tiger Baustein bei der Ausge-
staltung eines bildungs- und
wissenschaftsfreundlichen Ur-
heberrechts. Eines Urheber-
rechts, das durch die Zugäng-
lichmachung von Wissen und
Information für die Ausbil-
dung der jungen Generation
letztendlich ein Stück Zu-
kunftssicherung für unser
Land ist.

§ 52 a UrhG - was ist das?
Nach § 52 a Absatz 1 Nummer 1 des Urheberrechtsgesetzes

(UrhG) ist es zulässig, „veröffentlichte kleine Teile eines Wer-
kes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne Beiträge aus Zei-
tungen oder Zeitschriften zur Veranschaulichung im Unterricht
an Schulen, Hochschulen, nichtgewerblichen Einrichtungen der
Aus- und Weiterbildung sowie an Einrichtungen der Berufsbil-
dung ausschließlich für den bestimmt abgegrenzten Kreis von
Unterrichtsteilnehmern (…) öffentlich zugänglich zu machen,
soweit dies zu dem jeweiligen Zweck geboten und zur Verfol-
gung nichtkommerzieller Zwecke gerechtfertigt ist.“

Nach Absatz 3 sind auch die zur öffentlichen Zugänglichma-
chung erforderlichen Vervielfältigungen erlaubt, also zum Bei-
spiel das Einscannen von Seiten aus einem Buch oder das Über-
spielen eines Musikstücks von einem Tonträger auf einen ande-
ren. Die einschränkende Zweckbestimmung „soweit … geboten
und … gerechtfertigt“ in Abs. 1 bedeutet für die Einstellung von
Inhalten in Schul-Intranets, dass diese von Relevanz für den Un-
terricht sein müssen. Das ist nicht gegeben, wenn die Inhalte rei-
ne Informationsbedürfnisse befriedigen, nur von allgemeinem
Interesse sind oder gar nur „just for fun“ eingestellt werden.

Ein großer, insbesondere für die Schulen interessanter Bereich
ist von der Privilegierung ausgenommen. Nach Absatz 2 dürfen
die für den Unterrichtsgebrauch an Schulen bestimmten Werke
stets nur mit Einwilligung des Berechtigten in ein Intranet einge-
stellt werden. Mit der Umschreibung der Werke als „für den Un-
terrichtsgebrauch an Schulen“ bestimmt, sind von den Schulver-
waltungen zugelassene Lehr- und Lernmittel gemeint. Eine wei-
tere Ausnahme gibt es für Filme. In den ersten zwei Jahren nach
der Erstaufführung im Kino dürfen auch diese nur mit Einwilli-
gung der Berechtigten in ein Schul-Intranet eingestellt werden.

Diese Restriktionen zeigen, wie umstritten die Norm des § 52 a
UrhG war und ist. Während die Sachwalter von Bildung, For-
schung und Wissenschaft Wissensinhalte und künstlerische Lei-
stungen möglichst einfach, unbeschränkt und kostengünstig den
interessierten Nutzern zugänglich machen wollen, haben die
Rechteinhaber ein ebenso großes Verwertungsinteresse an ge-
schützten Werken. Vor allem die Verlage fürchteten von Anfang
an Umsatzeinbußen bei Büchern durch diese Vorschrift. Nicht zu-
letzt wegen Vorbehalten auf Seiten der Rechteinhaber ist die An-
wendbarkeit der Norm zunächst bis 31. Dezember 2008 begrenzt.
Das Bundesjustizministerium wird die Vorschrift evaluieren. Je
intensiver ihre Möglichkeiten genutzt werden, desto sicherer ist
davon auszugehen, dass sie auf Dauer erhalten bleibt.

In dem am 26. Juni 2007 geschlossenen Gesamtvertrag ist es
gelungen, die unbestimmten Begriffe „kleine Teile eines Werkes“
und „Werke geringen Umfangs“ in einer Art und Weise zu defi-
nieren, die den didaktisch-methodischen Bedürfnissen eines mo-
dernen Schulunterrichts Rechnung tragen:

Bei Druckwerken gelten 25 Prozent des Werks, maximal je-
doch 100 Seiten als Teil, der eingestellt werden darf. Ein Buch von
maximal 25 Seiten (bei Musikeditionen maximal sechs) gilt als
Werk geringen Umfangs;

bei anderen Werken, etwa Musikaufnahmen oder Hörspielen,
gelten maximal 12 Prozent als kleiner Teil, bei Filmen jedoch
nicht mehr als fünf Minuten Länge;

ein Kurzfilm von maximal fünf Minuten Länge gilt als Werk
geringen Umfangs, ebenso wie maximal fünf Minuten eines
Musikstücks;

alle vollständigen Bilder, Fotos und sonstige Abbildungen gel-
ten als Werke geringen Umfangs.

Ein Werk allerdings ist dann nicht von der Privilegierung er-
fasst, wenn es in zumutbarer Weise vom ausschließlichen Rechte-
inhaber in digitaler Form für die Nutzung im Netz der Schulen an-
geboten wird. Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass Verla-
ge ihre Leistungen zunehmend auch im Wege von Netzwerkli-
zenzen vertreiben wollen. 

Der Anwendungsbereich der Nutzung der Inhalte des Intranets
wird im Gesamtvertrag über den bloßen Gesetzeswortlaut hinaus
ausgedehnt. Statt der gesetzlichen Formulierung „Veranschauli-
chung des Unterrichts an Schulen“ wird der Anwendungsbereich
im Gesamtvertrag mit „Veranschaulichung für Zwecke des Unter-
richts“ definiert. Schule erschöpft sich nicht in der bloßen Abfolge
von Unterrichtsstunden, sondern umfasst auch alle Formen der
Vor- und Nachbereitung sowie unterrichtsbegleitender Aktivitäten
im Rahmen von Angeboten zur ganztägigen Förderung und Be-
treuung. Somit kann das Intranet auch außerhalb des klassischen
Unterrichts und des Klassenverbandes genutzt werden. mpa

Mobiles Internet:

Suchmaschinen bieten
spannende Perspektiven
Mobilfunknetzbetreiber werden Kooperationen mit

Google und Yahoo eingehen 

Bonn, www.ne-na.de - Das mobile Internet, also der Web-Zu-
griff über Handys oder Smartphones, rückt immer stärker in
den Vordergrund: Nach der Trendstudie „Mobile Outlook“
des Eco-Verbandes http://www.eco.de setzen 13 Prozent der
befragten Experten die Aussage, dass „die meisten Verbrau-
cher 2007/2008 mobil im Internet surfen werden“, auf Platz
eins: „Immer besser für das Surfen im Internet geeignete End-
geräte und die neuen Internet-Flatrates der Mobilfunkbetrei-
ber schaffen eine höhere Akzeptanz des mobilen Internets bei
den Verbrauchern. Doch selbst Vorreiter wie Vodafone konn-
ten bisher lediglich 10 Prozent seiner 30 Millionen Kunden für
das Internet begeistern.

Bis wirklich mehr als die
Hälfte der 80 Millionen Han-
dynutzer in Deutschland mobil
surfen, werden sicher noch ein
paar Jahre vergehen“, dämpft
Unternehmensberater Bern-
hard Steimel, Autor des Praxis-
leitfadens Mobile Marketing
und Mitinitiator des Bonner
Fachkongresses Voice Days
http://www.voicedays.de, die
Erwartungen. 

Kein belastbarer
Indikator

Auch die unlängst vorge-
stellten Zahlen der Domain-
Verwaltung .mobi seien noch
kein belastbarer Indikator für
den Nutzungsgrad. „Es sind
zwar mehr als 500.000 .mobi-

Domains registriert. Mit der
weiteren Evolution der Brow-
ser wird die Bedeutung dieser
Domains sinken, da die Nutzer
nicht mehr nach speziellen
mobilen Angeboten suchen
müssen“, weiß Steimel.

Mit Vorsicht zu genießen

„Dass diese Zahlen mit Vor-
sicht zu genießen sind, ist vor
allem mit Blick auf die Ver-
gangenheit klar: Als WAP in
den Jahren 1999/2000 in die
Märkte gedrückt wurde, gab es
auch viele Prognosen, die eine
gewaltige Nutzung der mobi-
len Dienste voraussagten. Lei-
der nur deckte sich das nicht
mit der Realität“, bestätigt
Fachautor Markus Hövener in

einem Beitrag für den Bran-
chendienst Contentmanager
http://www.contentmanager.de. 

Steimel rechnet damit, dass
der Siegeszug des mobilen In-
ternets zu einer Renaissance
von WAP führen wird: „Die
Zeiten, als WAP für Wait And
Pay stand, sind vorbei“. Die
Eco-Studie geht davon aus,
dass mobile Suchmaschinen
die Nutzung des Internets über
Mobilfunkgeräte fördern wer-
den. 

Strategischer Nachteil

„Zumindest in Deutschland
haben die beiden relevanten
Mobil-Suchmaschinen - Google
Mobile und Yahoo! oneSearch
- bislang einen strategischen
Nachteil. Aktuell wird ledig-
lich die Google-Suche vom
O2-Portal verlinkt. Es ist aber
zu erwarten, dass sich das än-
dert - vor allem, weil sowohl
Google als auch Yahoo! ih-
re Mobil-Suchmaschinen aktiv
vermarkten und den Netzbe-
treibern vor allem eins bringen
können: Einnahmen aus Wer-
bung“, so Hövener. Spätestens
im nächsten Jahr werden nach

Ansicht von Steimel zumin-
dest T-Mobile, Vodafone und
O2 Kooperationen mit Google
oder Yahoo! eingegangen sein.
„An die mobilen Bedürfnisse
angepasste Suchmaschinen
sind der Schlüssel für das mo-
bile Internet und bieten wie im
‚stationären’ Internet die span-
nendsten Refinanzierungs-
möglichkeiten. Davon wollen
die Provider natürlich profitie-
ren – und schmieden Allianzen
mit den Suchmaschinenanbie-
tern“, sagt Steimel. 

Lokalisierung und
Personalisierung

Mobile Suchfunktionen müss-
ten aber andere Anforderun-
gen erfüllen: „Neben einem
enger gefassten Such-Algo-
rithmus für relevante Ergeb-
nisse geht es vor allen Dingen
um die Einbindung von loka-
len Informationen, Suchhisto-
rien und Nutzerprofilen. Such-
maschinen, die eine Lokali-
sierung und Personalisierung
leisten, bieten der werbetrei-
benden Wirtschaft spannen-
de Perspektiven“, resümiert
Steimel.                                   
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Elektronische Ausschreibung:

Bei öffentlichen
Aufträgen bald Pflicht

Branchenverband Bitkom sieht Nachholbedarf beim eGovernment
Ausschreibungen öffentlicher Aufträge werden in Deutschland
in absehbarer Zeit nur noch elektronisch durchgeführt. Schon
ab 2010 sollen die Ausschreibungen des Bundes nicht mehr in
Druckversion erscheinen. Einen entsprechenden Stufenplan
hat das Bundeswirtschaftsministerium gemeinsam mit dem
Bundesverband der Deutschen Industrie, dem Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertag sowie dem Zentralverband
des Deutschen Handwerks veröffentlicht. 

Die IT- und die KFZ-Branche
werden demnach schon ab die-
sem Herbst nur noch elektroni-
sche Angebote abgeben. Verga-
bestellen und Wirtschaft sollen
hierzu über die Vergabeplatt-
form des Bundes http://
www.evergabe-online.de kom-
munizieren. „Die vollständige
Digitalisierung des Vergabepro-
zesses in Deutschland verstehen
wir als gemeinsame Aufgabe
der Bundesregierung und der
Wirtschaft mit Signalwirkung in

die Länder“, sagte Staatsse-
kretär Walther Otremba zur ge-
meinsamen Entscheidung. 

Frage der Zeit

Für Otmar Schreyegg von
der Stuttgarter Canis GmbH
http://www.webvergabe.de
stellt sich die Frage des „Ob“
schon lange nicht mehr. Es sei
lediglich eine Frage, wann die
elektronische Vergabeverfahren
Einzug in Deutschlands Behör-

den halten: „Die besten Erfolge
werden erzielt, wenn der Auf-
traggeber konsequent auf elek-
tronische Ausschreibung und
Vergabe umstellt und seine be-
stehenden Auftragnehmer und
Handwerker in vernünftiger
Weise informiert und mit einbe-
zieht“, sagte Schreyegg beim
Bau- und Vergabeforum der
Kreishandwerkerschaft Rhein-
Westerwald http://www.hand-
werk-rww.de. Im Vordergrund
der elektronischen Ausschrei-
bung und Vergabe stehen die
Beschleunigung und Vereinfa-
chung des Vergabeprozesses
und damit verbunden auch Ko-
stensenkungen für alle Beteilig-
ten. Außerdem ermögliche die
papierlose Ausschreibung und
Vergabe in der Regel besser zu
vergleichende Angebote und
mithin günstigere Preise. 

Schlankere Verwaltung

Die Bemühungen, die öffent-
lichen Verwaltungen mittels Di-
gitalisierung von Arbeitsprozes-
sen zu verschlanken, nehmen
langsam Formen an, auch wenn
der Erfolg von eGovernment
aufgrund schlechter Kommuni-
kation und mangelhafter Ver-
netzung deutscher Behörden
untereinander laut einer aktuel-
len Accenture-Studie http://www.
accenture.de von vielen Deut-
schen noch kritisch gesehen
wird. Rund ein Drittel der Bun-
desbürger nutzt allerdings laut
Angaben des Bundesverbands
Informationswirtschaft, Tele-
kommunikation und neue Medi-
en (Bitkom) http://www.bit-
kom.de die Online-Angebote
von Behörden. Vor allem wür-
den Dokumente heruntergela-

den und Formulare auf einer
Webseite ausgefüllt. Im vergan-
genen Jahr erledigten den Anga-
ben zufolge 32 Prozent der 16-
bis 74-Jährigen einen Teil ihrer
Behördengänge im Internet.
Damit verdoppelte sich im Ver-
gleich zu 2002 die Quote.

Instrument zur
Modernisierung

„Immer noch wird eGovern-
ment überwiegend als Elektro-
nifizierung und Digitalisierung
der Verwaltung betrachtet, lei-
der zu selten als Wachstumstrei-
ber und Instrument zur Mo-
dernisierung des Staates“, sagt
Axel Schnell, Chief Operating
Officer des auf Konvergenzlö-
sungen spezialisierten ITK-Sy-
stemintegrators NextiraOne. Auch
er sieht enormes Einsparpoten-
zial. „Durch die elektronische
Vergabe öffentlicher Aufträge
konnten beispielsweise in Itali-
en im Jahr 2003 3,2 Milliarden
Euro eingespart werden“, so
Schnell. 

Nutzungsquoten

Bei uneingeschränkter EU-
weiter Einführung der elektro-
nischen Vergabe öffentlicher
Aufträge rechnen Experten mit
Einsparungen von bis zu 80
Milliarden Euro. Im EU-Ver-
gleich liegt Deutschland laut
Bitkom-Angaben im Mittelfeld.
Vorreiter seien die Benelux-
Staaten und Skandinavien.
Schweden und die Niederlande
kamen 2006 auf eine Nutzungs-
quote der eGovernment-Ange-
bote von 52 Prozent; Finnland
erreichte 47 Prozent. Alle drei
Länder hätten in den vergange-
nen Jahren ihre elektronischen
Bürgerdienste erheblich ausge-
baut. 

Deutschland habe noch Nach-
holbedarf. Der Verband bemän-
gelte, dass zu viele Ämter sich
auf ihren Homepages auf das
Herunterladen von Dokumenten
beschränkten. Diese müssten
dann ausgefüllt und per Post
zurückgesandt werden.

Breitbandkonferenz bei der Regierung der Oberpfalz:

Neue Technologien für
den ländlichen Raum  

Über 70 Bürgermeister sowie Vertreter des Wirtschaftsmini-
steriums, des Bayerischen Gemeindetags, der Industrie- und
Handelskammer Regensburg, der Deutschen Telekom AG und
weiterer Firmen konnte der oberpfazische Regierungspräsi-
dent Dr. Wolfgang Kunert zu einer Konferenz zum Thema
„Neue Breitbandtechnologien für den ländlichen Raum“ be-
grüßen. Wesentliches Ergebnis der Tagung: Um für den jewei-
ligen Raum eine optimale Lösung zu finden, könnten beispiels-
weise über von den Kommunen benannte „Breitbandpaten“
gemeindespezifische Anforderungen erarbeitet und mit maß-
geschneiderten Lösungen zusammengeführt werden. Die
Breitbandinitiative Bayern zeige hierfür Wege auf. 

Für die Regierung als Bünde-
lungsbehörde mit Querschnitts-
und Koordinierungsaufgaben sei
die zukunftsorientierte infrastruk-
turelle Ausstattung der gesamten
Oberpfalz ein ständiges Anliegen,
erklärte Regierungspräsident Ku-
nert. Gerade mit Blick auf die
großen Gebiete des ländlichen
Raumes in der Oberpfalz habe
man ein wachsames Auge darauf,
wo etwas fehlt und was verbessert
werden könne. Leistungsfähige
und schnelle Breitbandzugänge
würden von Bürger und Wirt-
schaft zunehmend als Grundinfra-
struktur verstanden. Auch der
Staat habe großes Interesse daran,
dies in einer globalen Wissensge-
sellschaft zu ermöglichen. 

Mehr Transparenz

Andreas Leuzinger vom
Bayerischen Wirtschaftsministe-
rium stellte die Breitbandinitiati-
ve Bayern vor, die gemeinsam
mit den Industrie- und Handels-
kammern und den kommunalen
Spitzenverbänden getragen wird.
Ziel sei es, mit mehr Wettbewerb
und neuen Technologien rascher
eine flächendeckende Breitband-
versorgung zu erreichen. Für ein
Breitbandportal für Kommunen
und Anbieter, das von der IHK
Regensburg für die Oberpfalz be-
treut wird, zeigte Dr. Christian
Götz neue Wege auf. The-
menspezifische Regionalmessen,
im Herbst auch in der Oberpfalz,
sollen mehr Transparenz bringen. 

Durch die Vergabe von Lizen-
zen für die funkgestützte Wi-
MAX-Technologie im Dezem-
ber 2006 wurde ein zusätzlicher
Anreiz sowie eine jeweilige Ver-
pflichtung zum Netzaufbau ge-
schaffen. Bereits im kommenden

Jahr soll die Breitbandinitiative
auf den Prüfstand kommen und
das Erreichte einer Erfolgskon-
trolle unterzogen werden. 

Bürgermeister Albert Höch-
stetter, Präsidiumsmitglied des
Bayerischen Gemeindetags, so-
wie weitere Kommunalpolitiker
forderten die aktive Unterstützung
des Staates, um Breitbandversor-
gung als Grundinfrastruktur auch
des ländlichen Raumes flächen-
deckend verfügbar zu machen. Ei-
ne Benachteiligung gegenüber
den Verdichtungsräumen oder
von Bürgern in kleineren Ortstei-
len müsse vermieden werden. 

Marktprinzipien
und Kostenkriterien

Durch die Breitbandkonferenz
wurde klargestellt, dass nach
Öffnung des Wettbewerbs bei
Datendiensten vielfältige Mög-
lichkeiten bestehen, um zu
schnellen und leistungsfähigen
Verbindungen ins Internet und
für den Datenverkehr zu gelan-
gen. Nach den Worten von Wer-
ner Rauh handelt auch die Tele-
kom nach Marktprinzipien und
Kostenkriterien. Theoretisch sei-
en in der Oberpfalz 92,1 % der
Anschlüsse für DSL erreichbar,
aber nicht überall mit hohen
Übertragungsraten. Als Alterna-
tiven stünden je nach örtlichem
Angebot insbesondere funkge-
stützte Lösungen, der Weg via
Satellit, aufgerüstete Kabelan-
schlüsse oder auch das Glasfa-
sernetz z. B. eines kommunalen
Anbieters zur Verfügung. Hier-
für standen Ralf Bögelein vom
Funkanbieter MVOX und Alfred
Rauscher, Geschäftsführer der
R-KOM, als Diskussionspartner
zur Verfügung. DK

Finanzminister Prof. Kurt Faltlhauser:

Bayern stärkt seine Rolle 
als eGov-Standort

„Der Service für Unternehmen und Behörden wird deutlich
verbessert. Der Freistaat Bayern wird als erster Flächenstaat
in Deutschland eine gesamtheitliche Beschaffungs- und Verga-
beplattform landesweit einführen. Damit sinken die Prozess-
kosten für die Beteiligten und die Modernisierung der Verwal-
tung wird nachhaltig unterstützt“, teilte Finanzminister Kurt
Faltlhauser aus Anlass der Vergabe des Auftrags für innovative
Beschaffungs- und Vergabelösungen an die Healy Hudson
GmbH und die Unilog avinci mit.

Mit dem neuen elektronischen
Vergabe- und Beschaffungsma-
nagementsystem kann, so Faltl-
hauser, der Freistaat Bayern eine
rechtskonforme und effiziente
Abwicklung der Vergabeverfah-
ren gewährleisten. Das neue Ver-
fahren gelte für alle Vergabever-
fahren im Bereich der Verdin-
gungsordnung für Leistungen
(VOL) sowie Verdingungsord-
nung für freiberufliche Leistun-
gen (VOF). Auch die Vergabe
von Bauleistungen nach der Ver-
dingungsordnung für Bauleistun-
gen (VOB) kann über das System
abgewickelt werden. 

Elektronische Angebote

Der Freistaat Bayern werde,
wie Faltlhauser hervorhob, künf-
tig Beschaffungs- und Verga-
bemaßnahmen elektronisch und
medienbruchfrei durchführen
können. Die Bieter werden bei
der Abgabe der Angebote durch
den integrierten Bieterangebots-
assistenten unterstützt und können
diskriminierungsfrei, d. h. ohne
die Notwendigkeit zur Installation

von Software, elektronische An-
gebote abgeben. Die europawei-
te Ausschreibung für das neue
Verfahren führte das Bayeri-
sche Finanzministerium feder-
führend für den Freistaat Bayern
durch.

Ausgezeichnete Lösungen

Bayern sei, so Faltlhauser, be-
reits seit fast zehn Jahren beim
E-Procurement tätig. Mit der
VOL/A-konformen Internet-Lö-
sung für einen EU-Teilnahme-
wettbewerb mit nachfolgender
beschränkter Ausschreibung hät-
ten durch die Bündelung der Ein-
kaufsprozesse alleine bei den Be-
schaffungskosten für Papier Ein-
sparungen von 26 Prozent reali-
siert werden können. Die Pro-
zess- und Transaktionskosten sei-
en um rund 80 Prozent gesenkt
worden. Der Freistaat Bayern sei
für diese Lösungen mit dem
Pioneer-Award für die weltweit
beste eGoverment-Lösung und
mit dem Innovationspreis des
Bundeswirtschaftsministeriums
ausgezeichnet worden.

Bedingungen für IT-
Projekte massiv verschärft

Das Bundesinnenministerium (BMI) hat die Vertragsbedingun-
gen öffentlicherAufträge in der Informationstechnik deutlich ver-
schärft. Der Hightechverband BITKOM kritisiert dabei insbe-
sondere die Mittelstandsfeindlichkeit der neuen Regelungen. Zu-
dem wurden die Regelungen - anders als in der Vergangenheit -
vom Bundesinnenministerium im Alleingang veröffentlicht. Das
BMI hatte zuvor die Verhandlungen mit der Wirtschaft über die
so genannten „Ergänzenden Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung von IT-Leistungen“ (EVB-IT) abgebrochen.

„Die Mitgliedsfirmen des BIT-
KOM bedauern außerordentlich,
dass das BMI damit die über Jahr-
zehnte hinweg praktizierte und
bewährte Praxis der gemeinsamen
und abgestimmten Erarbeitung

ausgewogener Beschaffungsbe-
dingungen aufgegeben hat“, sagt
BITKOM-Präsident Prof. Au-
gust-Wilhelm Scheer. BITKOM
appelliert an das BMI, an den Ver-
handlungstisch zurückzukehren
und die nun einseitig veröffent-
lichten Bedingungen wieder mit
der Wirtschaft abzustimmen.

Die EVB-IT sind Musterverträ-
ge und Musterbedingungen für
den Einkauf von IT-Produkten
und -Dienstleistungen durch die
Öffentliche Hand. Für die Bun-
desbehörden sind die veröffent-
lichten Vertragsmuster verbind-
lich. Aktuell verhandelt wurde
der EVB-IT-Systemvertrag, der
die Beschaffung großer, komple-
xer IT-Systeme vereinfachen soll.
Trotz Verhandlungsbereitschaft

und weitgehender Zugeständnis-
se der Wirtschaft hat das BMI die
Gespräche nach eigenen Anga-
ben „wegen fehlender Zustim-
mung der Wirtschaft zu dem von
der Öffentlichen Hand vorgeleg-
ten Entwurf“ für beendet erklärt
und die so genannten „EVB-IT
System“ Ende August 2007 ein-
seitig veröffentlicht. Insbesonde-
re der Mittelstand wird nun im
Wettbewerb um öffentliche Groß-
aufträge stark benachteiligt, bei-
spielsweise durch die massive
Ausweitung der möglichen Haf-
tung von Auftragnehmern. 

BITKOM kritisiert, dass das
Ministerium mit der einseitigen
Veröffentlichung unter dem Titel
,EVB-IT’ den falschen Eindruck
erweckt, auch die EVB-IT Sy-
stem seien - wie alle anderen bis-
her veröffentlichten Vertragsty-
pen im EVB-IT-Kontext - vom
Ministerium und der Wirtschaft
gemeinsam erarbeitet worden.

Während der zunächst konstruk-
tiv verlaufenden Verhandlungen
zum neuen Systemvertrag hatte
die Wirtschaft große Zugeständ-
nisse gemacht. Insbesondere wur-
de die Haftung im Vergleich zu
den bestehenden EVB-IT Ver-
tragstypen deutlich verschärft. 

Nach den Bestimmungen der
EVB-IT System gilt künftig bei-
spielsweise Folgendes: Der Auf-
tragnehmer muss sämtliche Risi-
ken für die Funktionsfähigkeit
und Funktionalität des Gesamtsy-
stems tragen; die Haftung des
Auftragnehmers wird nicht ange-
messen begrenzt, sondern kann
vom Beschaffer beliebig erwei-
tert werden; die Nutzungs- und
Verwertungsrechte sollen zu
Gunsten der Öffentlichen Hand
unangemessen erweitert werden
können; die vorgesehenen Ver-
jährungsfristen sollen jenseits
der Marktüblichkeit ausgedehnt
werden können.
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Feinschliff für natürliche
Spracherkennung

Systeme mit freiem Dialog setzen sich immer stärker durch 
Berlin/Bonn, www.ne-na.de - Technologien für die Spracher-
kennung zählen zu den aufstrebenden Branchen weltweit. Nach
einer Datamonitor-Studie werden die Umsätze mit entsprechen-
den Techniken im laufenden Jahr um 22 Prozent auf 2,3 Milli-
arden Dollar klettern. In Deutschland werde die Marke von 100
Millionen Dollar übertroffen. Nach Ansicht von Marktexperten
wird sich die Automatisierung mit natürlicher Spracherken-
nung in fast allen Wirtschaftsbranchen etablieren. Qualitätskri-
terien sollen diese Entwicklung befördern.

Für das Berliner Unternehmen
SemanticEdge, dreimaliger
Voice Award-Gewinner http://
www.voice-award.de, müssen
sich diese Kriterien an vier
Größen messen lassen, die nicht
nur isoliert die Sprachapplika-
tion betrachten, sondern auch die
Erwartungen des Kunden und
die Ziele des Unternehmens mit
einbeziehen. Dazu zählen die Er-
wartungen des Kunden in Bezug
auf ein Unternehmen und dessen
Kundenserviceprozesse, die An-
forderungen des Kunden an das
Voice User Interface (VUI) als
Schnittstelle zwischen Mensch
und Maschine, die Zielsetzungen
des Unternehmens bezüglich des
Kunden und schließlich die An-
forderungen des Unternehmens
an das VUI als IT System.

Komplexe Entwicklung

„Mit Spracherkennern, die ein
viel größeres Vokabular und
auch mehrere Informationen in
einem Satz erkennen lassen, sind
die Möglichkeiten im Dialogde-
sign in den vergangenen Jahren
stark gewachsen. Damit einher
gehen aber auch deutlich größe-
re Herausforderungen an das
Dialogmanagement sowie die
Entwicklung und Administration
natürlich-sprachlicher Dialoge.
Aufgrund der Vielfalt der Dia-
logvarianten ist die Entwicklung
von freieren, eventbasierten Dia-
logen, bei denen mehrere Stich-
worte oder ganze Sätze in einem
Schritt erkannt werden sollen
und der Dialog fallspezifisch auf
das Verstandene eingeht, sehr
komplex. 

Neben der Erstellung der Dia-
loge ist auch der Feinschliff der
Applikation sehr aufwendig“, er-
klärt SemanticEdge-Geschäfts-
führer Lupo Pape. Gleichzeitig
aber seien die Anforderungen
der Anwender in der Regel nicht
so individuell, dass nicht ein sig-
nifikanter Teil der Dialoge auf

der Basis vorgefertigter und 
im Livebetrieb feingeschliffener
Applikationsmodule abgebildet
werden könne, um dann um indi-
viduelle Erweiterungen und Än-
derungen ergänzt zu werden.

Modulare Applikationen

„Wie beim Enterprise Resour-
ce Planning liegt auch bei der
Sprachautomatisierung die Zu-
kunft bei modularen Applikatio-
nen und komplett konfigurierba-
ren Branchenlösungen, die man
schnell an die Vorgaben der An-
wender anpassen kann mit einem
immer höheren und robusteren
Niveau der Dialogintelligenz. Ei-
ne neue Generation hoch modula-
rer und damit vielschichtig konfi-
gurierbarer Sprachapplikationen
bieten zusätzlich auch als Hosted-
Solution die Möglichkeit eines
kostengünstigen Einstiegs für An-
wender in komplexe, natürlich-
sprachliche Multi-Service-Portale
auf der Basis einer pro Call-Ab-
rechnung. 

Neuer Trend

Neben dem Bereitstellen rei-
ner Hosting-Kapazitäten zeich-
net sich daher ein neuer Trend
dahingehend ab, dass auch Ap-
plikationen nicht gekauft, son-
dern entsprechend der Nutzung
bezahlt werden“, so die Markter-
fahrung von Pape. 

Insgesamt sei es bemerkens-
wert, in wie vielen unterschiedli-
chen Branchen sich der Trend
zur Sprachautomatisierung
durchsetzt. „Das belegen die Re-
ferenzprojekte unseres Unter-
nehmens. So wurde bei der
Sparda-Bank Hamburg das alte
IVR-System durch ein natürlich-
sprachliches Dialogsystem er-
setzt mit deutlich erweitertem
Servicespektrum. Die voll auto-
matisierten Services umfassen
die externen und internen Über-
weisungen, Kontostands- und

Umsatzabfragen, Ansagen der
Bonuspunkte und des Freistel-
lungsauftrags, Kreditkartensper-
re, Bestellung von Formularen,
Änderung der Geheimzahl, Ver-
mittlung an einen namentlich be-
kannten Mitarbeiter oder an eine
Abteilung, Ansage von Bankleit-
zahlen sowie Filial- und Geldau-
tomatenstandorte“, erläutert Pape. 

Text-to-Speech

Das Sprachportal habe sich
hier zur zentralen Anlaufstelle
für sämtliche Anrufe etabliert:
„Es nimmt einen Großteil der in
die Bank eingehenden Anrufe
entgegen mit einem Automati-
sierungsgrad von rund 75 Pro-
zent. Es setzt sich damit deutlich
von den reinen Telefonbanking-
Systemen der Konkurrenz ab,
die nicht als Unternehmenspor-
tal, sondern als reine Telefonban-
king-Anwendung geschaltet
sind. Anstelle starrer Menüs à la
‚sagen Sie Kontostand, wenn
Sie…’ gibt das System dem An-
rufer die Initiative mit ‚Wie kann
ich Ihnen helfen?’. Der Anrufer
kann dann in ganzen Sätzen
gleich den gewünschten Service
auswählen. Das System passt
den Dialog dynamisch an die
Äußerungen des Kunden und
das im System hinterlegte Do-
mainwissen an wie verfügbare
Konten, Kontostände, Überzie-
hungskredite oder Überwei-
sungslimits.

Die Applikation besteht zu 100
Prozent aus Sprachsynthese und
ist damit das erste Sprachportal
im deutschen Sprachraum, das
ausschließlich auf Text-to-Speech
(TTS) setzt“, so Pape. Semantic
Edge verfüge damit über einen
enormen Vorsprung beim Einsatz
von Sprachsynthese: „Aus unser
langjährigen Erfahrung wissen
wir, wie man Ansagen mit
Sprachsynthese am besten auf-
bauen muss und wie sie verfeinert
werden können“, sagt Pape. 

Einfache Nutzung
für den Kunden

Bei den Services für Filialen
und Geldautomaten erlaube
das Sprachportal die Erken-
nung sämtlicher Ortsnamen in
Norddeutschland und sämtli-
cher Straßennamen in Ham-
burg in einem einzigen Dialog-
schritt. Das mache die Nut-
zung für die Kunden sehr an-
genehm und einfach. 

Als erstes System weltweit er-
laube es eine komplett automati-
sierte externe Überweisung in-
klusive Aufnahme des Empfän-
gernamens und des freien Ver-
wendungszwecks ohne Nachbe-
arbeitung. „Der Verwendungs-
zweck kann dabei bis zu 54 Stel-
len alphanumerisch sein. Der
Automationsgrad liegt bei über
80 Prozent. Bei der Vermittlung
an einen Mitarbeiter der Bank ist
das Lotus-Notes-System einge-
bunden, um die Anwesenheit zu
überprüfen. So kann online ge-
prüft werden, ob eine Vermitt-
lung an den Mitarbeiter Sinn
macht. Es können auch sofort al-
ternative Ansprechpartner vorge-
schlagen werden.

In einer Pilotphase wurden
Kunden in die Bewertung und
Optimierung des Sprachportals
eingeschaltet. Sie haben sich da-
bei deutlich für die Einführung
des Sprachportals entschieden.
Ein eingeführtes Qualitätsmana-
gement der Sparda-Bank Ham-
burg überwacht ständig alle Be-
schwerden, die über sämtliche
Kanäle (Callcenter, E-Mail,
Post, Filiale) erfasst werden. Die
Beschwerderate liegt bei unter 
5 Promille und damit auf der
gleichen Höhe wie für die Kon-

taktstellen Filiale oder Internet“,
erläutert Pape. 

In einer Pilotphase wurden
Kunden in die Bewertung und
Optimierung des Sprachportals
eingeschaltet. Die Kunden haben
sich dabei deutlich für die Ein-
führung des Sprachportals ent-
schieden. Ein eingeführtes Qua-
litätsmanagement der Sparda-
Bank Hamburg überwacht stän-
dig alle Beschwerden, die über
sämtliche Kanäle (Call Center, E-
Mail, Post, Filiale) erfasst werden.
Die Beschwerderate liegt bei un-
ter 5 Promille und damit auf der
gleichen Höhe wie für die Kon-
taktstellen Filiale oder Internet.

Einsatz in der
Logistikbranche

„Interessante Einsatzgebiete
gibt es auch für die Logistikbran-
che. Herausragend ist hier die Pa-
ketdienst Info von DHL. Die Fra-
ge, ob die bestellten Schuhe noch
pünktlich zum Wochenende oder
der neue MP3-Player früh genug
für die Urlaubsreise geliefert wer-
den, können mit diesem Dienst in
kürzester Zeit geklärt werden.
Der Anrufer gibt lediglich eine
Sendungsnummer ein. Das Sy-
stem schickt das Ergebnis der Ab-
frage zudem auf Wunsch auch
per Fax oder SMS an den Nutzer.
Der kann sich aber auch zu einem
menschlichen Agenten durchstel-
len lassen“, so Pape.

Überprüfung auf Inhalte

Bis zu 60 verschiedene Liefer-
zustände könne die Sendungs-
auskunft mitteilen. Der erwarte-
te Automatisierungsgrad von 20
Prozent sei mittlerweile weit
übertroffen worden und liege bei
57 Prozent. „Auf der Basis un-
terschiedlicher Informationen
aus dem Backend-System wer-
den mit Hilfe einer intelligenten
Sprachgenerierungskomponente
des NLU Dialogmanagers zur
Laufzeit grammatikalisch kor-
rekte Sätze und Zusammenfas-
sungen aus den Backend-Daten
generiert. Ein Parser, verbunden
mit umfangreicher Businesslo-
gik, überprüft dabei in Freitexten
vorliegende Informationen auf
relevante Inhalte. Dabei werden
auch Orts-, Straßen- und Eigen-
namen sauber ausgesprochen.
Der Dialog erlaubt Rückfragen
zu einzelnen Informationen. 

Umfangreiche Befragung

Nach der Aufnahme der Sen-
dungsnummer werden die Anru-
fe an Servicemitarbeiter weiter-
geleitet. Mithilfe einer komple-
xen CTI-Lösung erhalten die
Mitarbeiter mit dem Anruf auch
gleich die Statusinformationen
auf Ihren Bildschirm. Nach der
Ansage können die Informatio-
nen auch via SMS oder Fax ver-
sandt werden. Nach der Ein-
führung des Systems wurde die

Kundenakzeptanz durch eine
umfangreiche Kundenbefragung
überprüft. 500 Anrufer wurden
einen Tag nach der Nutzung zu
25 Fragen interviewt. Die Kun-
denbefragung ergab eines der
besten Ergebnisse, die im Kun-
denservicebereich konzernweit
je durchgeführt worden sind.
Auf der Basis dieser Ergebnisse
wurde der weitere Ausbau der
Sprachportale als eine strate-
gisch bedeutende Technologie
für die DHL entschieden“, führt
Pape aus. 

Nahtlose Schnittstelle

Sprachportale spielen nach sei-
ner Prognose auch bei der mobi-
len Kommunikation eine ent-
scheidende Rolle: Jedes noch so
einfache Telefon erlaube den Zu-
griff auf Telefonbücher und Ka-
lender, die auf einem Server hin-
terlegt sind. Der Anruf auf einer
Servicenummer und die an-
schließende Weiterverteilung der
Anrufe in IP-Netze spare Kosten
und der Nutzer habe eine nahtlose
Schnittstelle zu allen Kommu-
nikationsdiensten. „Die klassi-
sche Festnetzinfrastruktur ent-
fällt. Weitere Sprachportale wie
Taxiruf, HRS-Hotelbuchung oder
Bahnauskunft kann man ohne
großen Aufwand integrieren und
zu einem virtuellen Sekretariat
ausbauen. Das Ganze ist keine
Zukunftsmusik mehr. Wir haben
das bei DaimerChrysler realisiert.
Als persönliche Kommunikati-
onszentrale kennt der Personal
Assistant alle Geschäftspartner,
Kollegen ebenso wie Hotels, Re-
staurants und Fahrplanauskünfte
für die Reiseplanung. Er sorgt
dafür, dass diese jederzeit und von
jedem Ort der Welt ganz schnell
und mit wenigen Worten erreicht
werden können. Er wählt dabei je-
weils die günstigste Telefonver-
bindung. Wenn ein Anruf nicht
zustande kommt, versendet er ei-
ne SMS. Zudem liest das System
während der Fahrt E-Mails vor
oder sucht den nächsten Zug für
die Weiterfahrt mit der Bahn“,
skizziert Pape die Vorteile des
Dienstes. 

Einsatz von Sprachagenten

Vielversprechend sei auch der
Einsatz von Sprachagenten als
Stadtführer. So setze der Münch-
ner Verkehrs- und Tarifverbund
(MVV) auf eine sprachgesteu-
erte Fahrplanauskunft. „Unter
der Telefonnummer 089/414243
gibt es Informationen zu allen
4.500 MVV-Haltestellen, 2.500
Sehenswürdigkeiten und 450.000
Adressen in München. Auf
Wunsch werden die Ergebnisse
auch als Fax oder SMS mitge-
teilt“, so Pape. 

Nach MVV-Angaben können
über den sprechenden Fahrplan
ungefähr 40 Prozent aller Anrufe
abschließend behandelt werden.
Mit einer einfachen „Weiter“-

Eingabe kann der Anrufer sich
aber auch ins Call Center durch-
stellen lassen, um komplexere
Fragen zu klären. Der Härtetest
war die Fußball-Weltmeister-
schaft im vergangenen Jahr. „Die
Vorteile des neuen Systems sind
natürlich die Entlastung unse-
rer Call Center-Mitarbeiter von
Routineanfragen und die ständi-
ge Erreichbarkeit“, sagt Susanne
Strasser, Bereichsleiterin Marke-
ting des MVV. Das Sprachportal
sei täglich rund um die Uhr er-
reichbar. Darüber hinaus sei auch
eine Abnahme der Kunden-Be-
schwerden zu verzeichnen.

„An Werktagen mit durch-
schnittlichem Verkehrsaufkom-
men“, so MVV-Projektleiter
Bernhard Segl, „werden rund
1000 Anfragen über die sprachge-
steuerte Auskunft abgewickelt.“
Aber auch bei Großveranstaltun-
gen wie dem Oktoberfest gebe es
keine Probleme, da genügend Ka-
pazitätsreserven zur Verfügung
stehen. Seit dem Frühjahr ist der
Dialog auch in englischer Sprache
möglich. Dazu starte man die Un-
terhaltung einfach mit der Einga-
be „Englisch“. 

Imageverbesserung

Sechs Wochen hat es nur ge-
dauert, bis das im Rahmen der
Initiative „Neue Mobilitätsdien-
ste“ der Regierung von Oberbay-
ern geförderte Sprachportal in
München zum Einsatz kam.
Rund 300.000 Euro wurden in-
vestiert, die laufenden Personal-
kosten bleiben stabil und über-
schaubar - ein Argument, das mit
einer Outsourcing-Variante an
einen externen Call Center-
Dienstleister nicht gegriffen hät-
te: „Durch 24-stündige Erreich-
barkeit erzielt der MVV eine Ak-
zeptanzsteigerung der telefoni-
schen Auskunft und verbessert
dadurch auch sein Image“, resü-
miert Pape. Auch hier sei die
Möglichkeit eines freien Dialogs
und die natürlich-sprachliche Er-
kennung des Start- und Zielortes
wichtig: „Das erhöht die Nutzer-
freundlichkeit. Außerdem weist
die sprachgesteuerte Fahrplan-
auskunft deutlich höhere Auto-
mationsgrade auf als andere im
Einsatz befindliche Lösungen
und macht sich relativ schnell
bezahlt“, weiß Pape.

Aktiv gesteuerter Dialog

Für mobilitätseingeschränkte
Nutzer sei die Fahrplanauskunft
leicht zu handhaben. Rollstuhl-
fahrer beispielsweise könnten ih-
re Einschränkung angeben und
bekämen die entsprechenden
Empfehlungen. Der Dialog wer-
de vom Benutzer aktiv gesteuert.
„Das System reagiert flexibel
auf die Äußerungen des Anrufers
und ist in der Lage, mehrere In-
formationen gleichzeitig zu ver-
arbeiten, zu bestätigen oder zu
korrigieren“, so Pape.

Informatiker fordern:

Direkter Zugriff der Polizei
auf alle Datenbanken!

In einem Memorandum fordert die deutsche Gesellschaft für
Informatik (GI) Behörden und Unternehmen nachdrücklich
auf, in Zukunft auf eine strikte Trennung aller personenbezo-
gener Daten aus verschiedenen Quellen zu achten. Die GI sei
besorgt, über die Tendenz, neue Techniken aus Informatik,
Telekommunikation und Sensorik zunehmend zur persönli-
chen Identifizierung und Überwachung unverdächtiger Bür-
ger zu nutzen, erklärt GI-Präsident Matthias Jarke. 

In letzter Zeit habe sich die problematische Situation des Da-
tenschutzes weiter verschlechtert, bestätigt Hartmut Pohl, Haupt-
autor des Memoradums, gegenüber pressetext: „Es gibt viele
neue Datensammlungen seitens der Unternehmen und außerdem
die Diskussion über Bundestrojaner - spezielle Programme, die es
dem Staat erlauben, auf Computer von Bürgern zuzugreifen.“ Am
größten sei die Gefahr, wenn verschiedene Datensammlungen
miteinander vernetzt würden. „Das ist, was Bush nach dem
11. September gemacht hat“, warnt Pohl. Auch in Deutschland sei
es durch einen einfachen Beschluss möglich, der Polizei Zugriff
auf sämtliche Datenbanken zu geben.

Deutliche Kennzeichnung jeder Überwachung

Um die Lage des Datenschutzes zu verbessern, präsentiert die
GI konkrete Handlungsvorschläge. So müsse die breite Öffent-
lichkeit über die technischen Überwachungsmöglichkeiten infor-
miert werden und Hinweise bekommen, wie sie sich dieser Über-
wachung entziehen könne. Außerdem solle jede Überwachung im
privaten und öffentlichen Raum deutlich gekennzeichnet werden.
Speicherung und Verarbeitung personenbezogener Daten sei zu
vermeiden oder zumindest eng zu beschränken.
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Rechtsanwalt als 
Ratsmitglied gebunden 

Allgemein sehen die Gemeindeverordnungen vor, dass ein
Rechtsanwalt, der Ratsmitglied ist, keine Ansprüche Dritter ge-
gen die Gemeinde geltend machen kann. Diesem Vertretungs-
verbot liegt der Gedanke zugrunde, die Verwaltung von allen
Einflüssen freizuhalten, die eine objektive unparteiische und ein-
wandfreie Prüfung der Geschäfte gefährden könnte.

Die Regelung soll in erster Li-
nie der Sauberkeit im öffentli-
chen Leben dienen. Es soll ver-
hindert werden, dass Bürger den
Einfluss von Ratsmitgliedern für
ihre persönlichen Interessen aus-
nutzen und dass Rechtsanwälte,
die zugleich Ratsmitglieder sind,
durch diese Doppelfunktion in
einen Interessenwiderstreit gera-
ten. Nach dem Beschluss des
Verwaltungsgerichts Schleswig
vom 20.10.2000 - 14 A 227/00
gilt das Vertretungsverbot unab-
hängig davon, ob der Rechtsan-
walt für einen Mandanten einen
Anspruch aus einer Selbstver-
waltungsaufgabe der Gemeinde

oder aus einer Aufgabe zur Er-
füllung nach Weisung oder der-
gleichen herleitet. Denn es geht
schlechthin um die Sauberkeit
des öffentlichen Lebens. 

Daher soll die Verwaltung bei
Führung ihrer Geschäfte von
jeglichen Einflüssen, die Objek-
tivität und Unparteilichkeit ge-
fährden können, freigehalten
werden. Der hohen Anforde-
rung, die Verwaltung von jegli-
chen derartigen Einflüssen frei-
zuhalten, würde es nicht gerecht
werden, auf die Art des An-
spruchs abzustellen, die ein
Rechtsanwalt, der Ratsmitglied
ist, geltend macht. Dr. O.

Leitende Angestellte von kommunalen Unternehmen:

Als ehrenamtliche 
Verwaltungsrichter ungeeignet 
Sowohl die Verwaltungsgerichte wie die Oberverwaltungsge-
richte bzw. Verwaltungsgerichtshöfe haben ehrenamtliche
Richter, die zusammen mit den Berufsrichtern für die Ent-
scheidungen zuständig sind. Nach § 22 Verwaltungsgerichts-
ordnung kann Laienbeisitzer jedoch nicht werden, wer als An-
gestellter im öffentlichen Dienst tätig ist. 

Dadurch sollen Interessen-
und Pflichtenkollisionen ver-
mieden und die richterliche Un-
abhängigkeit gewährleistet wer-
den. Das Gericht soll nicht in
den Verdacht gebracht werden,
dass es die Verwaltung zum
Nachteil des Bürgers schütze.
Deshalb ist die Frage entstan-
den, ob der Begriff „öffentlicher
Dienst“ weit auszulegen ist. 

Dafür ist ein Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts von
1978 von Bedeutung. Danach
zählen zu den Angestellten des
öffentlichen Dienstes jedenfalls
die leitenden Angestellten sol-
cher privater Unternehmen, an
denen die öffentliche Hand
mehrheitlich beteiligt ist. 

Noch weitergehend wird al-
lerdings vielfach die Auffassung
vertreten, dass jegliche Tätig-
keit bei einem Unternehmen, an
dem eine juristische Person des
öffentlichen Rechts mehrheit-
lich beteiligt ist, eine Tätigkeit
im öffentlichen Dienst ist, so
dass es auf die Stellung als lei-
tender Angestellter nicht an-
kommt. So hat sich das Ober-
verwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen im Beschluss vom
9.3.2001 - 16 F 18/0 I nochmals
zu dem Thema geäußert. 

Danach ist von der Ausübung
des ehrenamtlichen Richteramts
ausgeschlossen, wer eine her-
ausgehobene Stellung in dem
Unternehmen hat und dieses
Unternehmen und damit die
letztlich rechtliche Eignerin re-
präsentieren und verpflichten
kann. Eine solche Funktion als

leitender Angestellter hat nicht
nur der Geschäftsführer des Un-
ternehmens, sondern auch der-
jenige, der Prokurist ist oder
Handlungsvollmacht hat, denn
er kann das Unternehmen selbst-
ständig vertreten. 

Unvereinbarkeitsvorschrift

In der Verwaltungsgerichts-
barkeit, in der typischerweise
ein Staatsbürger in einem Pro-
zess Rechtsschutz begehrt ge-
genüber der Behörde einer
staatlichen oder gemeindlichen
Institution soll durch die Unver-
einbarkeitsvorschrift insbeson-
dere auch erreicht werden, dass
der Rechtssuchende auf der
Richterbank neben den Berufs-
richtern nicht ehrenamtliche
Richter antrifft, die ihrerseits der
Verwaltung als Beamte oder An-
gestellte unmittelbar angehören
oder unmittelbar als leitende An-
gestellte eines privatrechtlichen
kommunalen Unternehmens die
Verwaltung repräsentieren und
ihr folglich zugeordnet werden. 

Der Ausschluss der Prokuri-
sten und Handlungsbevollmäch-
tigten eines privatrechtlichen
kommunalen Unternehmens soll
nicht nur etwaige Interessen-
kollisionen verhindern, sondern
dient vor allem auch der Ver-
meidung des Anscheins der Vor-
eingenommenheit der Laien-
richter und damit dem Ziel der
Rechtspflege, öffentlich-rechtli-
che Streitigkeiten durch ein un-
parteiisches Gericht entscheiden
zu lassen. Dr. O.

Nach dem Scannen des Barco-
de-Etiketts zeigt der Pocket
PC Informationen zum zu-
gehörigen Gegenstand. 

Deutschland-Online 
Vorhaben „Infrastruktur“

Im Aktionsplan Deutschland-Online haben die Regierungschefs
des Bundes und der Länder entschieden, dass eine abgestimmte
Kommunikationsinfrastruktur der Deutschen Verwaltung auf-
und ausgebaut wird. Hinsichtlich Verfügbarkeit, Sicherheit und
Qualität richtet sie sich an den besonderen Anforderungen einer
leistungsfähigen Öffentlichen Verwaltung aus. Ziel des Vorha-
bens ist es, die Flexibilität, Zukunftsfähigkeit und Wirtschaft-
lichkeit der Netzinfrastrukturen in ihrer Gesamtheit zu er-
höhen. Darüber hinaus wird die Verbindung der Deutschen Ver-
waltung mit europäischen Strukturen sichergestellt.

Nach dem Prinzip „Einige für
Alle“ sind das Land Hessen (ver-
treten durch das Hessische Minis-
terium des Innern und für Sport)
und der Bund (vertreten durch
das Bundesministerium des In-
nern) die Federführer im Vorha-
ben Deutschland-online Infra-
struktur. 

Ausgangslage: 
Heterogene Netzlandschaft

Der Einsatz von IT in der öf-
fentlichen Verwaltung ist inzwi-
schen selbstverständlich. Der
größte Teil der Beschäftigten im
Öffentlichen Dienst ist „ver-
netzt“ und die meisten Fach-
aufgaben werden IT-gestützt
durchgeführt. Die derzeitigen
Netzinfrastrukturen der deut-
schen Verwaltung sind mit der
technologischen Entwicklung
und entlang erweiterter Kom-
munikationsbedürfnisse ein-
zelner Behörden gewachsen.
Damit stellen die bestehenden
Netzinfrastrukturen vielfach
„Insellösungen“ dar. 

Diese Insellösungen erschwe-
ren die Kommunikation der
Behörden untereinander: Nicht
jede Behörde kann eine andere
Behörde in Deutschland auf
elektronischem Weg zuverlässig,
einfach und sicher erreichen. Es
gibt zahlreiche Medienbrüche,
die aufwendig überbrückt wer-
den müssen. Das Ziel: ein natio-
naler Backbone als „Kommuni-
kationsautobahn“ für alle Ver-
waltungsebenen

Netzinseln verbinden

Um die durchgängige elektro-
nische Abwicklung von ebe-
nenübergreifenden Fachverfah-
ren zwischen Verwaltungsein-
heiten zu gewährleisten, müssen
im ersten Schritt die derzeitigen
Netzinseln verbunden werden.
Die standardisierte und flächen-
deckende Verbindung der Ver-
waltungsnetze ist eine entschei-
dende Voraussetzung für den
Erfolg anderer Deutschland-
Online-Vorhaben. Der Aufbau
der Deutschland-online Infra-
struktur (DOI) bildet die Basis
für die sichere elektronische
Kommunikation zwischen den
Dienststellen von Bund, Län-
dern und Kommunen.

In Abstimmung mit den Betei-

ligten werden im Vorhaben DOI
Lösungen für folgende Hand-
lungsfelder entwickelt:

Erarbeitung eines Governan-
ce-Modells (Grundsätze und
Verfahren zur Steuerung und
Kontrolle) für eine nationale
Kommunikationsinfrastruktur
(DOI)

Klassifizierung der Anforde-
rungen aus Fachverfahren an die
Netzinfrastruktur (u.a. nach Si-
cherheitskriterien, Verfügbarkeit
und Bandbreite) 

Abstimmung von Standards
für Netzanbindungen und -über-
gänge, darunter fallen Sicher-
heits- und Serviceklassen und
weitere Rahmenbedingungen

Beschreibung eines Organisa-
tionsmodells und Betreiberkon-
zepts sowie Entwicklung von Fi-
nanzierungsvarianten und Beteili-
gungsmodellen für eine schlanke
und flexible DOI-Organisation

Beschreibung möglicher Mi-
grationspfade zur Transformati-
on und Anbindung bestehender
Netz-Infrastrukturen

Pilotierung eines Deutsch-
land-Backbone als „Kommuni-
kationsautobahn“ für alle Ver-
waltungsebenen

Bereitstellung zentraler Dien-
ste (z.B. E-Mail, Verwaltung di-
gitaler Signaturen, Telefon-
bücher und anderer Verzeichnis-
dienste)

Eflächendeckende Anbin-
dung aller Behörden

Erste bundesweite 
Bestandsaufnahme seit 1949

Die Umsetzung des Gesamt-
vorhabens erfolgt in mehreren
Etappen. Im Rahmen der ersten
Projektphase (Juli 2006 - Januar
2007) fand eine Bestandsaufnah-
me der bestehenden Behörden-
netze statt. Hierbei handelte es
sich um die erste ebenenüber-
greifende Untersuchung der
Kommunikationsinfrastrukturen
in Deutschland seit 1949. Im Fo-
kus der Untersuchung standen
Flächennetze auf Bundes-, Lan-
des- und Kommunenebene, die
der allgemeinen Verbindung von
Standorten dienen.

Anforderungen an
Netzinfrastruktur

Ebenfalls untersucht wurden
die Anforderungen ebenenüber-

greifender Fachverfahren an eine
Netzinfrastruktur. Hierfür wur-
den insbesondere Verfahren mit
einer großen Anzahl beteiligter
Behörden und einem hohen Da-
tenaustausch- und Transaktions-
volumen ausgewählt.

Auf Basis der Ergebnisse wur-
den erste Lösungsansätze skiz-
ziert, ein technisches Grobdesign
entworfen und die grobe Vorha-
bensplanung erstellt.

Optimierungspotenziale 
in den Netzen

Die Bestandsaufnahme in
Phase 1 hat gezeigt, dass zwar
individuell betrachtet leistungs-
fähige Netze existieren, insge-
samt betrachtet jedoch erhebli-
cher Handlungsbedarf besteht:
Es fehlt an einer übergreifenden
nationalen Kommunikations-
infrastruktur und damit einer
„Kommunikationsautobahn“.
Defizite bestehen gegenwärtig
insbesondere in folgenden Be-
reichen:

Abgestimmte Planungen feh-
len. Im Bereich Organisation
und Planung gibt es keine ebe-
nenübergreifende, gemeinsame
Entwicklungsstrategie der Ver-
waltungsnetze und Infrastruktu-
ren. Dieser Umstand führt zu er-
heblichen Mehraufwendungen
und Kosten aufgrund von Paral-
lelentwicklungen.

Für Bereitstellung von Lei-
stungen und Betrieb gibt es kei-
ne abgestimmten Verfügbarkei-
ten und Regeln.

Die Anforderungen ebenenü-
bergreifender Fachverfahren an
die Netzinfrastruktur werden in

der Regel für jedes Fachverfah-
ren individuell und somit kos-
tenintensiv geplant und umge-
setzt. Ergebnis davon sind häu-
fig unterschiedliche Mehrfach-
anbindungen pro Standort, ohne
dass diese als redundante Netz-
werkstrecken zur Kompensati-
on von Ausfällen genutzt wer-
den können. 

Es gibt weder vereinbarte
Standards für die Kommunikati-
onsinfrastrukturen noch empfoh-
lene Backup-Konzepte.

Abgestimmte Sicherheitsstu-
fen fehlen. Aufgrund fehlender
oder uneinheitlicher Sicherheits-
richtlinien sind in der Regel ver-
fahrensspezifische Mechanis-
men im Einsatz, die jeweils se-
parat entwickelt und gepflegt
werden müssen. 

Gemeinsame Mehrwertdien-
ste fehlen. Standarddienste wie
Nutzerverzeichnisse oder E-
Mail-Dienste werden nicht zen-
tral zur Verfügung gestellt. Statt-
dessen müssen diese für jedes
Fachverfahren, das einen sol-
chen Dienst benötigt, neu aufge-
setzt werden. 

Abgestimmte Modelle 
und Standards

Die zweite Projektphase von
DOI ist im April 2007 angelau-
fen. Sie leitet die nächsten
Schritte hin zu einer ebenenüber-
greifenden Netzinfrastruktur ein.
Zentraler Meilenstein dieser
Phase ist die Formulierung abge-
stimmter Umsetzungsschritte,
damit ab Januar 2008 mit der
schrittweise operativen Umset-
zung der ebenenübergreifenden
„Kommunikationsautobahn“ be-
gonnen werden kann. 

Hierfür werden unter aktiver
Einbindung der politischen und
fachlichen Ansprechpartner in
Kommunen, Ländern und dem
Bund die Voraussetzungen für

die Deutschland-online Infra-
struktur aus strategischer, techni-
scher und organisa-torischer
Sicht ermittelt sowie technische
und betriebliche Standards defi-
niert. Die Analysen aus der er-
sten Phase werden weiter vertieft
und daraus werden Anforderun-
gen abgeleitet, die ab 2008
schrittweise in Lösungen umge-
setzt werden. 

Mit der Schaffung einer
„Kommunikationsautobahn“ 
im Rahmen des Vorhabens
Deutschland-online Infrastruk-
tur wird die wesentliche infra-
strukturelle Grundlage für den
weiteren Ausbau von eGovern-
ment in Deutschland gelegt:
Auf dieser künftigen „Kommu-
nikationsautobahn“ werden die
Dienststellen von Bund, Län-
dern und Kommunen ihren Da-
tenverkehr sicher und effizient
abwickeln können.

Leistungsfähige Kommuni-
kationsautobahn für alle

Ziel ist es, im Januar 2008 die
operative Umsetzung der Maß-
nahmen zum Aufbau der „Kom-

munikationsautobahn“ mit der
Pilotierung der nationalen Kom-
munikationsinfrastruktur zu star-
ten. Die erforderlichen Steuer-
und Regelmechanismen sowie
die technischen und organisatori-
schen Aspekte der Gesamtarchi-
tektur werden parallel zum Pilo-
ten umgesetzt.

Weiterentwicklung

Im weiteren Verlauf gehören
der Ausbau der nationalen
Kommunikations-Infrastruktur,
die flächendeckende Anbindung
der Behördennetze aller Verwal-
tungsebenen sowie die Pflege
und Weiterentwicklung der tech-
nischen und betrieblichen Stand-
ards zu den Hauptaufgaben des
Projekts. Die Integration einzel-
ner Behördennetze kann auf
Wunsch ebenso realisiert werden.
Weitere Informationen:
Projektleiter des Vorhabens
DOI: Horst Westerfeld, Tel.:
01888 681-4259, eMail: horst.
westerfeld@bmi.bund.de und
Dr. Stefan Grosse, Tel.: 01888
681-2786, eMail: stefan.grosse@
bmi.bund.de.

GZ Wichtige Rechtsfragen§ §

Verwaltung der IT-Ressourcen:

Innovative 
Softwarelösung

Auf der SYSTEMS in München stellt die Firma Quadriga In-
formatik die Software „Quadriga-Mobile“ vor, die kommuna-
le IT-Abteilungen bei der Verwaltung der PCs und weiterer IT-
Ressourcen unterstützt. Quadriga-Mobile erlaubt es, Informa-
tionen zu den vorhandenen IT-Ressourcen auf einem Pocket
PC bereitzustellen und vor Ort verfügbar zu machen. 

Muss ein Mitarbeiter der IT-
Abteilung vor Ort ein Problem
mit einem PC beheben, nützt es
wenig, wenn die benötigten An-
gaben nur am eigenen Arbeits-
platz zur Verfügung stehen.
Zwar ist es möglich, vorab In-
formationen zusammenzustel-
len und auszudrucken. Aber das
ist umständlich, erfordert viel

kommt sofort detaillierte Infor-
mationen zur Komponente auf
dem Pocket PC angezeigt. Auch
Fehler beim Abtippen der oft
sehr langen Seriennummern las-
sen sich jetzt vermeiden: Zum
Erfassen einer Seriennummer
reicht es, den vom Hersteller
angebrachten Barcode zu scan-
nen, in dem die Nummer ver-
schlüsselt ist.

Bestandskontrollen

Ohne Quadriga-Mobile war
es bei einer Bestandskontrolle
bisher erforderlich, mit einer
Strichliste umherzugehen, die
Inventarnummern der Gegen-
stände abzulesen, auf der
Strichliste abzuhaken und die
gesamte Liste am PC abzutip-
pen. Mit Quadriga-Mobile re-
duziert sich eine Bestandskon-
trolle auf das Umhergehen mit
dem Pocket PC und Scannen
der Barcode-Etiketten, mit de-
nen die IT-Komponenten ge-
kennzeichnet sind.

Zieht ein Mitarbeiter in einen
anderen Raum,  reicht es, am
neuen Standort die Barcode-Eti-
ketten der umgestellten Kompo-
nenten zu scannen, um den Um-
zug zu dokumentieren.

Diese Beispiele zeigen: Qua-
driga-Mobile beschleunigt Ar-
beitsabläufe und schaltet Feh-
lerquellen aus, die durch manu-
elle Tätigkeiten entstehen. Auch
bei der Erst-Inventarisierung
oder im Wareneingang bieten
die in Quadriga-Mobile enthal-
tenen Anwendungen Unterstüt-
zung.

Quadriga-IT
als Basis am PC

Quadriga-Mobile ist sozusa-
gen das „mobile“ Gegenstück
zum PC-basierten Quadriga-IT.
Zusammen bilden beide Pakete
eine umfassende Lösung für die
Verwaltung der IT-Ressourcen.
Hardware-Komponenten und
Softwarelizenzen, Anwender,
Lieferanten, Verträge, Standorte
und Räume, Problemfälle - all
das lässt sich mit Quadriga-IT
verwalten. 
Weitere Informationen:
http://www.quadriga.de
SYSTEMS 2007: Halle A2,
Stand 529. 

Papier und am Ende ist eine vor
Ort dringend benötigte Informa-
tion dann doch nicht dabei. 

Mit Quadriga-Mobile hat der
Mitarbeiter hingegen die Mög-
lichkeit, die aktuellen Daten zu
den vorhandenen IT-Ressour-
cen vom Arbeitsplatz-PC auf ei-
nen Pocket PC zu übertragen.
Überall, wohin er den Pocket
PC danach mitnimmt, hat er die
Daten der PCs, Drucker, Moni-
tore und der sonstigen IT-Kom-
ponenten zur Hand.

Scannen von Barcodes

Quadriga-Mobile erlaubt es,
eigene Barcode-Etiketten zu er-
stellen und damit alle IT-Res-
sourcen einheitlich zu kenn-
zeichnen. Mit einem handlichen
Barcode-Scanner, der drahtlos
mit dem Pocket PC verbunden
ist, scannt ein Mitarbeiter das
auf der Komponente angebrach-
te Barcode-Etikett und be-
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Bezirksversammlung KPV Niederbayern:

Bildung im Vordergrund
Als das „soziale Gewissen der Partei“ präsentierte sich die
KPV Niederbayern bei ihrer jüngsten Bezirksversammlung in
Plattling. Die Delegierten waren sich einig, dass gerade der
Ausbau der Kinderbetreuung und verstärkte Bildungsmaß-
nahmen absolute Priorität haben müssen. 

Der CSU-Landtagsabgeord-
nete Gerhard Waschler machte
hierzu einige dezidierte Aussa-
gen: Während die Gymnasien
und Realschulen Zuwächse
verzeichneten, gingen die
Schülerzahlen an Hauptschu-
len zurück. Nach wie vor sei
die Hauptschule aber das
„Rückgrat des Mittelstandes“,
so Waschler. 

Kein Abschluss
ohne Anschluss

Es dürfe „keinen Abschluss
ohne Anschluss“ geben. Dem
Vorschlag der SPD-Fraktion im
Bayerischen Landtag, Real- und
Hauptschulen zusammenzule-
gen, erteilte der MdL eine klare
Absage. Die beiden eigenstän-
digen Schularten seien ein Er-
folgsmodell im Freistaat. 

Ausbau der
Ganztagsbetreuung

Waschler kündigte an, dass
die Staatsregierung die bedarfs-
gerechte Ganztagsbetreuung
ausbauen werde. Außerdem
werde auf Profilbildung und ei-
ne verstärkte Zusammenarbeit
mit Berufsschulen und Wirt-
schaft gesetzt. Im Praxisbe-
zug seien die Hauptschulen 
dem Gymnasium voraus:
„Die Hauptschule ist die be-
rufsvorbereitende Schule über-
haupt“, hob der Abgeordnete
abschließend hervor. 

Rechenschaftsbericht

Der KPV-Bezirksvorsitzende
und 1. Bürgermeister der Ge-
meinde Aldersbach, Franz
Schwarz, konnte in seinem Re-
chenschaftsbericht auf rund 40
kommunalpolitische Veranstal-

tungen seit der letzten Bezirks-
versammlung verweisen. Er be-
richtete von zahlreichen Anträ-
gen, die positiv aufgenommen
wurden. So habe es eine Ände-
rung der Förderung bei Schul-
haus-Sanierungen ebenso gege-
ben wie eine Beibehaltung der
Zuschüsse bei den Gewässern III.

Breite von 4,5 Metern erfolgen,
die Standesämter in den Kom-
munen bleiben und die Kosten
bei der Biber-Problematik über-
nommen werden. 

Konsequentes
und zügiges Handeln

Auch in Zukunft will Franz
Schwarz die Anliegen der Kom-
munen sachlich und verbindlich
vortragen. Vor allem bei der
Kinderbetreuung und Bildung

Ordnung. Auch beim Thema Feu-
erwehr sei die Zehn-Minuten-
Alarmierung endgültig vom Tisch. 

KPV-Vorschläge
finden Gehör

Mit Genugtuung stellte
Schwarz fest, „dass die Vor-
schläge der KPV Gehör fin-
den“. Dies führte er auch auf die
harmonische Zusammenarbeit
mit dem Städte- und Landkreis-
tag zurück. Als dagegen „nicht
verständlich“ bezeichnete er die
Unternehmenssteuerreform.
Der Bezirksvorsitzende erwar-
tet für die Kommunen zehn Pro-
zent geringere Einnahmen bei
der Gewerbesteuer. Auch die
pauschale Zuschussregelung bei
den Feuerwehren sollte seiner
Ansicht geändert werden. Die
ärmeren Gemeinden seien
durch höhere Zuschüsse zu
berücksichtigen. 

Schwerpunkte

Im Anschluss wurden diverse
Anträge für die KPV-Landes-
versammlung im kommenden
Jahr vorbereitet. Unter anderem
sollen die Förderung von zwi-
schenörtlichen Straßen mit einer

sei konsequentes und zügiges
Handeln sowie eine entspre-
chende Finanzausstattung ober-
ste Maxime.

Neuwahlen

Wenig Änderungen gab es bei
der Neuwahl der Bezirksvor-
standschaft. Die 34 Wahlbe-
rechtigten bestätigten Franz
Schwarz in seinem Amt als Be-
zirksvorsitzender. Zu dessen
Stellvertretern wurden Roswit-
ha Nöbauer (Ruhstorf), August
Wittenzellner (Kollnburg) und
Manfred Kaschel (Gerzen) be-
stimmt. Zudem wurden 15 Bei-
sitzer und drei Vertreter in den
Hauptausschuss des KPV-Lan-
desverbandes sowie 24 Dele-
gierte sowie Ersatzdelegierte für
die Landesversammlung ge-
wählt. 

Ehrengäste

Ehrengäste waren MdB Bartl
Kalb, MdL Reserl Sem, der JU-
Landesvorsitzende MdEP Man-
fred Weber und die Deggendor-
fer Oberbürgermeisterin Anna
Eder. Die Wahlleitung über-
nahm Bezirksgeschäftsführer
Norbert Schmid. DK

Stehend obere Reihe von links: stv. KPV-Bezirksvorsitzender Manfred Kaschel, MdL Prof. Ger-
hard Waschler, stv. KPV-Bezirksvorsitzender August Wittenzellner, MdEP Manfred Weber,
MdL Reserl Sem, KPV-Bezirksvorsitzender Franz Schwarz, stellv. KPV-Bezirksvorsitzende
Roswitha Nöbauer, MdB Bartholomäus Kalb.

Dauerbrenner Bürokratieabbau
Treffen der bayerischen und baden-württembergischen Regierungspräsidenten

Bei der alljährlichen Dienstbesprechung der bayerischen und
baden-württembergischen Regierungspräsidenten freute sich
der Gastgeber, der Freiburger Regierungspräsident Dr. Sven
von Ungern-Sternberg, ganz besonders über die starke Prä-
senz seiner bayerischen Kollegen. Er bezeichnete das Treffen
als einen „hoch interessanten, Landesgrenzen überschreiten-
den Erfahrungsaustausch, der uns immer wieder wertvolle An-
regungen für die tägliche Arbeit bringt“. 

Die Tagesordnung der Dienst-
besprechung umfasste mehr als
ein Dutzend Punkte, davon eini-
ge, bei denen es sich unmittel-
bar um grenzüberschreitende
Aufgabenbewältigung handelt,
wie z. B. die polizeiliche Ko-
operation der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Hessen
und Rheinland Pfalz, die län-
derübergreifende Tierseuchen-
bekämpfung, die Zusammenar-
beit im Bereich Wasserwirt-
schaft für das Bearbeitungsge-
biet Main und die Neuabgren-
zung von Wasserschutzgebieten
im Bereich der Donau. 

Verwaltungsreform

Die Evaluation der Verwal-
tungsreform stand mit einem
Beispiel aus dem Forstwesen
ebenfalls auf der Agenda. Die
länderspezifischen Erfahrungen
bei der Umsetzung der EU-Vor-
gaben zur Aufstellung von Luft-
reinhaltungsplänen wurden be-
sonders intensiv diskutiert, weil

bundesweit die Änderung der
Bundeskennzeichnungsverord-
nung erwartet wird, die künftig
auch die Verhängung von Fahr-
verboten in Umweltzonen be-
einflusst.

EU-Förderprogramme

Ein weiteres europäisches
Thema waren die Förderpro-
gramme der EU-Kommission
und die Möglichkeiten, diese
zur Verbesserung der Infrastruk-
tur und damit zur Stär-kung der
regionalen Wirtschaft einzuset-
zen. Bei der Förderung grenzü-
berschreitender Projekte mit
Frankreich und der Schweiz aus
dem EU-Interreg-Programm
verfügt das Regierungspräsidi-
um Freiburg über einige Erfah-
rungen, Bayern kennt Ähnli-
ches mit den Nachbarn Öster-
reich und Tschechien, so dass
das Einwerben von Geldern aus
anderen europäischen Program-
men nahe liegt. 

Ein „Dauerbrenner“ speziell

für die Regierungspräsidien 
als Rechtsaufsichtsbehörden
sind Überlegungen, auf Wider-
spruchsverfahren bei Verwal-
tungsentscheidungen weitge-
hend zu verzichten, um damit
zur Verwaltungsvereinfachung
und zum Bürokratieabbau bei-
zutragen. Als Widerspruchsver-
fahren bezeichnet man die Prü-
fung von Verwaltungsentschei-
dungen durch übergeordnete
Verwaltungsstellen vor einer
abschließenden gerichtlichen
Entscheidung. 

„Dauerbrenner“
Widerspruchsverfahren

Einerseits verlängert sich
durch diese so genannten Vor-
verfahren ein Entscheidungs-
und Genehmigungsverfahren
oft um mehrere Monate, ande-
rerseits sind die damit verbun-
denen Kosten für betroffene
Bürger, aber auch für Unterneh-
men weitaus geringer als bei
dem anschließenden gerichtli-
chen Verfahren. Bayern hat hier
in einem Modellprojekt um-
fangreiche Erfahrungen gesam-
melt und seit dem 1. Juli dieses
Jahres viele Widerspruchsver-
fahren abgeschafft. 

Regelungskompetenz
behutsam ausüben

Allerdings sind sich die süd-
deutschen Regierungspräsiden-
ten einig, dass Bürokratieabbau
zunächst und vor allen Dingen
beim Abbau von Vorschriften
und einem maßvollen Verzicht
auf allumfassende gesetzliche
Regelungen anzusetzen hat:
„Bei der Entbürokratisierung ist
zunächst der Gesetzgeber auf-
gefordert, seine Regelungskom-
petenz behutsam auszuüben. Ei-
ne zu hohe Regelungsdichte be-
lastet die mit der Umsetzung
beauftragten Verwaltungen, die
durch Personalabbau ohnehin
mehr und mehr geschwächt
werden“, so von Ungern-Stern-
berg. 

Besichtigungsprogramm

Freiburgs Regierungspräsi-
dent ließ es sich zum Abschluss
des regen Meinungsaustauschs
nicht nehmen, seinen Gästen
persönlich Südbaden sowohl
von der städtebaulich-innovati-
ven als auch landschaftlich und
kulturell attraktiven Seite zu
zeigen: Einer Besichtigung des
Freiburger Modellstadtteiles Rie-
selfeld schloss sich ein Besuch
der ehemaligen Benediktinerab-
tei St. Peter mit ihrer vollständig
erhaltenen Barockanlage aus
dem 18. Jahrhundert und der
berühmten Rokoko-Bibliothek
an. DK

Panoramakarte der Hallertau
jetzt erhältlich

Erstmals: Dreidimensionale Darstellung der Landschaft im Herzen Bayerns

Die neue Panoramakarte der Hallertau haben kürzlich Land-
rat Rudi Engelhard und der Hohenwarter Verleger Josef Galli
der Öffentlichkeit vorgestellt. „Damit wird die Hallertau erst-
mals plastisch dargestellt,“ freute sich der Landkreischef. Das
Kartenwerk setzt die geografischen Informationen in ein drei-
dimensional wirkendes Bild der Landschaft um. Dabei geht die
Panoramakarte noch über den Inhalt einer regionalen Karte
großen Maßstabs hinaus. Sie vermittelt einen Eindruck vom
Typus der räumlichen Gegebenheiten und hebt diese hervor.
Die speziellen Besonderheiten einer Region wie Flusstäler oder
Erhebungen können so optimal berücksichtigt und präsentiert
werden, erläuterte Verleger Josef Galli.

Nach Ansicht von Landrat
Rudi Engelhard ist die druckfri-
sche Panoramakarte sowohl für
die einheimische Bevölkerung
als auch für Gäste ein interes-
santes Medium, die Hallertau
und die gesamte mittelbayeri-
sche Region kennen zu lernen.
Ferner sei sie ein erstklassiges
touristisches Informationsmit-
tel, dass die vielseitigen Land-
schaftsgebilde aufzeigt.

Deutlicher „Mehrwert“

Die Karte ist nicht nur ein 
attraktives Dekorationselement,
sondern kann auch von touristi-
schen Dienstleistern als Blickfang
und erläuternde Gebietskarte ein-
gesetzt werden. Sie bietet daher für
Informationsstellen, Hotels, Gast-
stätten sowie Freizeiteinrichtun-
gen einen deutlichen „Mehrwert“.

Bekanntheitsgrad
erhöhen

Landrat Rudi Engelhard:

„Damit werden die touristischen
Marketingziele des Landkreises
Pfaffenhofen nachhaltig unter-
stützt. Es sei sehr erfreulich, dass
sich der Galli-Verlag mit Sitz im
Landkreis (Hohenwart) dazu be-
reit erklärt habe, die neue Panora-
makarte zu vermarkten und damit

einen Beitrag zu leisten, die Hal-
lertau als Tourismusregion noch
bekannter zu machen.

Karte und Poster

Das Kartenwerk ist erhältlich
gefalzt mit einer Plastikmappe
unter der ISBN 978-3-936990-
37-9 zum Preis von 7,90 Euro.
In der Poster-Ausführung im
Großformat 132 x 98 cm kostet
die Karte 12,90 Euro.

Die neue Karte ist zu bezie-
hen über den Buchhandel, das
Landratsamt Pfaffenhofen a. d.
Ilm und direkt beim Galli Ver-
lag + Vertrieb GmbH, 86558
Hohenwart, Tel. 08443 8916,
www.galli-verlag.de

Bei der Präsentation: Landrat Rudi Engelhard (l.) mit 
Verleger Josef Galli.

Residenztage in Bayreuth
Musenhof der Wilhelmine im Mittelpunkt

Bayreuth-Fränkische Schweiz (fpo) - Zum dritten Mal veran-
staltet die Bayerische Schlösserverwaltung zeitgleich mit dem
Festival „Bayreuther Barock“ die „Bayreuther Residenztage“.
Aufgrund der großen Publikumsresonanz im vergangenen
Jahr wurden die Residenztage um eine Woche verlängert und
dauern in diesem Jahr noch bis 30. September. Insgesamt stan-
den 45 Veranstaltungen auf dem Programm, darunter Sonder-
führungen im Markgräflichen Opernhaus, im Neuen Schloss,
im Alten Schloss mit dem Hofgarten Eremitage sowie in
Schloss und Park Fantasie.

Veranstaltungen wie „Büh-
nenzauber des Barock“, „Die
Galli Bibiena - europäische
Stararchitekten und Bühnen-
bildner in Bayreuth“ oder „Bay-
reuth zwischen Österreich und
Preußen - Das Neue Schloss
als politische Botschaft“ stell-
ten die Besucher bislang vor
die Qual der Wahl. 

Themensonntage
als Neuheit

Im Mittelpunkt aller Führun-
gen standen die kunstsinnige
Markgräfin Wilhelmine, die aus
dem damals kleinen Provinz-
städtchen Bayreuth einen Mu-
senhof ersten Ranges gemacht
hatte, und die unter ihrer Re-
gentschaft errichteten Schlösser
und Gärten sowie das Mark-
gräfliche Opernhaus.

Neu waren die Themensonn-

tage: Erwachsene und Kinder
waren eingeladen, die Prun-
kräume, die Musikwelt und die
Parks der Markgräfin Wilhel-
mine und ihrer Tochter Friede-
rike zu erleben. Außergewöhn-
liche Erlebnisse versprechen
die Führung „Musikalische
Gartenlust“ im Alten Schloss
Eremitage und die Musik-Ma-
tinee im Schloss Fantasie, je-
weils mit dem Ensemble „Le
Sounatrici“.

„Mit Pauken
und Trompeten“

Bei Kinder- und Familien-
führungen erfahren Sechs- bis
Zwölfjährige beispielsweise,
was alte Mauern im Schloss er-
zählen. „Mit Pauken und Trom-
peten“ heißt die spannende Kin-
derführung durch das Markgräf-
liche Opernhaus. fpo
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GemeindezeitungViel Arbeit haben sich (von links) Dr. Theo Wettach, christlicher

Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für christlich-islamische
Begegnung und Zusammenarbeit in Würzburg e.V. (ACIB), Se-
ma Kuzucu, Integrationsbeauftragte der Kontakt- und Infor-
mationszentrale für Muslime sowie Sprecherin des Internatio-
nalen Islamischen Forums, und Tülay Özkan, Vorstandsmit-
glied ACIB, gemacht, um das zweite Mal ein Ramadan-Zelt am
Vierröhrenbrunnen auf die Beine zu stellen. Foto/Text: wkn

Bunte Vielfalt im Ramadan-Zelt
Würzburger Muslime lassen Mitbürger an ihrem heiligen Fastenmonat teilhaben

Am 13. September begann der muslimische Fastenmonat Ra-
madan. Unter dem Titel „Würzburg feiert seine Vielfalt“ wa-
ren Nicht-Muslime eingeladen, vieles über den Islam zu erfah-
ren und Menschen verschiedenster Nationalitäten und Religio-
nen kennenzulernen. Dazu wurde drei Tage lang neben dem
Vierröhrenbrunnen am Rathauseck ein Informations- und
Festzelt aufgebaut.

Im Ramadan-Zelt herrschte,
wie im Vorjahr, eine bunte Viel-
falt. Tagsüber gab es vor dem
Zelt Informationen. Bei orienta-
lischen Klängen konnte man be-
ten und meditieren, reden und
diskutieren, zuhören und beson-
dere Speisen genießen. Es wur-
den Koran-Rezitationen mit
Übersetzung geboten sowie
Grußworte und Vorträge gehal-
ten. Das Wichtigste aber, sagt
Sema Kuzucu, sei der zwanglo-
se Austausch zwischen Men-
schen gewesen.

Starkes Wir-Gefühl

Die Integrationsbeauftragte
bei kimus (Kontakt- und Infor-
mationszentrale für Muslime),
einer Integrationsstelle mit
Schwerpunkt Frauenarbeit, die
staatliche und städtische Unter-
stützung erfährt, zeigt sich auch
noch vom letztjährigen Rama-
dan-Zelt begeistert: „Menschen
unterschiedlicher Nationalitäten
und Glaubensrichtungen haben
ein starkes Wir-Gefühl erlebt“.
Weil nicht nur Würzburger in
das Zelt gekommen seien, sei
die Idee des Ramadan-Zeltes
auf Reisen gegangen und habe
inzwischen einen Nachahm-Ef-
fekt ausgelöst, weiß Kuzucu,
die auch als Sprecherin des In-
ternationalen Islamischen Fo-
rums Würzburg aktiv ist.

Schirmherrin Beckmann

Auf Nachfrage von Muslimen
aus Karlstadt soll in diesem Jahr
auch dort, vom 28. bis 30. Sep-
tember, mit Unterstützung aus
dem Karlstädter Rathaus, ein
Ramadan-Zelt stehen. Übrigens
hat auch in diesem Jahr Ober-

bürgermeisterin Dr. Pia Beck-
mann erneut die Schirmherr-
schaft zu der Veranstaltung in
Würzburg übernommen.

Stätte der Begegnung

Etwa 3.000 Muslime gibt es
in Würzburg. Sie sind zum Teil
in Gemeinden eingegliedert. So
gibt es drei türkische, eine bos-
nische und eine arabische Ge-
meinde in der Stadt. Alle Ge-
meinden haben sich zusammen-
gefunden, um als Gastgeber
mitten in der Stadt aufzutreten.
„Hier trifft die Hausfrau die Po-
litikerin und die Köchinnen
freuen sich, wenn es den vielen
fremden Menschen schmeckt“,
sagt Selma Kuzucu. Selbst
Skeptiker habe es im vorigen
Jahr zu denken gegeben, wenn
sie am Informationsstand Mus-
liminnen und Nicht-Muslimin-
nen mit oder ohne Kopftuch be-
gegnet seien.

Fest der Vielfalt

Mitorganisation zu dem Fest
der Vielfalt leisten die Arbeits-
gemeinschaft für christlich-is-
lamische Begegnung und Zu-
sammenarbeit Würzburg e.V.
(ACIB/zugleich Träger der In-
tegrationsstelle kimus) und das
Internationale Islamische Fo-
rum.

Interessantes Programm

Wie sich der pensionierte
evangelische Pfarrer Dr. Theo
Wettach, christlicher ACIB-
Vorsitzender, erinnert, musste
im Vorjahr am dritten Tag das
Zelt wegen Überfüllung dicht
gemacht werden. Damit sich

das nicht wiederholte, wurde
die Zelt-Kapazität auf 200 Per-
sonen verdoppelt. Auch in die-
sem Jahr habe man ein Pro-
gramm rund um den Fastenmo-
nat zusammengestellt, das für
Muslime und Nicht-Muslime
gleichermaßen interessant ge-
wesen sei.

Angenehme Atmosphäre

Der Wunsch, dass sich die
Menschen in angenehmer At-

mosphäre besser kennen- und
verstehen lernen, wurde erfüllt.
Nicht-Muslime hatten zudem
die Gelegenheit, aus erster
Hand allgemeine Informationen
über den Islam zu erhalten.

Tiefere Einblicke

Wer diese Begegnung vertiefen
möchte, weist Wettach hin, ist am
3. Oktober zu einem Tag der offe-
nen Moschee in Würzburg einge-
laden. Am 25. Oktober soll sich
ein Gesprächsabend in der Inte-
grationsstelle kimus anschließen,
damit die lange Zeit bis zum
nächsten Ramadan-Zelt über-
brückt wird.

Gundremmingen:

Römer kehren in
„Mansio“ ein

„Zuerst plündern und dann anzünden!“. Da waren Bürger-
meister Wolfgang Mayer und Hans Joas als Vorsitzender des
Gundremminger Heimatvereins vom Befehl des „Feldherrn
Lucius“ zunächst etwas geschockt. Mit diesen Worten ließ die-
ser seine Mannen auf dem Weg von Offingen nach Aislingen
zum dortigen Römerfest vor dem Gundremminger Rathaus
anhalten, hatten beide doch ein üppiges Gastmahl mit römi-
schen Speisen angerichtet. 

Angetan von Weintrauben,
dem Via Danubia-Bier, Römer-
Aqua, dem eigens kreierten
Würzwein  Condituum, Honig-
met, den römischen Brötchen
„Mustacei“ mit würzigen „Far-
cimen“ (Wurst) blieb es dann
glücklicherweise beim Plündern
des reich gedeckten Tisches.

In der ersten Hälfte des 3.
Jahrhunderts stand zwischen
Aislingen und Gundremmingen

an einer in dieser Zeit be-
deutenden Straßenkreuzung ei-
ne Straßenherberge, eine sog.
Mansio. Es war die letzte Sta-
tion sechs Kilometer vor dem
Pilgerheiligtum des Apollo
Grannus in Faimingen. Das war
für Hans Joas mit seinen Hel-
fern vom Heimatverein und ge-
meindlichen Bauhof der An-
stoß, eben eine Verpflegungs-
stätte einzurichten. Die Turm-

Gewalt gegen Kinder:

Landkreis Aschaffenburg
schafft „Notinseln“

Mit einem neuen Konzept will der Landkreis Aschaffenburg
gegen Gewalt gegen Kinder vorbeugen. Gemeinsam mit der
Karlsruher „Stiftung Hänsel + Gretel“ sollen sog. Notinseln
eingerichtet werden, die den Kindern in Gefährdungssituatio-
nen eine Zuflucht bieten.

Kinder sind heute in ihrem
Alltag vielen kleinen und großen
Gefahren ausgesetzt. Ob auf
dem Weg zur Schule oder zum
Kindergarten, ob auf dem Pau-
senhof oder dem Spielplatz: Ge-
walt - sei es durch andere Kinder
oder Jugendliche, aber auch
durch Erwachsene - kommt im-
mer wieder vor. Unter dem Mot-
to „Notinsel - wo wir sind, bist
Du sicher“ sollen insbesondere
Einzelhandelsgeschäfte, Bäcker,
Metzger, Friseure, kleinere Su-
permärkte, Apotheken und Ban-
ken Kindern in Notsituationen
einen Zufluchtsort bieten.

Verpflichtung zum Handeln

Geplant ist, dass mit Beginn
des neuen Schuljahres die ersten
Notinseln in Alzenau, Goldbach
und Großostheim ihren Dienst
aufnehmen, weitere Gemeinden
sollen nach und nach folgen. Die
unterstützenden Geschäfte, Ban-
ken, Apotheken und weitere Part-
ner kennzeichnen sich an ihrer
Tür als Notinsel. Damit signali-
sieren sie Kindern ihre Hilfsbe-
reitschaft und verpflichten sich
selbst zum Hinsehen und Han-
deln in Notsituationen. Alle Mit-
arbeiter erhalten eine Handlungs-
anweisung, die genau beschreibt,
was im Ernstfall zu tun ist. 

Projektpartner des Landkrei-
ses sind die Sparkasse und die
Raiffeisenbanken. Landrat Dr.
Ulrich Reuter, der die Schirm-
herrschaft für das Projekt über-
nommen hat, fasst das Ziel zu-

sammen: „Ich weiß natürlich,
dass es für viele Menschen in
unserer Region eine Selbstver-
ständlichkeit ist, Kinder in Not
zu helfen – mit den Augen der
Kinder betrachtet ist aber der
Helfer mithilfe des Notinsel-
Symbols deutlicher erkennbar.“

Die Stiftung „Hänsel + Gre-
tel“ hat das Projekt Notinsel vor
drei Jahren in Karlsruhe gestar-
tet. Zwischenzeitlich gibt es die
Notinseln in 53 Städten und
Landkreisen in ganz Deutsch-
land. Der Landkreis Aschaffen-
burg ist die erste bayerische
Kommune, die das Notinsel-
Konzept aufgreift und damit ei-
nen weiteren wichtigen Bau-
stein für den Schutz von Kin-
dern im Landkreis legt. Betrie-
be, die Interesse haben, als No-
tinsel zu dienen, können sich
beim Jugendamt des Landkrei-
ses Aschaffenburg melden. DK

Bürgermeister Wolfgang Mayer und sein Vize Alfred Herr-
mann verfolgen im Hintergrund wie die römischen Gäste den
reich gedeckten Tisch „plündern“. Bild und Text: hj

Bezirk Schwaben:

Neues Fachbuch
„Psychiatrische Diagnostik und Therapie
bei Menschen mit Intelligenzminderung“

Sehr häufig leiden Menschen mit einer Intelligenzminderung
auch unter einer Verhaltensstörung oder psychischen Erkran-
kungen. Doch trotz der schätzungsweise hohen Fallzahlen hinkt
in Deutschland die fachliche Entwicklung und Forschung in die-
sem Bereich im internationalen Vergleich noch hinterher. Erst
seit kurzem ist das Fachgebiet in die Weiterbildungsordnung
zum Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie aufgenom-
men, spezielle Literatur dazu gab es bislang noch nicht. Ein Ex-
perte vom Bezirk Schwaben hat dies nun geändert.

Seit vielen Jahren ist der Fach-
arzt für Psychiatrie und Psycho-
therapie und Pädagoge Christian
Schanze ein bundesweit aner-
kannter Fachmann auf diesem
Gebiet. So ist Schanze seit 1999
Sprecher der Arbeitsgruppe „Gei-
stige Behinderung“ der Bundes-
direktorenkonferenz, seit 2004 ist
er Ärztlicher Leiter des Zweck-
verbands-Krankenhauses St. Ca-
millus in Ursberg, in dem geistig
behinderte Menschen mit einer
psychischen Erkrankung behan-
delt werden.

Schanze ist nun Herausgeber
des ersten Fachbuches zur The-
matik, das im renommierten
Schattauer Verlag erschienen
ist. Der Band unter dem Titel
„Psychiatrische Diagnostik und
Therapie bei Menschen mit In-
telligenzminderung“ vermittelt
erstmalig einen umfassenden
und durch zahlreiche Fallbei-

spiele ergänzten praxisnahen
Überblick über sämtliche psy-
chiatrische Störungsbilder bei
Menschen mit Intelligenzmin-
derung. Dem Anspruch als Ar-
beits- und Praxisbuch wird das
300 Seiten starke Buch auch
durch die ausführliche Präsenta-
tion von Behandlungsverfahren,
darunter psychotherapeutische
und psychopharmakologische,
und durch eine anschauliche
DVD, die die Fallbeispiele und
Therapieverfahren visualisiert,
gerecht.

Aktueller Querschnitt

An dem interdisziplinär an-
gelegten Buch haben Auto-
ren verschiedener Professionen
mitgearbeitet, deren langjähri-
ge Erfahrung hier zu einem ak-
tuellen Querschnitt in der Ar-
beit mit der betroffenen Perso-
nengruppe gebündelt wird. Da-
her ist das Buch nicht nur für
Fachärzte und Ärzte in Weiter-
bildung zum Facharzt für Psy-
chiatrie und Psychotherapie in-
teressant, sondern für Mitarbei-
ter in allen Professionen, die
mit Menschen mit Intelligenz-
minderung arbeiten.

„Das Erkennen an sich, dann
die Behandlung psychischer
Störungen bei geistig behinder-
ten Menschen und deren päda-
gogische Begleitung erfordern
ein fundiertes Spezialwissen
von Ärzten und Betreuern“, be-
tont Christian Schanze. „Das
vorliegende Buch ist auch das
Ergebnis einer gemeinsamen
Anstrengung, das in Deutsch-
land bestehende Defizit aufzu-
arbeiten.“

bläser der heimischen Blaska-
pelle hatten sich auf dem Turm
der Grundschule postiert. Diese
mussten lange warten bis sie die
Ankunft mit ihren Posaunen
und Trompeten ankündigen
konnten.

Die Hitze forderte zuvor die
Krieger auf ihrem Marsch be-
reits zu mehreren Zwangspau-
sen. So war die „Straßenher-
berge mit Verpflegung“ eine
willkommene Zwischenstati-
on und stimmte die Milites Be-
denses friedlich. Mit den Gund-
remminger Bürgerinnen und
Bürgern kam es zu einem fried-
lichen Dialog und Bürgermei-
ster Wolfgang Mayer setzte mit
Hans Joas wieder eine freundli-
chere Miene auf.

Bezirk Oberbayern:

„Generationen
verbinden“

„Generationen verbinden“
ist das Motto des neuen, 
acht Seiten umfassenden
Museumsflyers des Bezirks
Oberbayern. Der Prospekt
zeigt erstmals alle Museen,
Museumsbeteiligungen so-
wie den schafhof - europäi-
sches künstlerhaus oberbay-
ern - in Freising, die zum Be-
zirk gehören. Damit wird ein
interessanter Bogen gespannt
zwischen kleinen, teilweise
auch relativ neuen Museen
wie dem Psychiatrie-Muse-
um im Klinikum München-
Ost in Haar und dem etab-
lierten Freilichtmuseum
Glentleiten in Großweil bei
Murnau, das bereits seit über
30 Jahren besteht.

„Wir möchten die kulturel-
le Vielfalt zeigen, die im Be-
zirk Oberbayern vereint ist“,
erläutert Bezirkstagsprä-
sident Franz Jungwirth.
„Gleichzeitig wollen wir auf
die Museen und Ausstellun-
gen neugierig machen“.

Ab der zweiten Besichti-
gung gibt es übrigens er-
mäßigten Eintritt für die
ganze Familie, nach dem
dritten Mal kann man an ei-
nem Gewinnspiel teilneh-
men. Als Hauptpreise win-
ken ein Erlebnistag für zehn
Personen auf der Glentleiten
oder ein Genießer-Wochen-
ende mit Konzertbesuch im
Kloster Seeon; als Nachweis
dazu gilt das Stempelfeld des
Flyers. Es gibt aber auch ori-
ginelle Überraschungspreise
zu gewinnen wie Kegeln auf
einer historischen Bahn oder
„Bier-Essig“ aus Wolnzach.
Einsendeschluss ist in jedem
Jahr der 31. Dezember.
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„So sehr man sich abmüht
mit einer guten, soliden Politik
für die örtlichen Bedürfnisse -
ganz abkoppeln von den Me-
ga-Trends der gesamtpoliti-
schen Entwicklung kann man
sich auch in einem Kommu-
nalwahlkampf nicht.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, las
interessiert einen Zeitungs-
beitrag, der zu dem Schluss
kam, dass Deutschland nicht
dem Neo-Liberalismus, son-
dern dem Neo-Etatismus fröne.

So sind fast zwei Drittel unserer Landleute
gegen eine Privatisierung der Bahn. Und dass,
obwohl fast ebenso viele - also wohl alle Bahn-
kunden - sich massiv über das Staatsunterneh-
men mit seinen kundenunfreundlichen Fahrplä-
nen, institutionalisierten Verspätungen, vergam-
melten Zuggarnituren und dem Überbesatz an
inkompetentem Personal ärgern. Vergessen die
Tatsache, dass durch die Privatisierung von

Post und Telekom in diesen früheren Verdrussbra-
chen der Service und die Konkurrenz drama-
tisch vergrößert und die Preise teilweise deut-
lich verkleinert wurden. Keiner denkt scheinbar
auch daran, dass heute Privatbahnen, die in
Schleswig-Holstein zum Beispiel schon die
Hälfte des Nahverkehrs abwickeln, den Kunden
erheblich bessere Beförderungsmöglichkeiten
bieten als die Bahn.

Nein, unser Land sehnt sich nach all den dra-
matischen Veränderungen und Umstellungen
der letzten 15 oder 20 Jahre nach der muffigen
Retrorepublik der 70er Jahre mit einem gewollt
starken öffentlichen Sektor, Eingriffen in die
Wirtschaft bei großzügigster Libertinage in al-
len gesellschaftlichen Dingen und einem üppi-
gen sozialen Netz, das bei Notwendigkeit auch
mal eine bequeme Hängematte sein konnte.
Kurz, wir erleben die Renaissance der Über-
sichtlichkeit, während die Welt in dramatischem
Umbruch ist.

Natürlich ist es in einem solchen Klima den
Leuten auch wieder wichtiger, dass der Staat für
Gleichheit sorgt, als für Freiheit. Deshalb muss

ein Begriff auch wieder stärker
unter Verbiegungen und Ver-
zerrungen leiden, der immer
wieder von den Verfechtern
der Freiheit, wie der Gleich-
heit als Kronzeuge angerufen
wird: Die Gerechtigkeit.

Hier handelt es sich ja ei-
gentlich um eine der Kardinal-
tugenden, die beschreiben sol-
len, wie der einzelne sein Han-
deln auszurichten habe, damit
es sich sowohl zu seinem eige-

nen Besten als auch zum Nutzen der Gemein-
schaft auswirkt. Gerechtigkeit hat viele Facet-
ten, vom Gebot, sich bei der Beurteilung einer
Person oder eines Sachverhalts nicht von sach-
fremden Erwägungen lenken zu lassen bis hin
zum Postulat „Jedem das Seine“.

Schwierig wird es aber, wenn sie in Gestalt
der so genannten Sozialen Gerechtigkeit daher-
kommt. Da geht es etwa um die Frage, wie ge-
sellschaftlicher Reichtum allen gerecht zugäng-
lich gemacht werden. Wenn man also einen Ku-
chen durch zwei Menschen teilt, soll man dann
jedem die Hälfte geben? Und wenn der eine
Single ist, der andere aber fünf Kinder hat - ist
es dann nicht ungerecht, dem nur eine Hälfte zu
geben, der soviel Münder zu stopfen hat? Wenn
aber der Single die Eier, das Mehl, die Früchte
und die Energie zum Backen bereitgestellt, der
andere aber nur geknetet hat? Fragen, die je
nach gesellschaftlicher Großwetterlage immer
unterschiedlich beantwortet werden. 

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht den der-
zeitigen Trend mit Sorgen. Gerade in Zeiten des
Aufschwungs wäre es doch zu erwarten, dass
die Leute optimistischer, wagemutiger, eher die
Freiheit favorisierender wären. Oder haben die
bösen Zungen Recht, die meinen, die Leute
könnten sich am Aufschwung nicht freuen, weil
er mit Arbeit verbunden ist. Sind deshalb die
Politpropheten so beliebt, die Gleichheit durch
immer noch mehr Umverteilung predigen? Da-
bei wusste schon Goethe auf dem heutigen Ka-
lenderblatt: „Gesetzgeber oder Revolutionärs,
die Gleichsein und Freiheit zugleich verspre-
chen, sind Phantasten oder Charlatans.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Renaissance der
Übersichtlichkeit

Ehrung von Landkreis und Stadt Dillingen:

St.-Ulrich-Preis für Miloslav
Kardinal Vlk aus Prag

Dillingen. Als „verdienstreicher europäischer Brückenbauer
und bedeutender Hoffnungsträger unserer Zeit“ gefeiert wurde
der siebte Träger des „Europäischen St.-Ulrich-Preises des
Landkreises und der Stadt Dillingen“, Miloslav Kardinal Vlk
aus Prag. In den Mittelpunkt der Feierlichkeiten im „Schwäbi-
schen Rom“, wie Dillingen als historische zweite Residenz der
früheren Augsburger Fürstbischöfe bezeichnet wird, standen
der Pontifikalgottesdienst in der einstigen Universitätskirche
und der Festakt im „Goldenen Saal“. Der designierte Bayerische
Ministerpräsident und Innenminister Dr. Günther Beckstein
würdigte in seiner Laudatio auf den Geehrten dessen Vorbild
während der Zeit der Kirchenverfolgung durch die Kommuni-
sten und als europäischer Brückenbauer. 

Mit besonderer Anerkennung
bedacht wurde von den Reprä-
sentanten des Staates und der 
Kirche der über Bayern und
Deutschland hinaus reichende
Rang des „Europäischen St.-Ul-
rich-Preises“. Dieser wurde im
Jahr 1993, dem 1000. Jahr der
Heiligsprechung des Augsburger
Diözesanpatrons St. Ulrich von
der „Europäischen St.-Ulrich-
Stiftung“ des Landkreises und der
Stadt Dillingen geschaffen. Stif-
tungszweck ist „die Förderung
der Einheit Europas in christlich-
abendländischer Tradition und im
Geiste des Hl. Ulrich“. Vorsitzen-
der des Kuratoriums der Stiftung
ist der Bischof von Augsburg, Dr.
Walter Mixa. Der mit 7500 Euro
dotierte St.-Ulrich-Preis wird alle
zwei Jahre vergeben. 

Als Mitglied des Vorstandes der
„Europäischen St.-Ulrichs-Stif-
tung“ und Rector ecclesiae der
Studienkirche wies Regionalde-
kan Gottfried Fellner in seinem
Grußwort in dem ehrwürdigen
Gotteshaus auf die Notwendigkeit
des Weges zu Gerechtigkeit und
Frieden in und für Europa hin.

Wurzelstock bewahren

Bischof Mixa erinnerte in sei-
ner Predigt an den großen Heili-
gen St. Ulrich mit den familiären
Wurzeln im Landkreis Dillingen,
der als Reichsfürst vor einem
Jahrtausend die christliche Kultur
Europas gerettet habe. Herausge-
stellt wurde von Mixa die Mitver-
antwortung aller für die Weiterga-
be des Glaubens. Es gelte, „den
Wurzelstock des christlichen Eu-
ropa zu bewahren“, gerade vor
dem Hintergrund des schmerzli-
chen Missbrauchs der Macht
durch Nationalsozialismus und
Kommunismus. Millionen Opfer
seien die Folge gewesen davon,
„dass Menschen sich an die Stelle
Gottes gesetzt haben“. Als her-
ausragendes Beispiel für das mu-
tige Bekenntnis zu Christus ver-
wies der Bischof auf den ehema-
ligen Fensterputzer Kardinal Vlk,
der sich den Regeln des kommu-
nistischen Geheimdienstes nicht
unterworfen habe. 

Beim Festakt betonte der Vor-
sitzende der Europäischen St.-
Ulrich-Stiftung, Landrat Leo
Schrell, der Priester Miloslav Vlk

habe „Gegenwind nie gescheut
...als unbequemer Mahner auch
unter dem Kommunismus“. Die
Stiftung ehre einen europäischen
Brückenbauer. 

Unermüdlicher Einsatz

Staatsminister Beckstein hob
in seiner Laudatio auf den Ge-
ehrten hervor, Kardinal Vlk ha-
be durch seinen unermüdlichen
Einsatz für die Aussöhnung
zwischen Tschechen und Deut-
schen und durch sein Bemühen
um ein friedliches Zusammen-
leben von Völkern sowie durch
sein langjähriges Wirken als
Präsident des Rates der Eu-
ropäischen Bischofskonferen-
zen einen herausragenden Bei-
trag zur Einigung Europas ge-
leistet. In einem Versöhnungs-
brief an die aus ihrer Heimat
vertriebenen Böhmerwäldler sei
von ihm 1989 die Vertreibung

der Sudetendeutschen als „zu-
tiefst unmoralische Tat“ verur-
teilt worden. Mit Nachdruck
plädierte Beckstein für die Ab-
schaffung der Benesch-Dekrete.
Vertreibung, Mord und Verge-
waltigung könnten nicht per
Dekret für rechtens erklärt wer-
den. Echte Versöhnung setze
voraus, dass die Wahrheit nicht
verschwiegen werde.

Brustkreuz von Stimpfle 

Kardinal Vlk erinnerte in sei-
nem herzlichen Dank, der mit
starkem Beifall aufgenommen
wurde, an die engen Kontakte
mit der deutschen Bischofskon-
ferenz und der Ackermannge-
meinde. Ein guter Freund gewe-
sen sei ihm der frühere Augsbur-
ger Erzbischof Josef Stimpfle:
„Er hat mir im Jahr 1990 zu mei-
ner Bischofsweihe das Brust-
kreuz mit dem Bild des Heiligen
Ulrich von dem Münchner Künst-
ler Falk geschenkt, das ich alle
Tage trage.“

Weiterer Ansporn

Den St.-Ulrich-Preis betrachte
er, so der Prager Kardinal, als
neuen Ansporn zu weiteren Akti-
vitäten für eine gute Zukunft Eu-
ropas. Abgeschlossen wurde der
Festakt mit der Eintragung in das
Goldene Buch der Stadt.

Gemeinsame Freude über die Verleihung des „Europäischen St.-Ulrich-Preises“ an Miloslav
Kardinal Vlk (Prag) in Dillingen. Von rechts: die Landräte Stefan Rößle (Donau-Ries) und Leo
Schrell (Dillingen), Bischof Dr. Walter Mixa, Regionaldekan Gottfried Fellner, Kardinal Vlk,
Staatsminister Dr. Günther Beckstein, Josef Endres (Sudetendeutsche Landsmannschaft), Tho-
mas Demel (Paneuropa-Union), Ministerialdirigent Paul Hansel (Bayerische Staatskanzlei),
Oberbürgermeister Hans-Jürgen Weigl, Dillingen. Text und Bild: -jdt- 

Wirtschaftsraum Südbayern:

Erhöhter Handlungsbedarf
Bei einer Mitgliederversammlung des Vereins Wirtschafts-
raum Südbayern. Greater Munich Area e. V. in Landsberg am
Lech stand die Initiative Metropolregion München im Zen-
trum der Aufmerksamkeit. Das Thema wurde durch einen
Fachvortrag mit anschließender Podiumsdiskussion erörtert.   

Zum Einstieg in die Veran-
staltung referierte Dr. Rein-
hard Dörfler, Hauptgeschäfts-
führer der IHK für München
und Oberbayern, zum Thema
„Metropolregion München -
Deutschlands führender Wirt-
schaftsstandort“. Die Spitzen-
stellung der Metropolregion
München bestätigen Dörfler zu-
folge diverse Rankings führen-
der Forschungsinstitute und
Fachzeitschriften. Als Hinter-
grund für die herausragend po-
sitive Entwicklung nannte er
mehrere Gründe: die bayerische
Forschungs- und Technologie-
politik der vergangenen Jahre,
den ausgewogenen Branchen-
mix der Region und die gute
Entwicklung des Dienstleis-
tungssektors, insbesondere im
Bereich der unternehmensbezo-
genen Dienstleistungen.

Globalisierung als Chance

Als weitere Stärke der Region
bezeichnete der Geschäftsführer
die intensiven internationalen
Verflechtungen, „denn Globali-
sierung sollte nicht rein negativ
bewertet, sondern als Chance
genutzt werden“. Wie Untersu-
chungen zeigten, schafften im
Ausland aktive Unternehmen
im eigenen Land weitaus mehr
Arbeitsplätze. Auch die Wissen-
schaft bilde einen bedeutenden
Standortfaktor der Region. Mit
der LMU und der TU verfüge
die Stadt München über zwei

Elite-Universitäten, hinzu kom-
me eine Vielzahl weiterer Uni-
versitäten und Fachhochschulen
in der Metropolregion Mün-
chen. 

Hohe Lebensqualität

Die Bedeutung der Wissen-
schaftslandschaft der Region er-
gibt sich laut Dörfler zum einen
aus der engen Verflechtung von
Forschung und Entwicklung zu
den Unternehmen und zum an-
deren durch das Vorhandensein
von Humankapital. Letztend-
lich zeichne die Region noch ei-
ne Vielzahl weicher Standort-
faktoren aus, die einen wichti-
gen Beitrag zur hohen Lebens-
qualität leisten.

Podiumsdiskussion

An der anschließenden Podi-
umsdiskussion beteiligten sich
Prof. Dr. Hans-Dieter Haas vom
Lehrstuhl für Wirtschaftsgeo-
graphie der LMU München, In-
go Lehmann, Oberbürgermei-
ster der Stadt Landsberg am
Lech, Walter Eichner, Landrat
des Landkreises Landsberg am
Lech, Hans Rampf, Oberbür-
germeister der Stadt Lands-
hut, Peter Saalfrank, Hauptge-
schäftsführer der IHK Schwa-
ben sowie Thomas Bugl, Stadt-
direktor der Stadt Rosenheim.
Die Moderation übernahm der
Vorsitzende des Vereins Wirt-
schaftsraum Südbayern. Greater

Munich Area e. V., Dr. Reinhard
Wieczorek.

Neue Ebene

Haas sieht für die Region ei-
nen erhöhten Handlungsbedarf,
um den Wirtschaftsstandort
auch international zu stärken
und begrüßt daher die Initiative
Europäische Metropolregion
München als neue Ebene ko-
operativer Planung. 

Konkrete Projekte

Alle Diskussionsteilnehmer
waren sich bezüglich des wei-
teren Vorgehens einig: Weni-
ger die Strukturen der EMM,
sondern konkrete Projekte sol-
len im Vordergrund stehen -
hier wurden beispielsweise die
Verbesserung der Anbindung
des Münchener Flughafens so-
wie der weitere Ausbau der be-
reits durch die GMA initiierten
Vernetzung der Hochschulen
genannt. DK

Richtigstellung
In unserer letzten Ausga-

be hat sich beim Bericht
über den 65. Geburtstag von
Lichtenfels’ Landrat Rein-
hard Leutner der Fehlerteu-
fel eingeschlichen: Heraus-
ragendes Ereignis war nicht
die erfolgreiche Bohrung
nach einer Mineralölquelle
im Jahre 1975, sondern die
nach einer Mineralsolquelle.
Wir bitten das Versehen zu
entschuldigen.

Auto für das 
Netzwerk Hospiz 

Spende der VR-Banken im Kreisverband Traunstein-
Berchtesgadener Land

Die Volksbanken und Raiffeisenbanken im Kreisverband Traun-
stein-Berchtesgadener Land haben dem „Netzwerk Hospiz - Ver-
ein für Hospizarbeit und Palliativbetreuung Traunstein e.V.“ im
Klinikum Trostberg ein so genanntes VR-Mobil gespendet.

Getreu dem Motto „VR-Ban-
ken machen mobil“ überreichte
Stephan Götzl, Präsident des
Genossenschaftsverbands Bay-
ern, das Fahrzeug an Landtags-
präsident Alois Glück, dem
Vorsitzenden des Netzwerks
Hospiz.

Hilfe für Bedürftige

„Ziel ist es, dort für Mobilität
zu sorgen, wo bislang finanzielle
Mittel fehlten oder knapp sind.
Die Kreditgenossenschaften im
Kreisverband Traunstein-Berch-
tesgadener Land wollen dazu 
beitragen, dass Hilfe auch künf-
tig unmittelbar bedürftigen Men-
schen zugute kommt“, sagte
Götzl bei der Übergabe des Pkws. 

Das Fahrzeug ist eines von
über 215 VR-Mobilen, die die

bayerischen Kreditgenossen-
schaften dieses Jahr an soziale,
karitative und gemeinnützige Ein-
richtungen im Freistaat spenden.
Sie werden aus den Erträgen des
VR Gewinnsparvereins Bayern
finanziert. Der Verein organisiert
seit 55 Jahren die Lotterie der
bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken. Ihre Besonder-
heit: Sie garantiert den Teilneh-
mern pro Los einen Sparbetrag
von 4 Euro und die Gewissheit,
mit 25 Cent Gutes zu tun. 

Zwischen 1996 und 2006 wur-
den insgesamt über 33 Millionen
Euro aus den Erträgen des Ge-
winnsparvereins an gemeinnützi-
ge Empfänger in Bayern ausge-
schüttet. Ab 2007 werden pro
Jahr mindestens 10 Millionen Eu-
ro für gute Zwecke gespendet
werden.
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Vorschau auf GZ 19
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 19, die am 11. Oktober
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Abfall und Recycling
Umweltschutz

Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge

Papst-Geschenk:

Beteiligte Kommunen
Ainring, Altötting Landkreis, Alzenau, Amberg, Ansbach,

Arnstorf, Aschaffenburg, Aschau a. Inn, Augsburg, Bad Birnbach,
Bad Füssing, Bad Griesbach i. Rottal, Bad Tölz, Baiersdorf, Bam-
berg, Bayreuth, Berchtesgaden, „Berchtesgadener Land, Landkreis“,
Bogen, Brand-Guteneck, Buchbach (Markt), Büchlberg, Burghau-
sen, Burgkirchen a. d. Alz, Burglengenfeld, Cham, Dachau, Deg-
gendorf, Eggenfelden, Eichstätt, Erding, Erlangen, Forchheim, Frei-
lassing, Freising, Friedberg, Fürstenfeldbruck, Fürth, Geiselhöring,
Hengersberg, Hersbruck, Höllmühl, Ingolstadt, Ismaning, Johannis-
kirchen, Kaufbeuren, Kempten (Allgäu), Kirchberg i. Wald, Kirch-
ham, Landshut, Lauf a.d. Pegnitz, Laufen, Marktl am Inn, Massing,
Mauerberg, Maxhütte-Haidhof, Memmingen, Metten (Markt),
Mühldorf a. Inn, München, Neunburg vorm Wald, Neuötting, Nörd-
lingen, Nürnberg, Passau Landkreis, Pentling, Penzberg, Pfaffen-
hofen a. d. Ilm, Pfarrkirchen, Piding, Pocking, Pullach i. Isartal,
Raubling, Regensburg, Rehau, Rosenheim, Röthenbach a. d. Peg-
nitz, Rottal-Inn Landkreis, Sammerei-Ortenburg, Schönau (Rottal-
Inn), Schwabmünchen, Schweinfurt, Senden, Simbach a. Inn, St. Ot-
tilien, Straubing, Sulzbach-Rosenberg, Tittmoning, Töging a. Inn,
Traunreut, Traunstein, Trennbach, Unterföhring, Vilshofen an der
Donau, Volkenschwand, Wasen, Wemding, Wiesent, Wolfratshau-
sen, Wörth a. d. Donau, Würzburg.

Bayerische Städte und Gemeinden:

Ehrung für Papst
Benedikt den XVI.

Vor wenigen Tagen nahm Papst Benedikt der XVI. in Velletri
(Italien) im Beisein von Oberbürgermeister Hans Schaidinger,
Vorsitzender des Bayerischen Städtetags, und weiterer Reprä-
sentanten bayerischer Kommunen die Benediktsäule entgegen.
Die Säule ist ein Geschenk bayerischer Städte und Gemeinden
an Papst Benedikt den XVI. anlässlich seines 80. Geburtstages
im Frühjahr dieses Jahres. 

An diesem Geschenk haben
sich 100 bayerische Städte und
Gemeinden beteiligt. Sie haben
mit insgesamt 100.000 Euro zur
Finanzierung beigetragen. Die
Namen der beteiligten Kommu-
nen sind in der Bodenplatte, auf
der die Säule ruht, eingraviert
(siehe Bild links).

Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger hat im Vorfeld das Ge-
schenk als ein Zeichen der Ver-
bundenheit des Papstes zu seiner
bayerischen Heimat bezeichnet.
Die Säule wurde von dem Eggen-

feldener Bildhauer Josef Michael
Neustifter entworfen und ange-
fertigt. 

Als Aufstellungsort wurde auf
besonderen Wunsch des Papstes
der Vorplatz der Basilika San Cle-
mente in Velletri, die Titular-
kirche des früheren Kardinals Jo-
sef Ratzinger, gewählt. Für den
Regensburger Oberbürgermeister
Hans Schaidinger eine gute Wahl,
denn in Rom würde die Stele im
öffentlichen Raum untergehen; in
Velletri ist die Stele aber etwas
Besonderes.

Mittelstandsunion München:

Thomas Schmatz erneut
Bezirksvorsitzender

Die Mitglieder der Bezirksversammlung der MU München ha-
ben Stadtrat Thomas Schmatz einstimmig zu ihrem Bezirksvor-
sitzenden gewählt. In seinem Rechenschaftsbericht zog Schmatz
Bilanz über die Veranstaltungen der vergangenen zwei Jahre.

Besonders wurden die erfolg-
reichen Veranstaltungen mit Wirt-
schaftsminister Michael Glos,
dem Bezirksvorsitzenden, Staats-
sekretär Dr. Otmar Bernhard,
dem Landesvorsitzenden der Se-
nioren-Union Prof. Dr. Weckerle,
mit MdEP Alexander Radwan
und dem OB-Kandidaten der
CSU, Fraktionsvorsitzenden Jo-
sef Schmid, hervorgehoben.

Nach wie vor erfolgreich war
dabei die gute Zusammenarbeit
mit dem Wirtschaftsbeirat Bay-
ern, dessen Münchner Vorsitzen-
den Konsul Hans Hammer und
dem MU-Landesverband, dessen

stellvertretender Landesvorsit-
zender Thomas Schmatz ist.

Perspektiven

Dieser zeigte sich zuversicht-
lich, mit den bewährten und neu-
en Mitgliedern des Bezirksvor-
standes eine erfolgreiche Arbeit
für die CSU, gerade auch im
Hinblick auf die Kommunalwahl
am 2. März 2008 leisten zu kön-
nen, wobei der Mittelstand in
Zukunft noch mehr als bisher so-
wohl in fachlicher wie personel-
ler Hinsicht sein Gewicht ein-
bringen werde.

Tourismusausschussvorsitzende Marlene Mortler mit dem
Präsidenten des Bayerischen Hotel- und Gaststättenverbandes,
Siegfried Gallus. Bild und Text: wefa

Tourismusausschuss-Vorsitzende Marlene Mortler:

Bayern ist Spitzenreiter
Nürnberg - Die tourismuspolitischen Sprecher der Landtags-
fraktionen der CDU und der CSU trafen sich mit Vertretern der
Unions-Arbeitsgruppe Tourismus des Deutschen Bundestages in
Nürnberg. Dabei stellte die Vorsitzende des Tourismusausschus-
ses im Deutschen Bundestag, Marlene Mortler, fest: „Der
Deutschland-Tourismus ist weiter im Aufwind.“

Alle Bundesländer konnten
nach Mortlers Darstellung im
ersten Halbjahr mehr oder
gleichbleibend viele Übernach-
tungen wie 2006 verzeichnen.
Spitzenreiter bleibt Bayern mit
43,2 Millionen Übernachtun-
gen.

Das eigene Land
erkunden

„Deutschland ist bei den
Deutschen als Reiseziel weiter
im Kommen“, sagte Mortler.
So sei die Inlandsnachfrage bei
den Übernachtungen in den er-
sten sechs Monaten um 3,7
Prozent gestiegen. „Hierzu dürf-
ten auch die warmen Tempera-
turen im Frühjahr beigetragen
haben. Sie ließen mehr Deut-
sche die Koffer packen, um das
eigene Land zu erkunden“, ur-
teilte die Fränkin.

Bei ausländischen Gästen re-

gistrierten die Statistiker im 
ersten Halbjahr zwei Prozent
mehr Übernachtungen. „Wir pro-
fitieren nach wie vor vom Ima-
gegewinn der Fußball-Welt-
meisterschaft“, betonte Mort-
ler. Allerdings sei dies auf län-
gere Sicht kein Selbstläufer.
Die internationale Konkurrenz
schlafe nicht. 

Vermarktung muss
intensiviert werden

Das Reiseland Deutschland
müsse noch intensiver rund um
den Globus vermarktet werden.
Der Bundestag werde daher die
Mittel für die Deutsche Zentrale
für Tourismus (DZT) auf 25,5
Millionen Euro erhöhen. Dies
werde auch dem Freistaat Bay-
ern als Reiseziel zugute kom-
men. Die DZT ist für das
Deutschland-Marketing im In-
und Ausland zuständig.

In der Bodenplatte, auf der die Benediktsäule ruht, sind die Na-
men der Städte und Gemeinden eingraviert.


